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Atom lntem 

Lang, lang ist es her, daß wir in deratomwas 
über uns geschrieben haben - Jal'lre sind 
vergangen, vielleicht hatsich manch eine/ei­
ner schon gefragt, wie die das immer noch 
machen. Nun, daß haben sich immer mehr 
von uns in letzter Zelt auch gefragt Und so 
haben wir uns am ersten Juni-Wochenende 
getroffen, um tu besprechen, wie es mit der 
atom weitergehen soll. 
Es sollte an diesem Wochenende einmal 
ausdrücklich nicht über die nächste Num­
mer, überdieletzten Ausgaben, überorgani­
satorische Dinge oder Ananzen, und es soll­
te auch ausdrücklich nicht über inhaltlich­
politische Schwerpunktthemen diskutiert 
werden. 
Das haben wir auch weltgehend durchge­
halten, mit der Ausnahme, daß irgendwann 
bei jedem atom-Treffen auch die .aktuelle" 
Lage in Bewegung und Politik im brainstor­
mlng. Verfahren diskutiert wird. Doch zurück 
zum eigentlichen Thema: 
Die Ausgengsposition in der atom war fol­
gende: die letzte.n Nummern wurden unter 
z.T.sehr schwierigen Bedingungen gemacht 
(die bekannten Dinge wie zu wenig Zelt, zu 
wenig Leute, alles auf den letzten Drücker 
usw.).Zusammen mit der Tatsache, daß sich 
bei allen von uns über die Jahre Verschlei­
ßerscheinungen gezeigt haben und zuneh­
mende Motivationsprobleme, kam es dies­
mal an den Punkt, daß fast die Hälfte der 
Redaktion -sowohl in Lüneburg als auch in 
Göttingen gesagt hat, so geht es nicht wei­
ter, so mache ich nicht mehrweiter mit Klar 
war auch, daß die anderen nicht allein wei­
termachen wolleo und/Oder können. Damit 
das besser nachvollzogen werden kann 
noch mal ein kurter Rückblick. atom be­
steht seit der Fusion von atommüllzeltung/ 
LQneburg 1,1nd atomexpress/Göttingen 
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1984 aus den zwei autonomen Redaktio­
nen in Lüneburg und Göttingen. Wir haben 
seit dem 35 Ausgaben gemacht und insges­
amt hat die Konstruktion gut gehalten. Die 
atom wird sowohl in Göttingen als auch in 
Lüneburg produziert, dort werden im 
Schnitt die Hälfte der Seiten jeweils gesetzt 
lay-outet usw. Druck ilrt wechselseitig in 
Göttingen und Lüneburg, der Versand/Ab­
obetreuung seit einigen Jahren fest in Lüne­
burg. Wir haben uns pro Ausgabe einmal 
zur .inhaltlichen Diskussion und Abstim­
mung getroffen und einmal nach Abschluß 
des Lay-outs, um die beiden atomtene zu­
sammenzustellen. in losen Abständen,ca. 1 
mal im Jahr haben wir ein atom-Wochenen­
de gemacht, auf dem wir länger und grund­
sätzlicher über inhaltliche Themen disku­
tiert haben. 

Bis aufwenige Ausnahmen ist in 
diesen Jahren die Redaktion Im Kern kon­
stant geblelben, d.h., die meisten der 10 Ieu­
te, die die atomredaktion ausmachen, ma­
chen dies schon seit vielen Jahre.n. Wir sind 
wohl ein ziemlich verschworener Haufen ge­
worden in diesen Jahren und verstehen uns 
sowohl persönlich als auch in den politi­
schtm Diskussionen sehr gut, ätzende Strei­
tigkelten und Hahnenkämpfe, Proflllerungs­
oder Machtkämpfe und was es sonst noch 
an unerfreulichen Begleiterscheinungen in 
der pollltischen Arbeit allerorten gibt, sind 
uns bislang erspart geblieben. Ich sag's nur 
deshalb so ausfüHrlich, weilich denke, daB 
es ansonsten die atom schon lange nicht 
mehrgeben würde und das es auch zu einer 
solchen Art der Auseinandersetzung, wie 
an diesem Wochenende sonst nicht hätte 
kommen können: nämlich gesprägtvom ge­
genseitigen Verstehen für die Position des 
anderen und von einer sehr weitgehenden 

Verantwortlichkelt des Einzelnen für die 
atom und für die anderen Personen - ein 
biSchen holprig ausgedrückt, aberich hoffe, 
es kommt rüber, was ich damit ausdrücken 
will. 
Also: A!Jsgangngspunkt: von 10 atom-Lau­
ten sagen 4 definitiv, daß sie ab der näch­
sten Nummer nicht mehr mitmachen. Die 
Gründe dafür sind .Individuell venschieden, 
sind Gründe, die Im wesentliehen nicht 
hausgemacht sind, sondern allgemeiner Na­
tur- ihrwerdet sie aus anderen Zusammen­
hängen kennen, wie da sind: nach zum Teil 
1 0 oder mehr Jahren atom und sonstiger 
poltlscher Arbeit sind die Batterien leer, es 
Ist einfach nicht möglich, über einen so lan­
gen Zeltraum so viel Kraft da relnzustecken, 
wo insgesamt die Kräfte durch andere Din­
ge, die auch wichtig sind, stark in Anspruch 
genommen werden - Stichwort: .Beruf, Fa­
milie, Kinder usw. Alle ln der Redaktion sind 
seit Jahren voll berufstätig, tellweise in ex­
trem streBigen Berufsfeldern, die Zahl der 
.atom-Kinder" übersteigt mittlerweile die 
Zahl der Redakteure und so weiter und so 
fort Und es gibt nach wie vor keine einzige 
.Stelle" in der atom, alles wlfd von allen in 
der Freizeit gemacht, wie eh und je: 
Und das alles über so viele Jahre, wen wun­
derts, daß die Kräfte und Motivationen 
nact~.~assen und erschöpft sind. Aber es gibt 
noch einen anderen, nicht weniger wichti· 
gen Aspekt, die Inhalte. Fast alle derjenigen, 
die nicht mehr weitermachen wollen, telcht 
die alleinige Arbeit zum Thema atomener­
gie nicht. das Interesse richtet auch auf an­
dere Themen, die .Beschneidung auf atom, 
atom, atom wirkt zunehmend tr.ustig. Auf 
den Punkt gebracht: Die wenige Zelt, die 
men$ch überhaupt noch aufbringen kann, 
wird zu hundert Proient mit der Bearbei-



tung von Standartthemen, Schwarzes Brett, 
Standorte, Internationales zu AKW-Themen 
gefüllt, incl. des Setzens und Lay-Outans 
bleibt keine Luft für irgendetwas Anderes, 
was mehr Selbstbestimmt$81 
1;s geht also auch um die Frage, Zelt , Kraft 
und Motivation wofür. Und da ist es zumin­
destens bei einem Teil so, daß man sich 
über die "normalen" atom Nl.immern quält, 
und dann z.B. in die Golf-Sondernummer 
viel Power investiert, weil man zuminde­
stans in dem Moment viel mehr Lust hatte, 
zum Golf was zu machen. Einem ander~n 
Teil der Redaktion geht's eher umgekehrt, 
hat eher Schwierigkeiten, wenn Nummern 
oder gar ganze Sondernummern von ande· 
ren Themen belegt sind, in die wenig einge­
bracht werden kann. Diese Interessen sind 
nun schwer auf einen Punkt zu bringen. Es 
wurde ziemlich grundsitzlieh diskutiert, um 
die verschiedenen Vorstellungen Ul,ld Pro­
bleme auf den Tisch zu bringen und nicht 
gleich in Irgendwelchen lauwarmen Kom­
promissen zuzukleistern. Es blieb zunächst 
einmal das P.roblem bei sehr vielen, daß die 
Motivation verbraucht ist und sich die äuße­
ren Bedingungen für die Zeitung$8rbeit 
(Zeit. Beruf, Kinder etc.) immer weiter ein­
geengt haben und sich. daran auch durch 
Konzept- oder sonstige Änderungen nichts 
drehen läßt Weiter schälte sich heraus, daß 
diejenigen, die nicht mehr weiter machen 
wollen, nur bei einer ganz grundlegenden 
Konzeptänderung noch mal einsteigen wür­
den - konsequent zu Ende gedacht: atom 
alter Machart: Schluß damit, neues Zei­
tungsprojekt, eventuell mit anderen zusam­
men in Richtung "Linke Bewe.gungszei­
tung". Bei dem anderen Teil der Redaktloh 
führte diese Konzeption zu einer ziemlich 
eindeutigen Blockbildung in Richtung: 
Neue Zeitung ohne uns, die atom wie sie 
jetzt Ist entspricht im wesentlichen 
wie wir uns Zeitungsarbeit vorstell8n, mit 
der wiruns identifizieren können. Und auch 
wenn die Anti-AKW-Bewegung schwächer 
gewotden und an geseUschaftlicher Bedeu­
tung und Kraft gewaltig verloren hat, so 
Sie dOCh nach Wie VOI" Un1Se1rer .Be;~UgiSPIUI 
Im Ergebnis also ein totales 
nicht vor und nicht zurück. Es war 
wir wie bisher nicht weiter machen "".'" .. "· 
weil das ein Teil nicht (länger) 
chen will und denerbleibende He!lt a11e 
tung nicht alleine machen will und 
Und es war klar, daß ein klarer Bruch 
dem bisherigen Konzept von der Hälfte 
Redaktion nicht mittragen wird. 
ln dieser Situation machten wir erstmal ei­
nen Schnitt und spielten 2 Stunden Fußball, 
und zwar vom Feinsten -für unsere Verhält­
nisse. Dergenaue Spielverlauf, sowie Mann­
schaftsaufstellung und Ergebnis kann bei 
. uns von Interessierten erfragt werden. 
Auch die anschließende Abend·DI$kussjon 
brachte keine Änderung, es gab scheinbar 
keine Spielräume und keine Lösungsmög­
lichkeiten. Und so ging .es doch etwas nie­
dergeschlagen in den Nachtschlaf, denn 
eins hatte die Diskussion auch deutlich ge­
zeigt: ·Niemand aus der Redaktion würde 
ein Ende der atom als "Befreiung• empfin­
den, jeder hoffte auf seine Weise, daß es 
noch eine andere Alternative als dasAufhö­
ren und somit die Auflösung der Redaktion 
geben würde. 
Am Sonntag morgen ging dann alles ganz 
schnell. Obar Nacht schien sich unabges-

proeben in den verschiedenen Köpfen ähn­
liches abgespielt zu haben. Folgender Vor­
schlag wurde entworfen: * Ausgangspunkt Ist die atom, wie sie bis­
her gemacht wurde. * Ab der nächsten Nummer wird in der 
atom ein festes Seit«;nkonti-

gent (bis ca. 1/3 der Zeitung) fOr einen 
"Debattentell" eingerichtet. ln diesem Teil 
soll versucht werden, verschiedene politi­
sche Thematiken; die uns .über die Frage 
atom hinaus berühren und beschäftigen, 
kontinuierlich zu verfolgen, als Stichworte 
mögen da erstmal u.a. stehen: Neo-Nazi­
Entwicklung, Ausländerfeindlichkeit, Ver• 
hältnis Industriestaaten-Dritte Welt, Fe­
stung Europa", Weiterentwicklung der ge­
sellschaftlichen Debatte über Utopien" und 
Alternativen" zum Bestehenden, bzw. gera­
de Zertallenen, Politische Verfolgung u. Un­
terdrückung ~;~tc. EntvAcklung inn~rhalb der 
Linken (Radikale bzw. Ökologische Linke) * Diesen Debatten-Teil betreuen zunächst 
einmal diejenigen, die sich fur diese The• 
men besonders stark machen. Von den an­
deren werden sie insofern dabei unter­
stützt, daß diese sich stärker um die ande­
ren atom-Teile kümmern. Es wird weiter an­
gestrebt, für den Debattenteil" Autorenlin­
nen zu gewinnen, die außerhalb der Redak­
tion stehen. 

Atom intern 

* Der bisherige Umfang und die Erschei­
nungsweise der atom wird beibehalten, 
eventuell wird es zeitweise eine etwas dik­
kere atom geben. Einige Teile der atom sol­
len in Zunkunft stärker gestrafft und gegHe­
dert werden. Der Standorte-teil sowie .,In­
ternationales" soll nach den verschiadenen 
Standorten strukturiert werden. Wir wollen 
in Zukunft versuchen, diesen Teil redaktio­
nell stärker zu betreuen. Iogesamt soll die 
atom darnit stärker gegliedert und über• 
sichtlicher werden. 
Dieses "Konzept"trag.en alle aus der Redak­
tion mit und zwar offensiv. Wir wollen damit 
zusammengefaSt gesagt die atom weiter­
führen, 'sie interessanter und besser ma­
chen und mehr Raum als bisher für Artikel 
und Diskussionen $chaffen, die uns ebenso 
bewegen und beschäftigen wie das Thema 
Atomenergie. 
Wirwerden nun versuchen, in dennächsten 
Nummern soviel wie rnöglich von dem um­
zusetzen, was wir uns vorgenommen ha­
ben. Ober Unterstützung jedweder Form 
würden wir uns rieSig freuen und außerdem 
interessiert uns brennend, was denn unsere 
trauen atom·laserlnnen zu dem Gan;zen 
sagen. Vielleicht Ist das Thema ja mal einen 
Laserbriet wert 
mit lieben GrüBen 

8. 
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Atom 2000 

Die Spannung steigt 
-der Giga-Watt-Coup der Elektrizitätswerke 

von NIF Aachen und dem Anti-Atom-Büro 
Dortmund (übernommen •• der Wechsel­
wirkung Nr. 49, 6/91) 

Stromeinsparungen sind das Gebot der Stunde. 
Von jedemir gefordert, von den Stromkonzernen 
gestatzt Ganz offensiv gehrs Treibhauseffekt 
und C02durch incividuellen Stromverzicht, durch 
stromsparende Elektrogerite, Spartampenu.am. 
an den Kragen. So zumindest de Propaganda 
der Energieversorgungsuntsmehmen. 

ln eigens dafOrher'gerichteten "Kunden"-
6eratungszentren wird der Zwangsabnehmer 
Stromkunde Ober die Vtelfalt der Energiespar­
maßnahmen aufgeklart Und die Kunden finden 
sich ein, potentielle Käufer neuer Elektrogeräte, 
die, .nachdem ihr altes Gen1t nicht mehr funktio­
niert, jetztihren Beitragzum Umweltschutz leisten 
Wollen. 

Doch die holde Eintracht ist gestört: zu 
frOh kam an das Udlt, was eigentlich erst Ende 
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1992 offiziell werden sollte. Der Stromverbrauch 
sinkt nicht, er steigt. Ein Plus von 2,5% verzeich­
nete die Vereinigung deutscher Elektrizitätswer­
ke (VPEW) fOr das Jahr 1990. Als Grund wird de 
gute WH1Sehaftslage in denalten Bundeslindem 
angegeben, dieden Stromverbrauch in Industrie­
und Dienstleistungsbetrieben steigerte. 

Erstaunt stellen aber auch die Privat­
haushalte fest, daß trotz aller Energiesparmaß. 
nahmen ihre Stromrechnung höher ausfällt. Tat­
sächlich verbirgt sich hinter dem Mehr an Strom­
verbraucheinersta!nlicherGrund:AneinemTag 
oder in irgendeiner Nachtwurde in den Kraftwer­
ken die Erregerspannung der Generatoren her­
aufgesetzt. Dadurch wurde-voneiner Minute zur 
anderen - die Nennspannung von bisher 220 V 
auf 230 V bzw. von 380 V auf 400 V erhöht. 
Bereits 1992 sollen lt. VDEW 97% aller 
westdeutschen Haushalte an die neue Netzspan­
nung angeschlossen sein. 

Entgegen allen 6eteuerungen der Elek­
trizitätswerke fOhrt die Spannungserhöhung ~u 
einem merklichen Mehrverbrauch, die Gefahr 
von Kabelbränden, Überhitzung von Elektromo­
toren älterer Geräte und eine verkOrzte Lebens­
dauerbeiden bisherhandelsOblichen GIOhbimen 
sind die Folge. 

Das scheinbare Entgegenkommen der 
Energiekonzerne bei der Beratung von "Strom­
kunden•, erst dann die neuen, sparsamen 
Elektrohaushaltsgeräte zu kaufen, wenndiealten 
außer Gefecht gesetZt sind, erweist sich als 
scheinheUig: Jedes GerAt, bei dem die Über­
tragung und Abgab& von (Verlust-)Wartne an ein 
anderesMediumeiJ'w)Rollespielt(z.B. Heizstäbe 
in Waschmaschine, KOhlkörper in elektronischen 
Geräten wie HiFi und Fernseher), ist schlagartig 
unterdimensioniert.Dasmußzwarnichtzueinem 
spektakuliren Massensterben elektrischer Anla­
gen fOhren, aber immer dann, wem solChe Ge­
räte bei Vollast unter ungOnstigen Bec:lngungen 



gefahren werden, wird sich die AusfaiiWahr­
scheinfic:hkeit Oberproporti~ erhOhen (z.B. die 
Waschmaschine bei Kochwische unddeuöichen 
Kalkablagerungen auf dem Heizstab, der Ver­
stärker, dervon der Beleuchtung des HiFi-Regals 
"mitgeheizt" wird und stundenlang mit voller 
Lautstarke läuft). Knapp und knauserig dimens­
ionierte GerltewieStaubsauger( ... ) könnenjetzt 
bei voller Staubtote mit viel höherer Wahrschein­
lichkeitden Hitzetodder WICkelung sterben. Eine 
fettgeschmierte Getriebebohrmaschine kann an 
Paradontose (Zahnausfall) erkranken, weil sie 
schon im jetzt höheren Leerlaufdrehbereich den 
fOr Fett zulässigen Drehzahlbereich Oberschrei­
tet Wasdie Lebensdauervon Teilenbzw. Gerlt9n 
angeht, soreagieren die herkömmlichen Glühbir­
nen am ernpfindichsten: Nach der Faustregel, 
5% mehr Spannung bedeutet die Halbierung der 
Lebensdauer, muß bei ihnen eine Einbuße der 
Brenndauer von 30% -40% einkalkuliert werden. 

Unsere Bemühungen um Stromeinspar­
ungen und Geräteschonung werden d,lrch den 
langen Hebel der Elektrizitätskonzerne zum 
SchildbOrgerstreich, wenndankihres Eingreif8os 
landesweit die "Uchter der Großstadt" mit einem 
Schlag heller werden und der Absatz trotz 
Energiesparlampen und stromverbrauchsredu­
zierter Elektrogeräte weiter in die Höhe steigt 

Zur Abschätzung der volkswirtschaft­
fichen Bedeutung mag folgende Betrachtung 
dienen: 
Der durchschnittliche Stromverbrauch der bun­
desdeutschen Haushalte liegtetwazwischen 1000 
und 4000 kWh pro Jahr. Eine kontinuierliche 
Spaooungserhöhung fOhrt zu einem Mehrver­
brauch von ca. 7%. 
500 kWh bei 220 V ist etwa der jährliche Bedarf, 
um eine KOche und ein Wohnzimmer mit einer 
100 Watt-Birne fOnf Stunden, Bad und Flur mit 
einer 40 bzw. 60 Watt-Birne drei bis vier stunden 
täglich ZU betreiben. 
Beieill$t'SpaMungserhöhung von 10Volterhöht 
sich der Verbrauch bei bundesweit rund 
35.000.000 Privalhaushaltenum 1.225.000Mega­
Watt-8tunden bzw. 1.225 Mio. kWh nur torden 
Bereich der Beleuchtung. Das entspricht ca. 
300.000.000 DM pro Jahr allein fOr Uchtstrom im 
Marktsegment "Tarifkunden". 
Seit mindestens 1 1/2 Jahren streichen sich die 
Elektrizitätskonzerne durch die Spannungser­
höhung saftige Gewiooe ein, der jede rechtliche 
Grundlage fehlt und deshalb den Stromkunden 
auch gar nicht erst mitgeteilt wurde. 

Die Norm DIN IEC 38, die die einheitli­
che Spannung regeln soll, gibt es, laut DIN­
Verzeichnis 1990 seit 1983.1m Mai 1987 vertU­
fenllichtdie Internationale Elektrische Kommission 
(IEC), mit Sitz in Genf, diese und legt somit die 
Spannung auf 230/400 Volt fest Bis zum Jahre 
2003 soll weltweit die Umstellung erfolgt sein, die 
weitreichende Konsequenzen fOr den Energie­
marktnach sich zieht 

So unspektakulärsich die Sache auf den 
ersten Bfick vieHeicht ausnimmt, so hinterhältig ist 
sie. ln der BAD muß die Nennspannung erhöht 
werden, dies bedeutet einen Mehrverbrauch an 
elektrischer Energie und elektrischen Geräten, 
die jetzt noch schneller zorstört werden. !-lierbei 
geht es nicht um Kleckerbeträge, sondern um 
Milliarden. 

Was sind nun die Hintergründe fOr die 
Erhöhung der Nennspannung? Der Energiesek­
tor ist inzwischen ein gut durchorganisiertes 
Weltkartell, in dem es nicht um "freie Marktwirt­
schaft" geht, sondern um reibungslose Gewinn­
abschöpfung - Ausbeutung ohne Konkurrenz. 

Ausgehendvon nationalen Kartellen, die 
wie in Deutschland seit AnbegiM der Elektro­
industrie existieren, ging es seit den 30er Jahren 
um den Weltmarkt Produktweltkartelle bildeten 
sich, die International Electrical Association (IEA) 
ist seit diesen Tagen deren sichtbare Organisa­
tion. ln ihr werden Kontingente vergeben und 
Quoten verteilt um Wettbewerb zu vermeiden. 
FOr jede Warengruppe gibt es Weltkartelle, das 
Kabelkartell, das Anlagenbaukartell, weiße 
Warengruppe (Haushaltsgeräte), braune Ware 
(HiFi, Radio, TV), die Ober sämtliche Kriege ge­
halten haben. Kein Nationalstaat konnte sie zer­
schlagen und wird es auch in Zukunft nicht tun, 
denn es fehlt der pofitische Wille. Zu sehr sind 
Politikund Energiewirtschaftverfilzt(siehe RWE). 

Atom 2000 

Vor diesem HintergrUnd ist die Spann­
ung~gleichung ein qualitativer Sprung des 
Elektroweltkartells. Ab spätestens 2003 wird ein 
einheitlicher Markttor Energie und Elektrogeräte 
existieren, aufgeteiltzwischen den herrschenden 
Konzernen. DieKonzentration undZentralisierung 
verschärfen sich weltweit, mit allen Konsequen­
zen fOr die Länder in Södamerika, Afrika und 
Asien. Sie WElfden entweder von einer gigan­
tischen einheitlichen Produktionskapazität 
erschlagen odervom Kartell geschluckt, mit dem 
Preis der totalen Abhängigkeit. Aufgrund der 
bestehenden Weltwirtschaftsordnung gibt es bei 
der Aufhebung der Handelsschranken (hier 
Normen) eindeutige Gewinner und Verlierer. 
Gewinner sinddie Konzerne, die sich inzwischen 
weltweit organisiert haben und nach den oben 
beschriebenen Prinzipienden Markt beherrschen. 
Insofern ist der Schritt vom Protektionismus zum 
offenen Welthandel ein Schritt zur totalen 
Abhängigkeitder Menschen von den Konzernen, 
also abzulehnen. 

Ein Nebeneffekt ist die gesteigerte Ver­
nichtung der Waren mit alter Norm durch die 
Spannungserhöhung. Neu ist dieses Mittel nicht, 
bisherwurdenaber immerdie Produkte schlechter, 
um mitverkOrzterlebenszeitden Umsatzkünstlich 
hoch zu halten. So wurde bereits 1924 die 
Lebensdauer fOr GIOhbimen auf 1000 Stunden 
beschränkt, obwohl auch schon damals 6000 
Stunden möglich waren: ein Wert, der heute bei 
Ene~giesparlampen so vorteilhaftsein soil. Durch 
die Spannungserhöhung erObrigt sich eine 
Manipulation an einzelnen Geräten, alle werden 
gleichmäßig artaßt und zerstört. Im Grunde han­
delt es sich hier um organisierte Sachbeschä­
digung, von Körperverletzung undTotschlagdurch 
vermehrte Brände einmal abgesehen. 

Zu diesem Thema gibt es leider kaum 
Erfahrungen mit Menschen, die sich dagegen 
gewehrt haben oder wehren, und so möchten wir 
die Möglichkeit nur kurz anreißen. Zum einen ist 
wichtig, daß die Jahresabrechnung zwei Jahre 
anfechtbar ist Das Wirtschaftsministerium als 
Aufsichtsbehörde kann vor dem Verwaltungs­
gericht verklagt werden, dabei sind die Erfolgs­
chancen unklar, ebenso inwieweit nicht 
Gewerbeaufsichtsämter zum Eingreifen ge­
zwungen werden können, da durch die Spann­
ungserhöhung eineerhöhte Brandgefahrbesteht 
Wtr hoffen daß es Menschen gibt, die sich mit 
diesem Thema auch auseinandersetzen, und 
sind fOr jeden. Hinweis und Anregung dankbar. 

NIFAachen sinddie Nuklearindustriefresser 
in Aschen, und das Anti-Atom-Büro Dort­
mund hat die Adresse: 
Am 0/pfad 25, 4600 Dortmund 50, Tel.: 
02311420602 

Uteratur; 

Nlkolaua Eckhanl, Margllta Melnerzhagen, Ulricll Jochlnun: 
Oie Slromdlktatur. Von Hllef ennlchtlgt - 1M heute 
ungebrochen, Hantlurg 1985 

GOnther KarMina: Der Stromelaal, Harnburg 1984 
Joachlm Radkau: Aufstieg und KrieM der deutachen Atomwlrt· 

IChaft 1945 - 1975, Relnbek 11111 Harnburg 1983 
Wolgang Schivellullch: Llcttlbllclle. Zur Gnc:illchte der kOnst­

llchen Helligkeit Im 19. Jahrhundert, MOnehen 1983" 
Klaus Stanjek (Hg.): Zwlelcht. Oie Ol!oiogle der kOnatlidlen 

Helligkeit, MOnehen 1988 
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- Eine Chronologie -
Die Welchen fürdie Ene,gle-und das heißt Atompolitiknach dem Jahr2000werden 

heute gestellt. Der Streit um die neuen Atomkraftwerke/Ost war Teil dieser aktuellen 
Auarlchtungsdlakusslon. Die neuen Atomkraftwerke kommen jetzt zwar vorerst nicht, 
d.h. aller Wahrscheinlichkelt nach nicht vor dem Jahr 2000, aber politisch haben die 
Atomlobbyisten einen weiteren Durchbruch erzielt. Der 10-Jahresausatleg der SPD, ao 
konsensfähig er formuliert war, störte und Ist gekippt, ohne Widerrede. 

Die Debatte um den neuen energiepolitischen Konsens Ist aber wohl nur der 
Eckstein, über den daa "wie", nicht daa "ob", der A·tompolltlk für daa Jahr 2000 neu 
bestimmt wird. VIel entscheidender lat: Heute stehen auch die Eckpfeiler der bundes· 
deutschen Energie- und Atompolitik neu zur Entscheidung an. Von den hier gefällten 
Entscheidungen gehen die faktlache Welchenstellungen für die nächsten Jahrzehnte 
aus. Eratena: eine tragende Siule dea Energieprogramms lat der sogenannte 
Jahrhundertvertrag, der 1995 ausläuft. Hier werden heute die Vorachliga für eine An· 
achluBregelung debattiert. Zweitens: für daa Atomgesetz will Töpfer Im Herbat den 
ersten Entwurf einer Novelle ln den Bundesrat elnbrlng8Jß. Die SPD hatte ein 
"Kernenergleabwlcklungageaetz" angekündigt, von dem ln letzter Zelt Immer weniger 
zu hören lat. Drltten.a: Ein wichtigerweiterer Eckpfeiler latdleKoordlnlerungder Energiepolitik 
Im europäischen Rahmen, die über den Zusammenbruch dea RGW und die kapltallatl· 
ache Eroberung der dortigen llirkte eine neue Dimension bekommen hat. Hier droht 
sich, über dlellodernlalerung der dortigen Anlagen, Insbesondere für die Atomindustrie 
eine neue Zukunft zu eröffnen. Die Rahmenbedingungen hierfür werden ln den Verhand· 
Iungen über die sogenannte "Europäische Energlecharta" abgesteckt. 

Die Diskussion, dleln den letzten Monaten an diesen Eckpunkten geführt wurde, 
die nicht abgeschossen lat, sondern weltergehen wird, erscheint una von zentraler 
Wichtigkeit, ao daß wiralenicht einfach ln einem Artikel nachzeichnen, sondern hier ln 
Form einer Chronologie erstmal möglichst umfassend dokumentieren wollen. So kann 
alch jede und jeder zuaammenfaaaend ein erstes Bild machen und wir wollen versuchen, 
auf solcher Grundlage, in den nichaten Monaten Einachätzungen zu entwickeln, die 
analytisch etwas mehr ln die Tiefe gehen, ala ea derzeit möglich wire, um vielleicht so 
auch ln eine wirkliche Debatte zu kommen. 

Marz 

14.3. 
Streit um Atomenergie im Bundestag. 
Im Rahmen der Haushaltsdebatte fOhrt der 
stellvertretende SPD-Fraktionsvorsitzende 
Schäfer, in einer radikal~rhetorischen Rede 
scharfe Angriffe gegen die Bundesminister 
Möllemann undTöpferund erklärt, .seine Partei 
werde gemeinsam mit Demonstranten den 
BefOrwortern der Kernenergie an den 
Kraftwerksstandorten GreifswaldundStendal 
ein Fiasko wie in Wackersdorf und Whyl be­
reiten. • Möllemann hatte sich am 12. 3. fOr 
den Bau zwei neuer Atomreaktoren in. Greif· 
swald undStendal ausgesprochen sowie seine 
Absicht erklärt, .in der Bundesrepublik einen 
energiepolitischen Konsens tor die gemein· 
same Nutzung von Kohle und Kernenergie 
wiederherzustellen•und dazu Gespräche mit 
derSPD aufzunehmen. SchäfergingjetztTöpfer 
anundwartihmvor,.gemeinsammitMIJIIemann 
den Kurs in den Atomstaat einzuschlagen. • 
Töpfer .vermied es•, so die Faz, .ebenso wie 
der stellvertretende Fraktions-Vorsitzendeder 
Union, Laufs, in der Erwiderung auf Schllfers 
Angriffe zu den Pllinen fOr neue Kernkraft· 
werke Stellung zu nehmen. • (Faz; 15.3.91) 

22.3. 
Die schleswig-holsteinische Landesregierung 
verschiebt den von ihr angekündigten Aus­
stiegausderAtomenergieaufdasJahr2010. 
Aus einer Erklärung des Staatssekretärs im 
Energieministerium, Claus Möller, geht her­
vor, daß das von der Landesregierung ange­
strebte .technisch sichere, von der Preis­
gestaltung sozialausgewogene undzumSparen 

anreizende, technologisch moderne 
Energiesystem• erst dann verwirklicht wer­
den könne. (Taz; 23.3.91) 

25.3. 
Gemeinsame Erklärung der 4 EG-Staaten 
(Großbritannien, Frankreich, Belgien und BAD) 
zur engeren europäischen Kooperation in der 
Atomenergienutzung. Als .gemeinsame 
zentrale Aufgabe" wird in der Erklärung be­
sonders hervorgehoben, .bei der sicherheit­
stechnischen Verbesserung von Kern­
technischen Anlagen in Mittel-und Osteuropa 
mitzuwirken. "Die Atomenergie, so die Erklä­
rung, werde .in ihrer Rolle fOr die Sicherung 
der Energiewirtschaft in der Europliischen 
Gemeinschaft bestlitigt. • Möllemann nutzte 
die Gelegenheit, zum Ausdruck zu bringen, 
daß ersieh durch die Erklärung in seiner Absicht 
.den Bau von zwei neuen Kernkraftwerken in 
der frOheren DDR zu unterstOtzen•, bestätigt 
sehe. (Faz; 26.3.91) 

April 

14.4. 
Die EVUs .verlangen, daß die Bundesregie­
rung einen energiepolitischen Konsens Ober 
alle Parteigrenzen und mehrere Legislatur­
periodenhinweggarantie;&"Underklären, ohne 
einen solchen Konsens Vorbehalte gegen den 
Bau neuer Atomreaktoren in Stendal und 
Greifswald. Töpfer betont, .er sei selbst um 
einen solchen Konsens bemOht, sehe aber 
derzeit wegen der Diskussion innerhalb von 
SPD und GRONEN keine Basis dafOr. "(Faz; 
15.4.91) 
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15.4. 
MOllemann nimmt in einem ersten Gespräch 
mit dem SP 0-Politiker Oskar Lafontaine den 
.Dialog mit der SPD mit dem Ziel eines 
energiepolitischen Konsenses• auf. Es fol­
gen in derselben Woche Gesprächemitweiteren 
SPD-Spitzenpolitikem (H.-J. Vogel, J. Rau, 
Bj. Engholm, W. Brandt). Oberden Inhaltder 
Gespräche .wurde Stillschweigen gewahrt. • 
Jetzt schwenkt auch derstellvertretendeSPD­
Fraktionsvorsitzende H. Schäfer ein. Mitder 
gesichtswahrenden Floskel,erbegrOße .diese 
gelinderte Haltung• Möllemanns, stimmt er 
.dem Versuch der Herstellung eines energie­
politischen Konsenses mit den Koalitionsp­
arteien ausdrucklieh zu. "(Taz; 16.4.91) 

16.4. 
Riesenhuber erklärt, er halte .den Bau von 
Atomkraftwerken in den neuen Undern fOr 
erforderlich". 
DasÖTV-VorstandsmitgliedZimmermann setzt 
Zeichen mit der Erklärung, .wer jetzt die 
Diskussion auf Standorte fOr Atomkraftwer­
ke verkOrze, ignoriere dieArbeiten und Emp­
fehlungenderKJima-Enquete-Kommissiondes 
Bundestages."(Taz; 17.4.91) 
MitdieserErklärungwirddieÖTV,inverkappter 
Formulierung, gerade auf den Ausbau der 
Atomenergie eingeschworen. Die Empfeh­
lungen der Enquete-Kommission von Anfang 
März 1990 lauteten: Eine Reduzierung des 
CO -Ausstoß bis zum Jahr 2005 um 30 Pro­
zen~. solle erreicht werden, zu 19% durch 
Energieeinsparungen, zu 4% durch Verrin­
gerungdes CO -Ausstoß im Verkehr, zu 4% 
durchc;ien Einsdk regenerativer Energien und 
zu 2 % durch einen zusätlichen Einsatz von 
Atomenergie. 

Die niedersächsische rot-grOne Landes­
regierung erzielt vor dem Oberverwaltungs­
gericht LOneburg einen Erfolg fOr den 
Weiterbetrieb des Schrottreaktors Stade. Oie 
beklagte Umweltministerin Monika Griefahn 
kann die zwei Kläger zum ROckzug ihrer Kla­
ge auf Stillegung des AtomkraftwerkesStade 
überreden. RechtsanwaltGeulen sicherte vor 
Prozeßbeginn fOr das rot-grOne Umwelt­
ministerium zu, daß die Regierung an der 
Absicht festhalte, .das AtomkraftwerkStade 
entsprechend der Regierungserkllirung zum 
rechtlich schnellstm6glichen Zeitpunkt still­
zulegen. "Die vorherigen Oberprüfungen sollen 
noch maximal2 Jahre dauern. (Taz; 17.4.91) 

17.4. 
Björn Engholm erklärt: .Es wlire verhlingnis· 
voll, wenn wir dort (ehemal. DDR) eine neue 
Serie von Kernreaktoren errichteten und die 
alte Debatte Ober die Atomenergie wieder 
von vornebeglinnen. "(Taz; 18.4.91) Zudem 
Inhalt der Gespräche mit Möllemann sagt er 
damit nichts. 

23.4. 
Vorstandsmitglied der Bayernwerke AG 
Eberhard Wild fordert, die SPD mOsse .die 
energiepolitischen Entscheidungen der jet­
zigen Bundesregierung auch in Zukunft re­
spektieren. "Die Entscheidung Ober den Bau 
neuer AKWs in der ehemaligen DDR stelle 
sich .erst wenn das Verfahren 
(Genehmigungs verfahren; r.k.) voraussichtlich 
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Chronologie 
Mitte 1993abgeschlossensei. "'ieneuenAKWs 
wären dann .nicht vor 1998 betriebsbereit. • 
(Taz; 24.4.91) 

26.4. 
lneinemlnterviewmitder .tageszeitung"erklärt 
der Umweltforscher und Direktor des Insti­
tuts fOr Europlisehe Umweltpolitik Ernst U. 
v. Weizsicker: .• Wir brauchen keine zudtz­
lichen Atomkraftwerke" und äußert die Ver­
mutung,.daßdieseAtomkraftwerke(Stendal 
u. Greifswald; r .k.) nichtgebaut werden. •von 
einemAusstieg könne aberdamitkeine Rede 
sein. Vie·lmehr mOsse gesehen werden: 
.Gegenw,rtig findet auf der Welt ein Ausbau 
der Atomenergie, nicht abereinAusstieg statt, 
besonders in Japan. • (Taz; 27.4.91) 

Mal 

Die Zeitschrift .atomwirtschaft• geht in ihrer 
Mai-Ausgabe mit der Stromwirtschaft ins 
Gericht. Heute .den notwendigen Bau nfliler 
Kernkraftwerke unabdingabar von einem 
energiepolitischenKonsensabMngigm~ 
zu wollen, kommt der Absicht gleich, diesen 
Bau zu unterlassen. • (atw; 5/91) 

2.5. 
Hermann Krämer, Vorstandsvorsitzenderder 
PreussenEiektra erklärt, daß .derzeit die 
Vorausst~tzungen nicht gegeben" seien, um 
eine Bauentscheidung zu fällen. Die 
Preusse11Eiektra werde .in absehbarer Zt~it 
kflinenAntteg aufErrichtungneuer Atommeilt~r 
stflllfln"... .Die M6glichkeit eines spllteren 
Antrags halte sich das Untflrnehmen jt~doch 
offen. • Er betrachte weiterhin .die Kemenflf­
gie als einen außerordentlich wicheigen 
Energietr,ger, wo auch immer sieeingesetzt 
wird. • Der Einsatz in den neuen Lindern sei 
• flinfl lllngerfristige OptiQn•. Er halte daran 
fest, .daßfDrneueAtomkraftwerkederKonst~ns 
mitderSPDnotwendig sei. "(Taz; 3.6.91) 

6.5. 
Die SPD-Fraktionschefs in Bund und Lin­
dern verabschieden auf der Konfer.enz der 
Fraktionsvorsitzenden eine Entschließung 
.Energiepolitik der 90er Jahre•. Darin lehnen 
sieaufdereinenSeite.jedenErsatzoderNeubau 
von Atomkraftwerken in den alten undneuen 
Bundes"ndernab. "Gleichzeitig wirdaberder 
NOrnberger Beschluß von 1986 gekippt. Die 
1 0-Jahresfrist fOr den Ausstieg taucht in der 
Entschließung nicht mehr auf. Vielmehr, so 
die Formulierung jetzt, hilt die SPD nur noch 
.an dem ZieldesAusstiegs aus der Atomkraft 
fest•. (Taz; 7.5.91) 
IGBE-Chef Hans Berger erklärt einen Tag 
vor dem Kongreß seiner Gewerkschaft, daß 
er der Ansicht sei, .bei nochterner Betrach­
tung•mosseein .energiepolitischerKonsens• 
zwischen den großen Parteien möglich sein. 
(Taz; 7.5.91) 

7.-12.5. 
IGBE-Kongreß. 
Bundesarbeitsminister BIOm fordert in sei­
nem Grußwort an den Kongreßeinen .ausge­
wogenen Energiemix• einschließlich Atom­
energie. 
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Jahrhundertvertrag 
Der sogenannte Jahrhundertvertrag regeltdie Verstromung derdeutschen Stein­

kohle, denn diese läßt sich unter Weltmarktbedingungen nicht rentabel fördern. Die 
Bruttokosten fOr eine geförderte Tonne liegen bet 259 DM. Importkohle war 1990 im 
Jahresdurchschnittf0r95 DM zu haben. Der Vertrag wurde 1980 zwischen den Bergwer­
ken, den Stromerzeugern, der Bundesregierung und den Lande•regierungen der 
KohleförderlinderNRWundSaarlandausgehandelt. Die Energieversorgungsunternehmen 
verpflichteten sich mit dem Vertrag unter entsprechenden Subventionierungs. und 
Finanzierungsbedingungen die Verstromung von 41 Mio. Tonnen Steinkohle jährlich zu 
garantieren. Die Verstromung weiterer rund 20 Mio. Tonnen wurde durch den sogenann­
ten HOttenvertrag bis 1991 gesichert. 

Bei einer Företermenge von 71 Mio. Tonnen SKE (1989) wird die Steinkohle 
jährlich mit 11 Mrd DM subventioniert. Finanziert wird das tm wesentlichen erstens Ober 
den sogenannten .Kohlepfennig•, den die Stromverbraucher bezahlen (5,6 Mrd), und 
zweitens Ober die .Kokskoh/enbeihilfe• (4,1 Mrd), die die HOttenwerke aus einem Fond 
erhalten, der zu zwei Drittelnvom Bundundzuginem Drittelvonden beiden KohletOrderländern 
(NRW und Saarland) getOllt wird. Der Rest setzt sich au.s verschiedenen Zuschossen, 
Sonderhilfen und Forschungsförderungen zusammen, die ebenfalls zu zwei Dritteln der 
Bund und zu einem Drittel die beiden Linder zahlen. 

Real ist der Vertrag gleichzeitig das Instrument Ober das auch der Prozeß der 
Zechenstillegung im Bergbau gesteuert wird. 1959 waren noch 500 000 Menschen im 
Steinkohlebergbau an Ruhr und Saar in Brot und Arbeit. Heute sind es gerade noch 130 
000. Bis 1995, mitAuslaufen des Vertrages, sollen es nurnoch knapp 100.000 sein. Mit. 
der Neuverhandlung des Vertrages sind jetzt schon Zahlen im Gespräch, wonach die 
Beschäftigtenzahl im Bergbau bis zum Jahr 2005 auf 65 000 reduziert werden soll. 

Die Atomlobby nutzte den Vertrag 1980 dazu, sich ihrerseits einen festen Anteil 
am bundesrepublikanischen Energiemarktzusichern.ln§8derErgänzungsvereinbarungen 
zum Jahrhundertvertrag wurde festgeschrieben: .EVU und Bergbauunternehmen sind 
sich darOber einig, daß der wachsende ~nergiebedarf in Zukunft nur gedeckt werden 
kann, wenn so'kohl Kohle als auch Kernenergie in zunehmendem Maße zum Einsatz 
kommen. Sie werden daher in ihrer Offentlichkeitsarbeit alles unterlassen, was die 
Erreichung diesesZielesbeeintr,chtigt. "Pflichteifriger noch alsdie Bergbauunternehmen 
selbst, agierte die IGBE im Sinne dieser Vereinbarung. Anfang der 80er Jahre entfaltete 
sie unter dem Motto .Kohle .plus Kernkraft• innerhalb der Gewerkschaften und der SPD 
eine offensive Lobbypolitik fOr die Atomenergie. 

.Der Jahrhundertvertrag läuft 1995 aus.Bereits seit einigen Jahren werden ver­
schiedene Modelle toreine Anschlußregelung verhandelt. Neben den Vorstellungen des 
Gesamtverband Steinkohlebergbau und der EG-Kommission sind insbesondere die Vor­
schläge der sogenannten .Mikat-Kommission• (siehe Kasten) in der Diskussion . 

Mikat-Kommission 
Diesogenannte .Mikat-Kommission•, benanntnach ihrem Vorsitzenden Paul Mikat 

(CDU), wurde 1989 vom Bund und den KohletOrderlindern NRW und Saarland beauf­
tragt, eine .konsensffhige AnschluBregelung•for die Verstromung der Steinkohle nach 
1995 zu entwickeln. Die 1 0-köpfige Kommission, der neben dem frOheren SPD-Finanz­
und Forschungsminister t1ans Matthöferund dem ehemaligen IGBE-Chef Adolf Schmitt 
ebenso der RWE-Chef Gieske angehören, legte bereits im März vorigen Jahres ihren 
Bericht vor. Das Ergebnis waren zweivoneinanderabweichende Voten in punktoReduzierung 
der Fördermengen. Während die Mehrheit eine weitttre Reduzierung von geplanten 65 
Mio. Jahrestonnen 1995 auf 55 Mio. Jahrestonnen bis zum Jahr 2005 forderte, verlangte 
eine Minderheit eine noch rabiatere Schrumpfung des Steinkohlebergbaus auf nur 35 
Mio. Jahrestonnen SKE. Das Optimierungsmode11 des Gesamtllerbandes Steinkohle­
bergbau fordertdagegen eine Foretermenge von 58,7 Mio. Tonnen, die EG-Kommission 
eine Reduzierung auf 36 Mio. Tonnen. Gab es bei den Fördermengen Dissens, herrschte 
Obereinstimmung im Grundsatz. Einstimmig, mit den Stimmen der Sozialdemokraten, 
forderte die Kommission einen .Energiemix•, derauch die Atomenergie als Hauptenergie­
triger mit beinhaltet. Im .Energiemix von Kohle und Kernenergie• soll der Atomenergie 
demnach ein Anteil von bis zu 50 % an der Stromversorgung gesichert werden. 



I 

I 
Chronologie.· 
Johannes Rau bezeichnet den Bericht der 
sog~nannten .Mikat-Kommission• als .ein 
Element" des geforderten Konsenses in der 
Energiepolitik. (siehe Kasten .Mikat-Kom­
missionj Daß die Mikat-Kommission explizit 
auf ein Nebeneinander von Kernenergie und 
Kohle aufbaut, und auch die soziardemo­
kratischen Mitgliederdieser Kommission dem 
zustimmten, hält Rau mit dem Ziel der SPD 
nach Ausstieg aus der Atomenergie fOr ver­
einbar. Zur 1 0-Jahresfrist erklärter: .Die halte 
ich inzwischen fOr unwahrscheinlich. • (Taz; 
8.5.91) 

9.5. 
Pünktlich zum IGBE-Kongreß und mitten in 
die Verhandlungen Ober ein neues Energie­
konzept stellt Bundeswirtschaftsminister 
Möllemann den .Jahrhundertvertrag zur 
Kohleverstromung• in Frage. 
Bei dem bis zum Herbst auszuarbeitenden 
neuen Energiekonzept müsse auch der An­
teildereinzelnen Bestandteile, der .Energiemix~ 
neu bestimmt werden. (Faz; 11.5.91) 

12.5. 
Die IGBE kündigt zwar Demonstrationen im 
Ruhrgebiet an, wenn Kohl dem Wirken 
Möllemanns. nicht Einhalt gebiete, beendet 
ihren Kongreß aber mit dem Appeli ihres 
Vorsitzenden Hans Berget an die Parteien 
und die Energiewirtschaft, .den Konsens in 
der Energiepolitik auf der Basis des Mikat­
Gutachtens wiederherzustellen. • Von den 
Energieträgern Braunkohle, Steinkohle, 
Atomenergieundregenerative Energiequellen 
sei, so Berger an die SPD gerichtet, .auf 
absehbarezeitkein Energieträger verzicht­
bar, auch die Kernenergie nicht. • Die Anteile 

m .for einen energiewirtschaftlich 
sinnvollen Zeitraum, also tOrdie nächsten 20 
bis 25 Jahre festgeschrieben werden. "(Faz; 
13.5.91) 

13.5. 
Die baden-wortembergische Landesregierung 
bringt in einer Bundesratsinitiative den An­
trag ein, den Jahrhundertvertrag nicht zu 
verlängern und fordert: .Mit .dem Auslaufen 
des Jahrhundertvertrages Ende 1995 mOs­
sen die volkswirtschaftlich und ökologisch 
unvertretbarhohen Subventionen von derzeit 
rund elf Milliarden DM wegfallen. • Ein sofor­
tiges Endedes Vertrages, wievon Möllemann 
gefordert, hältsiefür unrealistisch. (T az; 14.5.91) 

14.-16.5. 
Jahrestagung Kerntechnik. 
Claus Berke, Präsident des Deutschen 
Atomtorums und Interatom-Geschäftsführer, 
fordert fOr den Bau von AKWs Regelungen 
.wie bei völkerrechtlichen Verträgen•. Bei 
solchen .sich nur langfristig rechnenden 
Investitionen in der Wirtschaft• müsse die 
Opposition die Entscheidungen ihrer jewei­
ligen Vorgängerregierung hinnehmen unddies 
auchvon vorneherein zusagen. DerSPDdroht 
er, daß sich die Stromwirtschaft ansonsten 
nicht länger an den sogenannten 
.Jahrhundertvertrag•gebunden fOhle. (siehe 
Kasten .JahrhundertvertragjAusdrOcklich lobt 
er die ZusammenarbeitmitderiGBE undderen 
Vorsitzenden Hans Berget; Er betont, daß .in 
dieser Zelt die Weichen fOr die zukOnftige 
Energieversorgung Deutschlands" gestellt 
werden. (Taz; 15.5.91) 
Siemens-KWU-Chef von Piererfordert einen 
.Energie-Marsha/lp/an10r0steuropamitWest­
AKWsoderWest-8icherheitstechnik. Finanziert 
werden könnten die Atomexporte Ober 
Stromlieferungen aus diesen Anlagen. dar­
aus wiederumwOrden sich .neue Impulsezur 
Ausdehnung des westlichen Verbundnetzes 
nachOstenzwingend ergeben. "Riesenhuber 
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bezeichnet die Öffnung der osteuropäischen 
Märkte als .die grfJBte Herausforderung des 
Jahrzehnts".lnOsteuropamOßtendie .Partner 
ertOchtigt"Werden undzwardurch Nachrüstung 
dermarOden UeileroderStillegung und Neubau. 
Dafürseiein Konsens mitderSPD .nichtgewiB, 
aber möglich". Als energiepolitisches Rezept 
nennt er einen .Mix aus Kernkraft und Kohle 
und rationeller Energieverwendung•. (Taz; 
15.5.91) 

16.5. 
lneinemlnterviewmitder .tageszeitung•erklärt 
der Leiter des Geschäftsbereichs nukleare 
Energieerzeugung Adolf HOttl zur aktuellen 
Debatte: .Nur duch die Wiedervereinigung 
ist ja Oberhaupt die kurzfristige Chance auf 
uns zugekommen, jetzt p16tzlich schon vor 
Mitte der neunziger Jahre ein oder zwei neue 
BlfJckezubauen. Wirhatten unszuvordarauf · 
eingerichtet, bis zum Ersatz oder notwendi­
gen Zubau. in der alten Bundesrepublik den 
Service fOr die im Betrieb befindlichen 
Kernkraftwerke zu machen, bis hin zur 
NachrOstung. Gleichzeitig wollten wir uns im 
Ausland um neue Projekte bemOhen. Aber 
darum bemOhen wir uns in jedem Fall. •(Taz; 
16.5.91) 

20.5. 
Inden Koalitionsverhandlungenvon SPDund 
FDPfOrdie neue Landesregierung in Rheinland­
Pfalz, dieauch bundespolitische Signalwirkung 
f(lr 1994 haben, einigen sich die beiden Par­
teien in Sachen Atomenergie auf die gemein­
same Sprachregelung: .Die Koalitionsp­
arteien haben unterschiedliche Auffassung­
en Ober Verantwortbarkeit und Dauer der 
NutzungderAtomenegiezurStrol'tlerzeugung. 
Die Landesregierung wird alle Entscheidun­
gen nach Recht und Gesetz treffen. • (Faz; 
21.5.91) 

11 
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24.5. 
FAZ-Redakteur Konrad Adam polemisiert in 
einem bemerkenswerten längeren Feuilleton­
Artikel gegen das Drängen auf Konsens in 
der Energiepolitik. (siehe Kasten) 

27.5. 
Nach einem Bericht des Spiegels hätten die 
EVU-Chefs, Gieske (RWE) und Piltz (Veba), 
den. VerzichtaufNeubauten "beschlossen und 
zu ihrem .vorrangigen Ziel• erklärt, die .be­
stehendenKemkraftwerkezusichem•. Dienj)u 
ausgegebene Parole hieße laut Spiegel jetzt: 
.BiszumJahr2000 ... seiZeit, Energie zu sparen 
und herauszufinden, ob man wirklich ohne 
Kernenergie auskomme. • .Konsens• heiBe 
fOr die EVUs .eine Garantie zur ungestlJrten 
Ausbeutung der Restlaufzeit ihrer Kernkraft­
werke auszuhandeln und dazu mOSten auch 
dieSoziseingebunden werden. • ... • Nach2004 
aber sind dann Jahr fOr Jahr GroBkraftwerke 
vom Typ Biblis reif zum Abschalten• ...• Die 
Kernkraft, diedann eventuellzumZugekommen 
kiJnnte, soll eine andere, sie soll 'inhllrent 
sicher' sein• ...• Die projektierten 
GriJBenordnungen liegen zwischen 100 und 
300Megawatt. •oaswäredann der .Umstieg• 
auf HTR. (Spiegel; 27.5.91) 

28.5. 
Die EVUs dementierenden im Spiegel-Artikel 
transportierten Verdacht, diebundesdeutschen 
Atombetreiberwollten sich .klammheimlich• 
von der atomaren Stromerzeugung verab­
schieden. (Taz; 29.5.91) 

Pünktlich zum Bremer Parteitag fordert die 
OTV-Vorsitzende Monika Wulf-Mathies die 
SPD auf, sich .vom Datumsfetischismus• in 
der Ausstiegsfrage zu verabschieden. Die 
vom Nürnberger Parteitag 1986 beschlossene 
10-Jahresfristseibereits damals unrealistisch 
gewesen .und ist es jetzt vollends•. Auf dem 
Bremer Parteitag mOssedieSPDein Programm 
erarbeiten, .das Raum 148tf0reinen m(Jglichst 
breiten energiepolitischen Konsenszwischen 
Parteien, Bundesregierung, Elektrizi­
tlltsversorgungsunternehmen und Gewerk­
schaften•. Insbesondere sei es Aufgabe der 
SPD .auf einen parteiObergreifenden Konsens 
in der Entsorgungsfrage hinzuarbeiten. • 

Töpfer erklärt jetzt, er könne sich .selbst bei 
grlJBter Phantasie• keine Einigung mehr 
vorstellen. Für einen Neubau von AKWs in 
diesemJahrtausendgebe es aberauch keinen 
Bedarf. Nach demJahr2000 hälterden Zubau 
neuer ~eiler mit verbesserter Technologie 
für möglich. (Taz; 29.5.91) 

Der Vorsitzende des Gesamtverbandes des 
OeutschenSteinkohlebergbaus, Heinz Horn, 
fordert angesichts der von MOllemann 
angezettelten Diskussion um die Kohleförderung 
die Bundesregierung auf, .ein umfassendes 
Energiekonzept• vorzulegen. Statt Ober 
Einzelmaßnahmen wie die Kürzung der 
Subventionen für den Steinkohlebergbau zu 
reden, gehe es darum, .aus dem Modell ein 
Konzept ZIJ machen, "das wiederum in eine 
Gesamtkonzeption fOr alle anderen Energie­
trllgereinzuordnenwllre. OberEckwerteeiner 
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langfristigen Energiepolitik habe es bisher 
jedoch keine Gesprllche gegeben. • (Faz; 
29.5.91) 

28.-30.5. 
SPO-Parteitag in Bremen. 
Der Bremer leitantrag des Parteivorstandes 
ist entsprechen der Fraktionsvorsitzenden­
Konferenz formuliert. Die 1 0-Jahresfristtaucht 
explizitnichtmehrauf.(sieheoben)DerAntrag 
wird auf dem Parteitag nicht abgestimmt. (Oie 
Parteitags-Protokolle liegen zurZeitnoch nicht 
vor.) 

30.5. 
Nach der VEAG-Aufsichtsratssitzung teiltder 
Vorstandsvorsitzende der Bayernwerke Jo­
chen Holzer in Bonn mit, daß die VEAG -an 
der die drei Gesellschaften RWE, 
PreussenEiektra 11nd Bayernwerke mit 75 
Prozent beteiligt sind-. keine Genehmigung­
santriga für den Bau der zwei AKWs in dar 
ehemaligen DDR stellen werde. Währenddie 
Bayernwerke das Genehmigungsverfahren 
einleiten wollten, hätten RWE und 
PreussenEiektra dagegen gestimmt. 
Meinungsunterschiede bestünden aber nur 
im Hinblickaufdie Verfahrensweise. Voneinem 
langsamen ROckzug der Branche aus der 
Atomenergie könne nicht die Rede sein. Der 
Bau von Atomkraftwerken in den neuen Bun­
desländern werde nicht endgültig aufgege­
ben .• Wennjetztauch der Neubau ersteinmal 
blockiert sei, werde die Zeit fDr die Nutzung 
der Kernenergiemitweit sicherheitstechnisch 
verbesserten Kraftwerken arbeiten. • Es be­
stünden auch .Aussichten, auf eine 
wechselseitige Beteiligung an Projekten von 
BayemwerkundderEdF-EiectricitedeFrance ... 
Die VerhandlungenOberdiezunllchstgeplanten 
Reaktoren tordie neuen Bundeslllnderseien 
mit der Kraftwerkunion (Siemens) so gefDhrt 
worden, daS diese beiden Konvoi-Anlagen 
mit 1300MegawattgegenOberderDrittlandkohle 
einen deutlichen Wettbewerbsvorteil gehabt 
hlltten. • (Faz; 31.5.91) 

Juni 

2.6. 
RWE-Sprecher Erwin Münch versichert der 
Stendaler Bevölkerung in deren Lokalblatt 
.StendalerNachrichten~ daßdie Stromerzeuger 
am Baudes Atomkraftwerkes Stendalweiterhin 
festhielten. Der Neubau von Atomkraftwer­
ken in der ehemaligen DDR werde weiter 
diskutiert. Sobald die Bonner Parteien einen 
.ene.rgiepolitischen Konsens• gefunden hät 
ten, würden die EVUs ihre Genehmigungs­
anträge stellen. (Taz; 6,6.91) 

5.6. 
Der Saarländische Landtag verabschiedet 
einstimmig eine Resolution für .die Ein­
haltung der Kohlepolitischen Vereinbarun­
gen~is 1995. Bei den Mengenvereinbarungen 
für den Einsatz der Steinkohle nach 1995 
solle das .Optimierungsmodell des Gesamt­
verbandesdesDeutschenSteinkohlebergbaus" 
zumMaßstabgenommenwetc:len.(Faz;6.6.91) 

21.6. 
HEW-Hauptversammlung in Hamburg. 
Der Antrag auf Satzungsänderung mit dem 

die HEWaufeinenAusstiegausderAtomenergie 
festgelegt werden soll, wird wieder vertagt. 
Hieß die Begründung für die Vertagung in 
den vorangegangenen Jahren seit 1987, daß 
diese gegen den Koalitionspartner FDP nicht 
durchzusetzen sei, lautet die Begründung 
diesmal, wo die SPD mit absoluter Mehrheit 
regiert, diesen Wahlausgang hätte man bei 
der Vorbereitung der Hauptversammlung noch 
nicht wissen können und so wäre die 
Satzungsänderung gleich wieder präventiv 
auf ein Jahr vertagt worden. So konnte die 73 
% Stimmen-Mehrheit der SPD bei der HEW 
wiedernichtgenutztwerden. Es istdochvertrackt 
schwierig mit dem Ausstieg. 

24.-26.6. 
9. Deutsches Atomrechtssymposium. 
TOpferbezeichnet die geplante Novaliierung 
des Atomgesetzes als eine Chance fOr eine 
.sinnvolle Weiterentwicklung• desAtomrechts 
.auch aber Parteigrenzen hinweg•. Bis 
Jahresende will das Umweltministerium den 
ersten Entwurf zur Novelle vorlegen. An die 
Adresse der SPO gerichtet sagt er: .Wir wer­
den das Verfahren voranbringen und sind 
gespannt, wie sich der Bundesrat dann llu­
Bern wird. • (Faz; 25.6.91) 
Der SPD-Bundestagaabgeordnete Claus 
Lennartz kündigt an, die SPDwerde aus dem 
Atomgesetz ein .Kernensrgieabwick­
lungsgesetz•machen. Oie Mehrheitsverhält­
nisse im Bu.ndesrat seien diesbezOglieh .ein 
heilsamer ZwangzurKonsensbildung. •(Taz; 
26.6.91) 
Eberhard Wild, Vorstandsmitglied der 
Bayernwerke AG, äußert .Zweifel, ob die 
NovellierungdesAtomrechtszur ZeitinAngriff 
genommen werden sollte". Er befürchtet, es 
gebe immer noch .eine mangelnde politische 
Basis•. (Faz; 28.6.91) 
Walter Hohlefelder, altgedienter Atombürokrat 
im Umweltministerium betont dagegen, daß 
die Bundesregierungtrotz verschiedentlicher 
• Vorbehalte•gegen eine Novaliierung .an der 
Novelle festhalten• werde. Er sehe .mehr 
Bewegung" bei der SPO, wie sehr auch im­
mer der SPD-Abgeordnete Lennartz mit sei­
nen Äußerungen einen entgegengesetzten 
Eindruck zu erzeugen versuche. 
Der Generaldirektor der Internationalen 
Atomenergie-Organisation Hans Blix gab sich 
Oberzeugt, daß es .im LaufediesesJahrzehnts 
zu einem WiederauHeben der Kernenergie­
Option kommen• werde. (Faz; 26.6.91) 

26.6. 
Oie Europa-AbgeordnetederGRONEN Hiltrud 
Breyer erklärt, daß die Verhandlungen zwi­
schendeutschen EVUs(PreussenEiektnl, RWE, 
Bayernwerk) undder EdF Oberdie Beteiligung 
am französischen AKW Civaux (25 %) im 
Austausch für einen 7,5% Stromlieferanteil 
der EdffOrdie ehemalige DDR bereits weiter 
gediehen seien als bisher angenommen. Ein 
abschließender Vertrag soll bis zum Herbst 
fertig werden. Die ehemalige DDR sei, so 
Breyer,das Exerzierfeld,aufdemdieAtomriesen 
den europäischen Binnenmarkt proben. (Taz; 
27.6.91) 

27.6. 
IG-Chemie-Kongreß in Bonn. 
Der Vorsitzende Hermann Rappe appelliert, 



FAZ- Redakteur Konrad Adam 
Nicht konsensfähig! 

Da denkt man eigentlich, es wundert einen garnichts mehr, dann wundert man sich 
doch. Die Anti-AKW-Bewegung)Ost sich auf und die FAZ beginnt mit Agitation gegen die 
Atomenergie. Dem FAZ-Redakteur Konrad Adam scheintangesichtsder immer penetran­
teren KonsensbeschwOrungen in der Energiepolitik der Kragen geplatzt. Er mag zwar 
keinen aktiven Widerstand propagiert, aber den Konsens mit der Atomenergie mag er sich 
auch nicht aufzwingen lassen. Seine Gegnerschaft mochte er schon behalten dürfen. Wir 
zitieren ausführlich: 

.Die sogenannte Konsenstheorie ist eine Erfindung von Leuten. die allesamt be­
gabte Polemiker sind. Ihren Wunsch nach allgemeiner Zustimmung verbinden sie mit der 
Drohung, die Widerwilligen fOr b6sartig oder fOrschwachsinnig zu erkMren. Seitde_m muB 
mandoppelt aufpassen, wenn majestitisch nach Konsens gerufen wird. Der Verdacht, daB 
irgendwelche Oberzeugungstiter den "'chsten Handstreich vorbereiten, liegtdann nahe. 
Er wird auch nur ganz selten enttiuscht. 

Die neueste Parole heiBt: Konsens in der Energiepolitik. Sie findet sich in Reden 
von WirtschaftsfOhrern, Wirtschaftswissenschaftlern und Wirtschaftsministern und liJdt 
dazu ein, beieinet Aufgabe, dieal/s KriJfte fordert, mit Widerspruch zu sparen. Was ohnehin 
geschieht, sollnichtbloBhingenommen, sonderngutgeheiBenwerdsn •.. WasmanstH/Schweigend 
vorausgesetzt hatte, die sogenannte Akzeptanz. wird nun ausdrOcklich erbeten. 

lmZentrumstehtdabeidieKernenergie. Nach Windscale, HarrisburgundTschernobyl 
konzentriert sich die Aufmerksamkeit auf die Frage, e>b etwas Ahnliches auch hierzulande 
m6glich sei. Die deutschen Stromversarger haben sich auf die Antwort verstiJndigt, ein 
Unfall solcher Art mit diesen Folgen sei .praktisch• ausgeschlossen ..• Die LOcke zwischen 
dem einen, was tatsiJchlich, und dem anderen, was nur praktisch ausgeschlos"en ist, fOIIt 
der Begriff des Risikos •.. 

HIJit man sich an die letzte deutsche Risikostudie, dann wiJre einmal in etwa 30 000 
Jahren mitdem zurechnen, was die Sicherheitsfach/suteeinennichtmehrbehe"schbaren 
St6rfall nennen. Jahre bedeuten in diesem Falle natOrlich Reaktorbetriebsjahre, was heißt, 
daB man den Ausgangswertdurch die Gesamtzahl al/er Reaktoren teilen muB. Da zur Zeit 
etwa 430 Reaktoren in Betrieb und an die 100 weitere im Bau sind, mOssen die 30000Jahre 
durch 500 dividiert werden. Daraus ergibt sich der vielleicht realistische, aber bestimmt 
nicht beruhigende Wert von 60 Jahren. Mithin kann schon heute jeder Mensch damit 
rechnen, einmal in seinem Leben zum Zeugen eines Unfalls zu werden, dem die techni­
schen Sicherheitsvorkehrungen nicht mehrgewachsen sind ..• Nimmt man hinzu, daB bei 
denaufwendigen Rechenexempelneine.Fehlerbandbreife•mitdem Faktor 10ausdrOcklich 
zugestanden wird, dann istman vollends im Bereich des GIOcksspiels angelangt. Denn aus 
den sechzigk6nnen dann ebenso sechshundert wie auch sechs Jahre werden: was soll da 
nochderesoterischeStreitumhinreichendgroBeoderhinreichendkleine Wahrscheinlichkelten 
und die selbstbewußte Behauptung, der Einsatz der Kernenergie lasse sich verantworten? 
Wie will man denn Verantwortung /Or etwas tragln, was man gar nicht kennt? ..• 

Die Versicherer, diese professionflllen Realisten, haben .aus der Lage IIJngst ihre 
Konsequenz gezogen. Noch keiner von ihnen hat sich dazu bereit gefunden, die mit der 
Kernkraft verbundenen Risiken zu angemessenen Konditionen, also ohne allerlei Auflagen 
und Kautelen, zu Obernehmen ... 

Konsens ist deshalb schwerlich zu erwarten, stattdessen allenfalls ein KompromiB. 
Es gibt eben Menschen, die auf dem kategorischen Untrlrschied zwischen sicher und 
wahrscheinlich bestehen, diemehrvsrlangenals .praktische• Plausibilitit, die vom Vabanque 
nichts halten und die rebellisch werden, wenn man sie zum GIOcksspiel zwingen will .••• Wir 
alle, sagte Gorbatschownach Tschernobyl, sind Geiseln der Atomindustrie. Man weiS, daB 
sich zwischen Geiseln und ihren Bewachern erstaunliche Beziehungen ergeben k6nnen, 
GefOhle, die von erzwungener ROcksicht bis hin zum wohlwollenden Verstilndnis reichen. 
Nur auf Konsens sollte man nicht rechnen. Einen Geiselnehmer liebt man nicht. • 
(FAZ, 24.5.11) 

wie schon zuvor die OTV und IGBE an die 
SPD, nichtdurch.irgendwelcheJahresfristen• 
tordie Stillegung von Atomkraftwerken einen 
.energ/epo/itischenKonsens"Zuvereiteln. (Faz; 
28.6.91) ln der aktuellen Debatte sollte das 
Wort .Ausstieg• durch den Begriff .Umstieg• 
ersetztwerden. Denn, so Rappe:.Wenneine 
Partei glaubt, dieKemenergiealssolcheheute 
und fOr alle Zukunft ablehnen zu mossen, 
denn hatsiedie Zukunft nicht begriffen: •(T az; 
28.6.91) 

Juli 

9.7. 
Aufder Bilanz-PressekonferenzderRuhrkohU. 
AG bestlltigtderVorstandsvorsitzende Heinz 
Horn die von Möllemann geforderte KOrzung 
der Kokskohlebeihilfe von 1992-94 um 1,5 
Mrd DM. Er appelliert noch einmal .an alle 
politisch Verantwortlichen•, die .Chance fllr 
ein ausgewogenes, langfristig tragfiJhiges 

Atom2000 

Energiekonzept nicht zu verspielen. • (Faz; 
10.6.91) 

10.7. 
Die von Möllemann geforderten Subvention­
skOrzungen fOr die Steinkohle werden von 
der Koalitionsspitze und dem Kabinett unter 
den • Vorbehah• gestellt, eine letztendliche 
Entscheidung .erst nach Verhandlungen mit 
allen Beteiligten Ober ein kohlspolitisches 
Gesamtkonzept• zu fällen. Hans Berger, 
Vorsitzenderd$riGBEtußertseineGenugtuung 
Ober diesen • Vorbehsh•. (Faz; 11.7.91) 

15.7. 
Vorbereitungskonferenz toreine .Europlische 
Energiecharta'"(EEC) in Brossel. 
Regierungssprecher aus 35 KSZE-Lindern 
plus Japan, Australien und Neuseeland, sowei 
Abgesandte internatiQnaler Organisationen 
treffen sich in BrOssel, um den im Februar 
von der EG-Kommission vorgelegten E;ntwurf 
einer Europlisehen Energiecharta zu bera­
ten. Mit der Charta wird die vollständige 
KolonisierungOsteurop•sim Energiebereich 
ihren vertraglichen Rahmen bekommen. 
Eckpunkte sind: Errichtung eines gesamt­
europlischen Energiemarktes,Schaffungeines 
Stromverbundes, Festlegung der Bedingun­
gen einer .langfristigen verbindlichen 
Kooperation•. D.h. hier werden die .Bedin­
gungen diktiert, nach denen die Sowjetunion 
und die Staaten Osteuropas ihre 
Rohstoffressourcenauszuliefem haben, damit 
die westlichen Konzerne zu einer 
Modernisierung der Energiesektoren dieser 
Under auf westeuroplisch-ökologische 
Standards bereit sind. Das Ergebnis dieser 
Operation: der gesamte Energiebereich Ost­
europas wird in eine jahrzehntelange struk­
turelle Abhlngigkeit vom Westen gebracht. 
(Ein ,.wunderbares Instrument" tordie am Irak 
schonvorexerzierteVorkriegs-Embargopolitikl) 
Die Energiecharta wird wohl sowas wie das 
Grundlagendokument eines neuen europli­
schen Öko-Imperialismus. Angesichts des 
Okonomischen Zusammenbruchs scheinen 
dieStaatenOsteuropasderzeitgm'keineandere 
Wahl ~u sehen oder zu haben, als sich auf 
das Spiel einzulassen. Die Chartasoll bereits 
im DezemberdiesesJahres in Den Haag ver-· 
abschiedet werden. 

29.7. 
Dictdel.ltschen VorschllgefOrdieEnergiecharta, 
werden von Bundesminister TOpfars vorge­
stellt und sehen ein gesamteuropäisches 
E:nergiekonzept. Vom Atlantik bis zum Ural• 
vor, in das im Kern der deutsche .energie­
politische Konsens•eingepaBt werden soll. 
(Faz; 30.7.91) 

15.8 . 
• Die Arbeiten an einer Europliischen Ener­
gie-Charta, mitderdieenergiepolitischeZusam­
menarbeit in Europe verankert werden soll, 
k6nnten noch im September abgeschlossen 
werden. Diese Erwartung hat jetzt der stell~ 
vsrtretende Vorsitzende des Energieaus­
schussesdesEruopilischenParlaments,SIJizer 
(CDU),nachderROckkehrvonBesprechungen 
inderSowjetuniongduBert.( ... r(Faz; 16.8.91) 

r. kar•ten 
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Gorteben 

Müll (nicht nur) aus Mol -
1. Akt eines Endlosstücks 

DAS GESCHEHEN VON AUSSEN BETRACHTET 

Er habe sich niemalstraumen lassen, wegen 
elnig&r Putzlappen eine Weisung erteilen zu 
mOsaen, hOhnte BundesumweltministerKiaus 
TOpfer am Ende des ersten Akts ln dem 
Schauspiel um die ROckfOhrung des 
Transnuklear-Erbes aus dem belgischen 
AtomzentrumMollndleBundearepubllk.Monlka 
Griefahn, einst Chefin von Greenpeace, heu­
te parteilose Leiterin des niederslchsischen 
Umwellressorts, mußte sich schließlich dem 
.Befehl" TOpfers beugen und dessen Ein­
lagenJngimatomarenFa81agerGor1ebengegen 
den Widerstand von Bioeklerer/Innen durch­
setzen. Vorhang. 
So als hAtten die Scheinwerfer die politische 
BOhne gnadenlos ausgeleuchtet, wurde in 
den 5 Tagen im Juni, als Atomkraftgegner/ 
innenausdem Wenclanddie strahlende Fracht 
vor den Toren des Zwischenlagers in Gor­
leben stoppten, das Dilemma der nuklearen 
EntsorgungunddleOhnmachtausstiegswiUiger 
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Landesregierungen offenbar. Hinter den 
Kulissen wird weiter heftig deklamiert, das 
ramponierte Image aiJfpoliert, der zweite Akt 
wird eingellutet. .. weitere Transporte nach 
Gorleben sollen im September und Oktober 
folgen. 
ln Mol lagern kontaminierte AbfAlle, quasi 
alles, was beim Betrieb von Reaktoren und in 
der Brennelementfertigung so anfallen kann: 
Salzgranulate, Pulverharze, Schlimme, Öle, 
Fette, Phosporslure, Schrott, Aktivkohle. Die 
Hinterlassenschaftder HanauerSkandalfirma 
Transnuklear, deren Manager sich wegen 
Betrugs und Veruntreuung von 21 Millionen 
DM Firmengeldem jOngst vor dem Kadi zu 
verantwot1enhat18n.lnsgesamt7001<ubikmeter 
AtommoU,Iießdu BonnerUmweltministerium 
verbreiten, wOrdenjetzt sukzessiveindie BRD 
zurOckgefOhrt: 600 Kubikmeter feste AbfAlle, 
die in Mol konditlonert werden kOnnen und 
auch sollen, weitere 100 Kubikmeter fiOssige 

Foto Günther Zlnt 

und feste AbfAlle wOrden Im Kernforschung­
szentrum Kerlsruhe erst verdampft und 
konditioniert, bevor sie wie auch die anderen 
AbfAlle in Gorleben zwischengelagert we[­
den. 
Molistein Reizthemator die streitbaren LOchow­
Dannenberger Wideratlndler. Schon 1988 
enthOIItedie Presse Fotodokumente aus dem 
Gotfebener FaBiager, die aufgebllhte und 
geplatzte Flaser zeigten. Eine Charge von 
rund 350 Flasern aus Mol war via Stade aus 
dem dortigen Atomkraftwerk mit anderen 
AtommOllflasern von deren Betreiberin 
PreussenEiektra angeliefert worden. Die 
Entdeckung vonplutoniumversetzten Flssem, 
Fissem mit einem zweiten kleinen lnnen­
behllter aus bis zu 3 cm starkem Stahl, in 
dem der brisante Mix eingebracht war er­
hitzte die GemOter. FOr die BOrgerinitiative 
Umweltschutz, die seit fast 15 Jahren aktiv 
gegendie 8nrlchtungeinesAtommOIIzentrums 



mit Zwischenlager, Konditionierungsanlage 
und Endlager in Gorleben klmpft, ein ~eg 
fOr deren These, die AtommOllagerung liesse 
sich nur mitkriminellerEnergiebewerbtelfigen. 
Als durchsickerte, ein erster Transport aus 
Mol sei in Richtung Gorleben unterwegs, 
mobilisierte die BOrgerinitiative ihrer Anhän­
g,rschaft, ein Knluel von Traktoren, PKW 
und campierenden Demonstranten richtete 
sich vor den Zufahrten vor dem Zwischenla­
ger ein, Zugmaschinen und Container mitder 
strahlendenFrachtstoppten zwischenzeitlich 
in einer Polizeikaserne in LOchow. 
Da warguter Rat teuer. Dasniederslchsische 
Umweltressort ersann eine .List": sollte der 
Abfall nicht nachweislich aus deutschen 
Atomkraftwerken stammen, dOrfe er nicht ln 
Gorleben eingelagert werden. Und in der Tat, 
dieser Nachwels fehlte. Aber anstaU 
Handlungsflhigkeit ·z.u demonstrieren, :z.B. 
den inkriminierten Contalner(un'dgleich zwei 
weitereausdem KemforschungszentrumJOiich 
hinzu, die den Bioeklerem in die Finge ge­
gangen waren), staatlich sicherzustellen und 
an einen andentn Ort Zl.l verfrachten - das 
wlre nach dem Atomgesetz möglich -, blieb 
die Lage vor Ort unverrOckt, hie die Con­
tainer in der Kaserne, dort die Blokkierer/ 
innen. 
Klaus Töpfer mag sich ob dieser Situation die 
Hlndegerieben haben, seine Bundesweisung 
folgte prompt, und niederslchsische Polizi­
sten rlumten die Blockade unsanft ab: Rot-

GrOn, in der Sache d'accord mit den Demon­
stranten, vergriffsich an dereigenen Klienteil 
Ende Juli folgte bereits die nächste Weisung 
Töpfers. Auch der Versuch Hannovers, die 
Betriebsgenehmigung tordas Faßlager zu 
prlzisieren, wurde nun vereitelt. Töpferweiß, 
warum. ln Mol ging es drunter und drOber, 
Abfälle aus der Schweiz, aus Belgien und der 
Bundesrepublik wurden gemixt, verbrannt, 
aufgehaldet, tritlumhaltige Abwasserwurden 
einfach in einen Bach gekippt. Vor dem 
Untersuchungsausschuss des Europaparla­
ments bekannte der damalige Chef der 
AbfallabJeilung V an den Voorde (inzwischen 
zu 5Jahren Knast verurteilt), es gäbe da.kein 
deutsches oder belgisches Clsium·. Ob es 
Analysen des gelieferten Abfallmaterials gab? 
• Wirglauben das, wasdraufsteht", so die laxe 
Antwort, Mol mOsse man sich als .europli­
schen lsotopenpool" vorstellen. Folglich ak­
zeptiert Bonn sogenannte Abfalllquivalente, 
AuskOnftezurSpaltflußkontrolle, ArtundUmfang 
der Konditlonietung oder gar dem Verblf)ib 
der 6 Kubikmeter solider AbfAlle aus dem 
AKW WOrgassen mit einer Beta/Gamma­
Aktlvital von sage und schreibe 224.000 
Gigabequerei(224.000.000.000.000Bequerel), 
die der Untersuchungsbericht der Regenbo­
genfraktion Im Europaparlarnentfesthielt, gibt 
es nicht. Die Recherche der Fachzeitschrift 
Ökologische Briefe ergab daroberhinaus, 
wohlweislich wOrden in der Bonner Bilanz 
500 Kubikmeter feste und auch fiDssige Ab-

Go.....,_., 

fälle unterschlagen, deren Konditionierung 
völlig ungeklärt ist. 

Was es gibt, istderfeste Entschluß der Atom­
kraftgegner/innen, auch in Zukunft mit Blok­
kaden auf die Einlagerung von AtommOll zu 
reagieren. Und damit ist der Fortgang des 
Schauspiels klar vorgezeichnet. Ein Endlos­
drama mit ungewissem Ausgang kOndigt sich 
an, fragt sich nur, wer wann aus seiner Rolle 
fällt. Peter Grabowski, persönlicher Berater 
Monika Griefahns, mahnte dann auch die 
LOchow-Dannenberger/innen at~f einer 6f­
fendichen Veranstaltung der BOrgerinitiative 
zur ZurOckhaltung:"Es droht uns schier· zu 
zerreißen I" Denn wie soll begreiflich gemacht 
werden, daß hinter einem erneuten Polizei­
einsatz Klaus Töpfers Diktate stehen? 
Vielen im Wendland i·st das allerdings ziem­
lich schnurz. Man werde sich mit Gorleben 
sowieso nie abfinden, ob mit oder ohne Ge­
nehmigung, mußte Grabowskl sich anhören. 
Und lilo Wollny, ehemalige Bundestags­
abgeordnete der Granen, heute wieder im 
Widerstand aktiv, hieltden GästenausHannover 
wie Ihren eigenen Parteifreunden vor:"Den 
Au aalleg aua dar Atomanarglazu varapr• 
dtWI nach.,RachtundGaaatz", wohlwlaaand, 
d.aB daa Atomrecht dleaaa nicht zufi Bt,lat 
achlicht polltlachar Betrug". 

Wolfgang Ehmke 

Foto GOnthw Zlnt 

15 



Gorleben 

16 

Offener Brief an die 
Niedersächsische Landesregierung 

Die Räumung in Gorleben ist ein politischer Skandal! 
WirprotestierenmitallerSchärfegegendiegewaltsameRlwmmgderBlockadevonAtomlcraftgegnerfunenvordemGorlebenerZwischenlager 
am 18. Jwü 911 ' 
Die Rot~rtlne Landesregierung in Niedersachsen trägt die volle politische Verantwortung für den brutalen Polizeieinsatz in Gorleben. Am 
Tag vor der Rllumung sagte das niedersächsische Innenministerium noch einen "sanften " Umgang mit den Blockiererinnen zu. Das Um­
weltministeriwn in _Hannover äußerte sich lhnlich:"Wir mii.ssen d4S ~ug da ~einbringen, möglich$~ jedoch ohne Gewalt." 
Diese·Äußenmgen entpuppten sich als reine Lippenbekenntnisse der Nieders. Landesregierung. 
Zwar verzichtete die Polizeiführung anfänglich auf die übliche Ausrüswng ihrer Polizisten (Helme und Schilde), aber dann eskalierte die 
Situation durch das rabiaLe Wld brutale Vorgehen der Polizei. Die Demonstrantinnen versuchten durch Sitzblockaden (einigen gelang es sich 
unter die Transporter zu legen) die Einlagerung der Transportbehälter zu behindern. Di~": Polizei setzte HWlde ein, der Schlagstockeinsatz 
wurde "freigegeben", d~e Demonstrantlimen wurden gewürgt, getreten, gestoßen lDld geschlagen. Durch dieses aggressive und brutale 
Vorgehen der Polizei kam es zu unzähligen Verletzungen (Gehirnerschütterung, Nasenbluten. Prellungen, Hautabschürfungen, Verstauchungen 
usw.). Der Ermittlungsausschuß Gorleben sprach von ca. 50 verletzten Blockiererlnnen. 
Wut und Enttliuschung über die Schönwetterreden der Rot~rünen Landesregierung kennzeichneten die Siruation nachder "Abräumung der 
Blockiererlnnen". 
Der Nieders. Innenminister Glogowslci (SPD) bezeichnete den Polizeieinsatz als "verhältnismäßig.", und versuchte den Demonstrantinnen 
den "schwarzen Peter" zuzuschieben. Dies ist ein ungeheuer Skandal! I 
Wir haben die "Schnauze voll" von dieser Art von Polizeieinsälz.en. Seit 1977 versuchen die jeweiligen Landesregierungen nun ein großes 
Atomzentrum in Gorleben durchzusetzen. Hierzu scheinen alleMittel erlaubt Kommt man mit Täuschungen, Wortbruch und Lügennicht mehr 
weiter wetden Polizei und Bundesgrenzschutz eingesetzt um die atomaren Anlagen gegen den Willen der Bevölkerung durchzusetzen. 
Wir woUen keine PoUzelgewalt mebr zur Durcbsetzung der Interessen der Atomindustrie! 
Wir tordem die Rot-Grüne Laoclesreglerungauf,ln Zukunft keine Polizeikräfte mebr fürdas Durchsetzen von Atomtransporten nach 
Gorleben uud -derswo zur Verfügung zu stellen! 

Viele Menschen in Niedersachsen haben mit der Übernahme der Landesregierung durch Rot-Grün Hoffnungen auf einen Ausstieg aus der ~ 
Atomenergie verbunden. In der Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Grünen wird der Ausstieg aus der Atomenergie ausdrücklich 
gefordert, die Atomanlagen in Gorleben und Schacht Konrad sollen verhindert werden. In öffentlichen Veranstaltungen äußert z.B. die 
Umweltministerin Griefahn (parteilos, von der SPD nominiert), die beste Unterstützung für den Ausstiegswillen der Landesregierung wäre 
es. wenn wir den Widerstand auf die Str.aße tragen. 
Wir füblen uns verschaukelt uod verarscht! 
Immer mehr Menschen sind enllliuscht über das Yerhalten der Nieders. Landesregierung in der Atomenergiefrage. Bisher ist nicht einmal 
ein nieders. Atomkraftwerk abgeschaltet, das Qenehrnigungsverfahren für Schacht-Konrad läuft, in Gorleben soll der gesamte in Molliegende 
Transnu.lc.Jear-MUII im Zwischenlager eingelagert werden, die Castor-Transporte nach Gorleben stehen kurz bevor ... 

. I 
Die mehrtlgigeBlockade des Gortebener Zwischenlagen an der ständig ca. 200 Menschen darunter auch Landwirte mit Traktoren teilnahmen 
ist ein unübersehbares Signal der W amung an die Landes- \Dld BWldesregierung. Die betroffenen Menschen werden eine Einlagerung von 
AtommUll in Gorleben nicht hinnehmen und zu weiteren Mitteln des Widerstandes greifen wn dies zu verhindern. 
Wir fordem·die BWldesregierung auf, ihr Atomprogramm einzustellen und auf sogen. Bundesanweisungen gegenüber den Bundesländern zu 
verzichten, um ihre menschenfeindliche Atompolitik durchzusetzen. 

Wir. erwarten von der Rot-Grünen Landesregierung eine eindeutige und-klare Handlungsslrategie um einen" Ausstieg aus der Atomenergie" 
zu gewllhrleisten. Hierzu gehört es vor allem damit aufzuhören die gesamte Problematik vordergründig vom " Rechtsstandp\Dlkt" aus zu 
betrachten. Wir verlangen ein politisches Herangehen an die Problematik. 
Es kann doch nicht angehen. daß Frau Griefahn erklärt. aus rechtlichen Gründen d!lrfeder Transport aus Mol nicht eingelagert werden, gegen 
die anderen Transporte habe man allerdings ~hts. Hier ist eine eindeutige Stellungnahme gegen jegliche Einlagerung von AtommUll geboten. 

Wir erwarten Taten statt sc:böne Worte von der Nleders. Landesregierung! 
Warum nimmt die Laudesregierung dJe Bundesanweisung von Minister Töpfer so sc:bnell hin? 
Gegen den poUtlacbea Wülen eloer Landesregierung kann die Bundesregierung nlcltt zum Erfolg kommen! 

Der damalige Ministerpräsident Albrecht hatl979 undMitteder 80iger Jahre ein Integriertes Entsorgungszentrum Gorleben für politisch nicht 
durchsetzbar erklärt. 
Kurznach dem Tnnsnu.lc.Jear-Skandal undnachden Protestender Lübecker BevölkerW\g verbot die Schleswig -Holst.einische Landesregierung 
(CDU) weitere Atomtransporte durch ihr Bundesland. 



Gorleben 

Wir erwarten von der Nieders. Landesregierung, daß sle eine Einlagerung von Atommüll ln Gorleben für politisch n icht 
durchführbar erklärt! 
In dJesem Zusammenbang fordern wir die Landesregierung auf zukünftig für Atomtransporte keinen Polizeischutz mehr zu 
gewährleisten, da es aus Sicht der Landesregierung nicht mehr zu vertreten Ist die Transporte gewaltsam gegen die Bevölkerung 
durchzusetzen! · 
Die Nleders. Landesregierung kann sieb nicht hinter der Anweisung von Bundeumweltminister Töpfer verstecken. Sie trägt die volle 
politische Verantwortung für die Atomenergiepolitik ln Nledersacbsen. Durch Polizeieinsätze wie am 18.6.91 macht s ie sich zum 
Erfüllungsgehilfen der Atomlndustrie! 

Keine Atomtransporte in das Wendland! 
Stop der Atommüllproduktlon! 
Sofortige Abscbaltung aller Atomanlagen! 

Unterzeichner: 
Anti-Atom-Plenum LUneburg, Zeitschrift atom • Redaktionen Göttingen und LUncburg, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft 
(AbL), Heinrich-Böll-Haus Lüncburg. Die Grünen-Krcisverband Lüneburg. LUneburger Fricdcnstreffen/Fricdensbündnis, AStA Friedens­
referat der Uni Lüneburg, Selbstorganisation der Zivildienslleistenden Lüneburg. BUrgerinitiative Uelzen gegen Atomanlagen, In Nomine 
Terrae Inoognitae (INil)Celle, Frauen gegen AtomlcraftNordheide, Bremer BUrgerinitiative gegen Atomenergieanlagen (BBA). Gewaltfreies 
Aktionsbündnis Hamburg. Kurve Wustrow · Bildungs- und Begegnungsstätte für gewaltfreie Aktion. BUrgcrinitiatve Umweltschuu. LOchow· 
Dannenbcrg ... 

Weitere Unterstutzer dieses offenen Briefes können sich melden bei: 
Anti-Atom-Plenum LUneburg, Zeitschriftatom (LAGA), Heinrich-BöU-Haus, KatzcnsiT. 2. 2120 Lüneburg. Tel.: 04131/48599 

Foto Matthias Unte 
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Gorteben 

"Den Ausstieg aus der Atomenergie zu 
versprechen nach "Recht und Gesetz", 
wohlwissend, daß das Atomrecht dieses nicht 
zuläßt, istschlichtpc;~litischerBetrug''(Lilo Wollny) 

Dr. Biedennann Jörg Janning (SPO) Dr. Schwerter Strumpf Regierungs-Präsident lmgart Foto Günther Zlnt 

ln dtr Au•lnanderHtzung um dieAtomanlagen ln Gorleben 
Ist es zum offenen Konflikt zwischen dem Widerstand vor 
Ort und dar rot-grOnen Regierung ln Hannover gekommen. 
Vom Ausstieg aus der Atomenergie ist in Niedersachsen nichts 
zu spüren. Bisher wurde keine einzige Atomanlage stillgelegt. 
Es kommt sogar zu weiteren Genehmigungen (ANF Lingen) 
bzw. zu Fortschritten in den Genehmigungsverfahren (Endlager 
Schacht Konrad und EndlagerGorleben). Im Zwischenlagerfür 
schwach-und mittelaktiven Müll in Gorleben soll ab September/ 
Oktober weiter Müll aus dem belgischen Mol und aus deutschen 
Atomkraftwerken eingelagert werden. Im Zwischenlager für 
hochaktiven MOIIinGorlebensollen Caster-Behälteraufgenommen 
werden. 

Als Atomgegnerinnen von der bevorstehen Anlieferung vorr 
Atommüll aus dem belgischen Mol (.Transnuklear-Skandai­
Müll")erfuhrenwurdendieZufahrtdesZwischenlagersinGorleben 
bzw. die PKA-Zufahrt für 5 Tage (14.6.-18.6.91) blockiert. Es 
b&teiligten sich ständig ca. 200 Menschen unter ihnen auch 
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Landwirte mit Traktoren an der Blockade. Wie sich herausstellte 
waren die Containerfahrzeuge nicht alle aus Mol sondern auch 
aus dem Kernforschungszentrum Jülich. Dadas Zwischenlager 
blockiertwar,entschiedsichdiePolizeiführungdazudieFahrzeuge 
vorübergehend in der Polizeikaserne in LOchow unterzustellen. 
Für die rot-grüne Landesregierung handelte es sich hierbei um 
eine unangenehme Situation. Sie mußte möglichst ohne 
Gesichtsverlust diesen Machtkampf für ~ich entscheiden. Mit 
den Blockiererinnen wurde nach dem Motto .Zuckerbrot und 
Peitsche" verfahren. 
Am 4. Tag versuchte dann eine hochkarätige Delegation, die 
jedoch keine Verhandlungsvollmachten hatte, die Demonstranten 
zum Aufgeben zu bewegen. Unter Ihnen Herr Biedermann 
(Umweltministerium), Herr Sch.werter-Strumpf (Leiter des 
Gewerbeaufsichtsamtes Lüneburg) und Herr lmgard (SPO -
Regierungspräsident der Bezirksregierung Lüneburg). Trotz 
gegenteiliger Behauptungen war bereits zu diesem Zeitpunkt 
ktar, daß am nächsten Tag geräumt wird! 
Nachzutragen. ist noch , daß Hannes Kampmann 



Bei dieser Diskussion hat die Landesregierung aber einer 
Einlagerung von Müll ausdeutschen Atomkraftwerk .nach Recht 
und Gesetz" ausdrücklich zugestimmt, und keinen Zweifel dar an 
gelassen,diesenauchgegendenWJderstandvorOrtdurchzusetzen. 
Hannes Kempmann in einem Interviewmitder EJZ: "Trotz weiterer 
m6glicherWeisungen aus Bonn willdie und .. reglerungjetzt 
die Auflage für Gorleben e"eichen, deB dort nur einnndfrei 
ldMJtlßzlerb.,.r AtommOI/eufgenomtMn werd~~ndOrt.. Und 
en die Besisep".llerte Kemp~Mnn: lllln solle keinen Druck 
eufdleunde•eglerungeu.OI»n,"wMJnwirgernlchtenders 
k6nnen • •• Dsutlich muß werden, daß die Landesregierung auf 
derSeitederjenigensteht,dieausdemAtomprogrammrauswollen. • 
(EJZ V. 18.7.91) 
Aufeineröffentlichen Veranstahungin Trebel erläuterten Vertreter 
des Nieders. Umweltministeriums ihre Strategie: ( ... )"per 
Vsrz(jgerungstaktik auf die Atomproblematik aufmerksam zu 
machenunddenAuutleglmRehmMJdergeltendenGe•tze 
vorenzutreiNn"(EJZv. 19.7.91) 
Auf der gleichen Veranstahung bezeichnete Lilo Wollny (Ex­
Bundestagsabgeordnete der Grünen und Aktivistin der BI) .die 
Auflege, nur deutsche Flsser zurOckzunehmen, els 
"Korlnthenkecbrel", die den Ausstieg en sich nicht 
vo,.."trelbe.,(siehezu diesem Themenkomplex den Artikei:"Müll 
(nicht nur) aus Mol- 1. Akt eines Endlosstücks) 

Foto Metthlas Unte 

Am 25.7.91 beteiligten sich 50 Menschen an einer Blockadevon 
drei Lkw, die fünf Container mit schwachradioaktiven Müll aus 
Biblis ins Zwischenlagerbringen wolhen. Die Polizei räumte die 
Blockade. 
EinT eilderMedienreagierteaufdiese Blockademit.Unverständnis", 
da es sich ja hier um .deutschen Müll" und nicht um MOll aus Mol 
handeh. Dies ist alleinig auf die .spitzfindige• Argumentation 
der rot-grünen Landesregierung zurückzuführen die dazu führt 
die Position der Atomgegner zu schwächen. 

(LandtagsabgeordneterderGrOnen und ehemaliger BI Aktivist) 
die Demonstrantenbereitsam 1. Tagdazuaufforderte. Wtsolltto 
die belden JOllcb·Conttlner durchiiSHO" 
Dies tat natürlich Niemand. 
Obwohl die rot-grüne Landesregierung im Vorfeld von einer 
.sanften Riumung• gesprochen hatte wurde diese brutal von 
derPolizeidurchgezogen. Derpolitische Skandaldergewaltsamen 
Räumung in Gorleben führte zu vielfachen Protesten an die 
Landesregierung. (siehe auch offenen Brief). 
ln der öffentlichen Auseinandersetzung um die Einlagerung 
des Atommülls versuchte die Nieders. Landesregierung den 
.Schwarzen Pater" an den Bundesumweltminister Töpferwegen 
seiner Bundesanweisung weiterzureichen. 
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Interessant fanden wir einen Offenen Brief an die Grünen aus 
dem Jahre 1986 (vor der Bundestagswahl 87). 
Die Initiatoren warnen die Grünen vor Regierungsbeteiligungen 
und Koalitionen mitder SPD. Hierheißt es: " Werdle Regierung 
stellt, kann nicht gleichzeitig Opposition gegen sich selbst 
betreiben. Als Regierungspartel hätten die Grünen heute 
elneRelhestaatl/cherMaßnahrrum und Planungen zu vertreten, 
gegen die sich Ihre Politik als Opposition noch gerichtet 
hat.( ... )nlmZwelfelmüßtensledasstsstl/cheGewaltmonopol 
such gegen jene mobilisieren, die diese Normen praktisch 
in Frage stellen."( ... ) DamaligerUnterzeichnerwaru.a. Hannes 
Kempmann. 
(.siehe hierzu .Offener Brief an die Grünen") 

Dokument 

Offener Brief an die Grünen 
an den Bundesverband, die Landes- und Kreisverbände und die Parlamentsfraktionen 

Wir sind in Sorge um die Entwicklung der GRÜNEN von einer Partei , 
diedie Forderungen sozialerundoppositionellerGruppen und Bewegungen 
in die Parlamente getragen hat, hin zur Mehrheitsbeschafferio tordie 
SP D, hin zu einer Partei, die die Exekutivgewalt in Landesregierungen 
und Bundesregierung anstrebt. · 
Spätestens seitden .Wahlniederlagen"derGRÜNEN im Saarland und 
in Nordrhein-Westfalen ist ein Stimmungsumschwung in der Partei zu 
registrieren. derdie GrOnen in eine gemeinsame Regierungsverantwortung 
mit der SPD drängen will . Eine solche Entwicklung lehnen wir ab. Wir 
fordern Euch auf, schnellstmöglich Klärungsprozesse einzuleiten, die 
es allden Menschen, die sich in den letzten Jahren engagiert für die 
Änderung politischer Verhältnisse in der Bundesrepublik eingesetzt 
undgegen bedrohliche Übergriffe staatlicher Machtund Planung gekämpft 
haben, möglich macht, klare Bewertungen der Zielsetzung grüner 
Politik vorzunehmen. 
Die unterzeichneten Gruppen und Personen haben · im Rahmen dieser 
Initiative nicht klärbare ·unterschiedliche Auffassungen Ober den Sinn 
und Stellenwert parlamentarischer Arbeit . Im Bewußtsein der 
notwendigen geaellachaftllchen Veränderung hin zur 
Oemokratlslerung,zuraozlalenGerlchtlgkelt,zurKrlegsverhlnderung 
und Erhaltung der Lebensgrundlagen können wir allerdings die 
GRÜNEN als Partei, die gegenwärtig einer Regierungskoalition 
mit der SPO anstrebt, nicht unterstützen: 

1. weil die SPO nicht einmal als Opposition und schon gar nicht 
als Regierungspartel zu ernsthaften Reformachritten bereit 
und fähig Ist; 

2. weil die GRÜNEN als Preis für die Regierungsbeteiligung die 
Opposition selbst gegen die düsteraten Erscheinungen der 
gesellschaftlichen Realität einstellen müßten; 

3 weil die GRÜNEN als Triger Institutioneller Macht zu Gegnern 
der sozialen Bewegungen würden und sich die Partel damit 
die wesentliche Legitimation Ihrer Existenz entzöge. 

1.) Wer innerhalb der GRÜNEN für eine Koalitionsaussage -ob 
bedingt oder nicht · ficht , der verdrAngt im allgemeinen die Frage, 
welche Forderungen der grünen Partei Oberhaupt mit der SPD zu 
realisieren wären. Wer Koalitionsverhandlungen hoffnungsfroh als 
Experiment mit ungewissem Ausgang kennzeichnet, der täuscht sich 
und andere Ober den Charakter der SPD und die Erfahrungen mit ihr 
hinweg. Diese reichen aus, um zu sagen, daß der Handlungsspielraum 
eng. ist. Die .Selbstreinigungskraft• einer SPD in der Opposition und 
der diskrete Charme einer alternativen Partei reichen längst nicht aus, 
um den . Tanker" in das Fahrwassereiner Reformstrategie zu bugsieren. 
Das Gegenteil wird Resultat dieser Politik sein: die SPD wird die 
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GRÜNEN unmerklich in ihren sturmfreien Hafen der Systemdisziplin 
manövrieren oder zum treibeuterisehen Entern freigeben. 
Um den Gehalt sozialdemokratischer Politik zu erkennen, braucht man 
nicht die Geschichte zu bemOhen, in der sich die SPD im Zweifelsfalle 
immer als Sachverwalterin herrschaftlicher Interessen zu offenbaren 
pflegte - von der Bewilligung der Kriegskredite vordem 1. Weltkrieg bis 
zum Anstoß I Orden NATO-Doppelbeschluß. Esgenügtein Blickzwischen 
die Zeilen ideoligischer Propaganda, die die SPD unter Anleitung von 
PeterGiotzzurBesetzunggrOnerThemenuntemimmt,umherauszufinden, 
welchen Grundsätzen eine zukünftige sozialdemokratische Regierung 
folgen wird: 
Absicherung der Konkurrenzfähigkeit bundesdeutscher Industrie auf 
dem We ltmarkt; Integration der Widersprüche herrschender 
Produktionsweisen durch Propag ierung kapi tal i stischer 
Krisenlösungsoptionen, z.B. technologischer Veränderungen. ln diesen 
Grundsätzen unterscheidet sie sich nicht von der CDU und FOP. Das 
vielgepriesene SPD-Programm .Arbeit und Umwelt" zeigt, daß es der 
Partei praktisch nicht um den Erhalt der Umwelt und die Beseitigung 
der Arbeits losigkeit geht. Es ist ein Vorschlag zur Sozialisierung der 
von der Industrie verursachten Umweltschäden undenthälteben keinen 
HinweisaufdiestrukturellenUrsachenderkatastrophalenA~:~swirkungen 
gegenwärtiger Produktionsweise. Grüne Koalltlonapolltlk Ignoriert, 
daß die Aufgabe sozialdemokratischer Politik geradedarin besteht, 
den Blick für die Uraachen zu vernebeln und daß eine 
Regierungsbeteiligung zur perspektlvloaen Legitimation 
kapitallaUschen Krisenmanagementa verkommen müßte. 
Besonders kraß würde der Ausverkauf grüner Forderungen im Bereich 
der Friedenspolitik. { ... ) {gek. atom) 

Fazit: 
Weder der Arbeltsloalgkelt, noch der Zeratörung der Umwelt, noch 
der Ausbeutung der dritten Welt1 noch der Aufrüatung wiren Im 
Rahmen einer Reglerungabetelllgung der GRÜNEN an einer SPD· 
Regierung ernathah entgegenzutreten. Wer an den notwendigen 
Forderungen festhalten und dafür ln der Bevölkerung für aktive 
Unterstützung werben will, der kann dlea nur in der Oppoalllon 
und muß dies gerade auch gegen die SPD tun. Grüne 
Machterwerbspolitik lat keine, die mit Macht Reformen durchsetzen 
kann. Die Propaglerung der Koalition bindet nicht nur die Hände 
für die Organlslerung von Widerstand, sondern bereitet auch den 
Boden für die Integration dea Proteat· und Wlderstandpotentlala 
ln der Bevölkerung. 

2.) Wer die Regierung stellt, kann nicht gleichzeitig Opposition 
gegen sich seibat betreiben. Als Regierungspartel hätten die GRÜNEN 



heuteelneRelheataalllcher Maßnahmen und Planungen zu ver1reten, 
gegen die alch Ihre Politik ala Oppoaltlon noch gerichtet hat. Auch 
überzeugte Koalltlonabefürworter gehen nicht davon aua, daß 
weaenlllche Politikziele durch einen Reglerungaelnlrln derGRÜNEN 
realleierbar wären. Deahalb würden alch die GRÜNEN unter den 
herrachenden Bedingungen aehr achnell zu einer Partel d er 
Staataralaon wandeln, die, gerade noch zu kotmetlachen Pflege 
geeellechaftllcher Widerepräehe fähig, an den prägenden Normen 
der achtechten geaellechaflllchen Wirklichkelt feethalten müßte. 
Sie hätte alch zu halten an: 
- das Recht auf private Ver!Ogungsgewalt Oberdie Produktionsmittel 
und Profitmaximierung im Rahmen derbestehenden Gesetze auf Kosten 
von Umwelt und Gesundheit, der Arbeitslosen und der abhängig 
Beschäftigten: 
- das Recht des Staates auf Kriegsvorbereitung unter dem Deckmantel 
der Aufrechterhaltung der Verteidigungsfähigkeit: 
- das Recht auf PIOnderung der Rohstoffe und auf Ausbeutung der 
Arbeitskräfte in der 3. Welt; 
- das Recht, im repräsentativen System Entscheidungen von 
grundsätzlicher Bedeutung gegen Bevölkerungsmehrheiten in der 
Bundesrepublik oder in einzelnen Regionen durchzusetzen. 
Doch nichtnurdas: Im Zweifel müßten aledaa ataatllcheGewaltmonopol 
auchgegen jene moblllaleren, dledleae Normen praktlach ln Frage 
etellen. D .. grüneGewaltfrelhelapoatulat, d .. eine Aufforderung 
zum Wideraland und zivilen Ungehoraam gegen ataatllcheGewalt 
daretellt, würde elch wandeln zur exekutiven Nötigung auf 
Wlderetandaverzlchl und zur Anerkennung dea etaetlichen 
Gewallmonopole.lm Widerspruch zum Grundsatzprogrammwirdbereits 
heute vonprominenten Grünen diese Anerkennung durchoppositionelle 
Gruppen gefordert. Einen bitteren Vorgeschmack, wie sich der Verzicht 
auf Opposition auswirkt, gibt die Haltung der GRÜNEN in Hessen im 
Konflikt um die Nuklearbetriebe in Hanau. Hier haben sich grone 
Repräsentanten innerhalb kOrzester Zeitvon BefOrwortern des Ausstiegs 
aus der Atomenergie de facto zu Verteidigern sozialdemokratischer 
Nuklearpolitik gewandelt. Oie Regierungsbeteiligung in Hessen bindet 
den Wortführern einer solchen Politik die Hände. um gegen die 
Erweiterungsgenehmigung der Atomfabrik vorzugehen , die der 
Wirtschaftsminister Steger auf Weisung des Bundesinnenministers 
veranlaßt hat. Ein zukünftiger grüner Umweltmlnlater müßte die 
bekannte ,.Auutlegspolltlk" eozlaldemokratlacher Prägung 
legitimieren, die sowohl in NRW in Bezug auf den Schnellen BrOter 
betrieben w1rd, als auch in den SPO-regierten Ländern Bremen und 
Hamburg, in denen die Landesregierung der Finanzierung von 
Infrastrukturmaßnahmen tOrdiegeplante WAA in Wackersdorf zugestimmt 
hat. ( ... ) (gek. atom) Diese Beispiele stellen ke1ne Ausrutscher dar, 
sondern sinddie logische Folge desStrebensnach Regierungsbeteiligung 
unter den gegenwärtigen Bedingungen. 

3.) Daß grüne Umweltminister ln Heuen und Nledersachsen, 
die für den Ablauf der Nuklearbetriebe von Blblla, Hanau, für daa 
Zwischen-und Endlagervon GorlebenundTrebel mitverantwortlich 
wären, zum polltlachen Gegnerder Anii-AKW-Bewegung würden, 
liegt für una klar auf der Hand, ebenso die Notwendigkeit, gegen 
d Ia Aufrüetungspoll tlk rot-grüner Varlantezu prote stleren.Wirgehen 
aber auch davon aus, daß solche Entwicklungen bereits das Ende der 
Existenz grOner Parteiformation beinhallen wOrden. Es gibt in der 
Parteienlandschaft der Bundesrepublik keinen Platz fOr einen 
Hoffnungsträgervergeblichen Reformeifers. dergezwungen ist, gasehOrte 
Illusionen auf dem Altar des Machterwerbs zu opfern. Dieses Geschält 
war und ist auch heute wieder die historische Aufgabe der SPO. Wer. 
wie Anfang der 70er Jahre, daran glaubt, daß sich Reformschritte 
heute allein im Wahlkampf um parlamentarische Mehrheiten vollziehen 
lassen. der wird sich for die Sozialdemokratie entscheiden, wenn sie 
thre prgorammatische .Läuterung• vollzogen hat. Wer aber davon 
ausgeht, daß sich Fortschritte zur Verwirklichung der unverzichtbaren 
Forderungen sozialer Bewegungen nur gegen den grundsätzlichen 
WiderstandderSozialdemokratie in ihrerheutigen Prägung durchsetzen 
lassen, für den ist eine parlamentarische Kratt irrelevant, die ihre 
politische Zukunft an die real existierende SPO gekettethatund mit ihr 
bloß um Flickschusterei und Reformillusion buhl t. 
Ote GRÜNEN sindals Protest- und Widerstands-Partei in die Parlamente 
gewählt worden. Wir wollen Euch den Mut machen , an dieser 
demokratischen, oppositionellen Rolle festzuhallen. Ihr habt richtige 
und gute Argumente dafOr, daß nur tiefgreifende gesellschaftliche 
Veränderungen •n den Bereichen, Frieden, Umwelt, Sozial-und Außenpolitik 
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der katastrophalen Entwicklung entgegenwirken können. Setzt das 
nicht auts Spiel, nur weil der Druck auf Euch verstarkt wird und Ihr in 
die Systemharmonie gezwungen werden sollt. Wirhaben ein Interesse 
an parlamentarischen Konstellationen,ln denen die etablierten Kräfte 
nicht Ober unsere Forderungen hinwegsehen können : ebenso an 
Kräfteverhaltnissen, die die Umsetzung dieser Forderungen erleichtern. 
Aber solange das·Bewu6tsein in der Bevölkerung und die Lage in den 
Parteien, vor allem der SPD. noch keine wirklichen Verandet'ungen 
zulassen,istesdieAufgabedersozialenBewegungenundderGRÜNEN, 
gesellschaftliche Konflikte und Widersprache offenzulegen, sowie 
Vorstellungen zu entwicklen und zu vertiefen, die reale Veränderungen 
zum Ziel haben. Wenn kurzatmige Überlegungen Ober die .Ablösung 
der Rechtsregierung• im Jahre 1987 diese Erkenntnisse Obertagern, 
degradieren sich die GRÜNEN selbst zum zweiten kleineren Übel. Nur 
wenn die grOne Partei bei entsprechenden parlamentarischen 
Konstellationen an den wichtigsten Forderungen festhAlt, offensiv IOr 
grundlegendere Veränderungen eintrittund sich wedervon einergroßen 
Koalition noch von Neuwahlen schrecken läßt, entgehtsie derErpreßbarkeit 
und hat die Möglichkeit, ihre parlamentarische Existenz zu sichern. 
Zu einersolchen Perspektive gehört, daßdie GRÜNENwieder Aussagen 
treffen, die den substantiellen Unterschied zur Politik der SPO 
verdeullichen.m anstaltden Prozeßder Anbiederung fortzusetzen. Es 
muß deutliche werden, daß sie die SPO keineswegs auf e1nem 
AbrOstungskurs befindet, wiedem Umweltdesasternichts entgegensetzt, 
usw ... Dazu gehör1auch,den Wählernzuertdiren,da8 V•änderungen 
ln den wichtigsten Bereichen gar nicht atattflnden können, wenn 
man(n) und frau nicht aelber engagiert fi,ir dleae Ziele auf die 
Straße gehen und Wideraland lelaten. Dabei verkennen wir nicht, 
daßdiesozialenBewegungenmitihremProtestundWiderstandabgespeckt 
haben;daßesheuteangesichtseinertat&achlichenodervermelntlichen 
Opposition im Par1ament schwierigergeworden ist, au Barparlamentarische 
Initiativen mit Erfolg zu organisieren. N1ederlagen wie d1e der 
Friedensbewegung in der Stationierung der Pershing 2 lOhren zur 
Resignation .Geradedeahalbaberertaubenwlruna,daraufhlnzuwel~en, 
daß mit der weiteren Schwächung sozialer Bewegungen nicht nur 
die Bedingungen für Optionen auf tatsichliehe Veränderungen ln 
diesem land dahlnachwinden, acndern auch die GRÜNEN zum 
kurzengeachlchtlldlenZwlsdleneplelv•dammtwiren,alehlatorfech 
nicht mehr gewesen wären, als daa Sprungbrett einiger 
karrlerebewußer Stare llnka·grüner Prominenz und daa 
parlamentarieehe Frühwarnayatem der etablierten Parteien. 
Oie Alternative besteht also nicht im Anpassungskurs, der 
Sozialdemokretisierung der GRÜNEN, sondern in der UnterstOtzung, 
lnitiierung und Reaktivierung außerparlamentarischen Protestes, in 
der klaren Abg renzung gegenOber sozialdemokratischen 
lntegrationsstrategien. 
Unsere Forderungen lauten: 

klare Absage an Koalition in der aktuellen Situation: 
Festhalten an den wichtigsten Forderungen, die grundlegende 
gesellschaftliche Veränderungen beinhalten und den katastrophalen 
Auswirkungen der herrschenden Verhältnissen entgegentreten: 
keine Preisgabe der Forderungen hinterden verschlossenen TOren 
von Koalitionsverhandlungen: 
parlamentansehe Initiativen , d•e zum Bewußtsein beitragen, daß 
auchdieSPD notwendigen Forderungen entgegentritt; Veränderungen 
bekämpft: 
Unterstatzung sozialer Bewegungen und Mitarbeit grOner 
Funktionsträger und Parlamentsvertreter. 

0/eaer ,.offene Brief" •n die Grünen wurde unterzeichnet von c•. 
30 Elnzelperaonen und 20 lnltlstlven. Er wurde 1986 vor der 
Bundeat•g•w•hl 1987 veröffentlicht. 
Obwohleinige Passagen des obigen offenen Briefes von der aktuellen 
Entwicklungen mittlerweile Oberholt sind, enthält er doch (in weiser 
Voraussicht) Wichtige EinscMtzungen Ober die heutige Funktion der 
Granen Partei. Durch Regierungsein trille auf L~nderebene entwicklen 
sich die Granen zu einer Partei. vor der die Unterzeichnerinnen noch · 
1986 gewarnt haben. 

DerdsmsllgeSprecherderBI Umweltachuiz Lüchow·D•nnenberg 
HsmHta Kempm•nn gehörte 1986zuden Unterzeichnern des offenen 
Briefe•. 
Hsnnea Kempm•nn /at grüner L•ndt.gs•bgeordneter und w•r Im 
Sommer 1990 einer der Verh•ndlungaführer der Grünen bei den 
KoslitlonaverhsndlungenzwlachenSPDundGrünen lnN/ed..-..chNn 
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Gor\ eben 
End\ager cn\cnte 

- d\e E.nd\osges 

Einfadl zusc:hOtlan. Die FordanJng der Alom­
kraftgegnea1nnen zum Konftiklpunkt Ausbau der 
EndlagerschAchte mag naiv klingen, bringt aber 
die ZielvorstaUungen vieler Widerstinder in 
LOchow-Dannenberv und ihre Stimmung auf den 
Punkt. Das rechtliche Gezappel und die 
zarzwid<len Linien der Au~ung um 
Rahmen·, Haupt- und andere Betriebapllne, 
Schadensersatzanspruch dar Setreiber etc. k.On­
nen nur noch Insider nac::hvolziehen. 
Warum, 80 fragen ale, genehmigt cle rol-9'Qne 
Landesregierung einen Hauplbelriebsplan, der 
das weitere Abteulen der beiden Enclager­
schlchte bis in de Tiefe von 345 m zullet? 
Die Antwort aus Hannover: man habe sich nach 
dem Wl1orenen Pro:raB Im Februar 91 vor dem 
VatWaltungsgeric:ht LOnebwg gezwungen geae­
han, dem 2. Hauplbelriebsplan zuzustimmen, 
dann die Verwaltungsrichter billigten dem 
BetreibertdOngel aus DBEJBfS (Deutsche Gesell­
schaft zum Bau und · Belrieb wn Endlageml 
Bundesamt fOr Slrahlenschutz) einen RECHTS­
ANSPRUCH auf Zulaslung zu. Ganz Jistig" (Wie 
immer) habe man aber de Zulassung mit zwei 
Auftagen verbunden, de schwet1ic:h zu elfOllen 
seien. 
Da ist erstens de Gesc::hic::hl8 mit der Salzauf. 
haldung. Die Gor1eben-KIIger hatlen im Verfah­
ren gegen den .aen Hauptbetriebsplan das 
80z:laldemokndischen Wtrtsc:haftsminlstar. Pater 
FISCher, der damit auch die GNnclage tor den 
RECHTSANSPRUCH fOr cle Zulauung eines 
zweiten legte, in einem Punkt RECHT bekom­
men: Salz sei lebensfeindlich, unddeshalb sei cie 
Ablagerung des' Salzgesaeins, das beim weiteren 
AbiButen der SchAchte anfale, VOif Ort nlc:ht zu­
IAssig. Welch HOrde fOr cie Betreibet1 Als leBe 
sieh kein anderer Ort finden! Und inzwischen 
prAsanliert cie DBE cleten anderen Ort, es ist 
das AtommOllager Morsleban, ein Kalibelgwerk, 
und auc:h im Besitz der DBE. Also rollen jetzt cie 
Salzlastergen Morsleben. 
Us1igerwar das IChon de Auftage, cle Becreiber 
soßten den Nachwels fOr de Slandlicherheit der 
SchActll8 wAhrend der Ausbauphase erbringen. 
Bekanntlic:h wird der Unl8rgnlnd im Schac:htb&­
reic:h wreistundlndieaen EiazaplenhinelnWU"dan 
cie Schichte abgetlaYft. jetzt in rund 27().290 m 
Jm Steinsalz selbst bildet cleses stabile Seiten­
wände. Nachweislich verschiebt sich die 
Schachtwand in Schacht I Im sogenannten Deck· 
gebil'ge, also Ober dem Salzgestein, trotz ver­
stlrklan Innenausbaus (Stahlringel) nach den 
Winden, bis zu 15 cm macht der Knick der 
Schachtwinde aus. 
Das lngeniaurt:IOro Jessberger ei18Chneta wie 
bastelt fOr cle DBE, daB cle Schachtwinde bis 
zum Innenausbau (nach Fundamentierung der 
Schichte in 345 m Tiefe) dem umerirdschen 
Gebirgsdruckstandhalten WOrden (15· 18 Monate 
win:rs schon haten, meinen sie). Mt der Bewer­
tung dasJessberger-Gutachtens hatla das Obar­
bervamt CJaualhai-Zellerfald das IngenieurbOra 
Witlke beauftragt Witlke IChloB lieh der Sicht 
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JessbefVers an, und sc:hwuppsl war damit dann 
im JuU auch de zweite HOrde genommen. 
Ob c:ieser Zeitgewinn (4 Monate) und cia Verz6-
gerungstaktik gleichbedeutend mit der 
.Kalbrl•len~ng d., Endl•g•rM (Hannes 
Kempmann, Mcl. GrOne) Ist, ist arg zu bazwat.. 
fein. Der folgenschwere Fehler FISChers RÄCH­
TE sich brutal fOr de, cie streng nach (Atom­
)RECHTund(herrschandem)Gesetzaussl8igen 
wolen. Was sollen wirvon der AnkOndigung aus 
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dem Umweltrauort in Hannover halten, eine 
weitere Zulassung wn HauptbetriebsplAnen 
w8fda es in Zukunft nicht geben? Gibt es nun 
einenRECHTSanspruchderBetreiberodarnicht? 
Warum wird es dam keinen weiteren Hauptb&­
triebsplan mehr geben? Oder handalt es aic:h 
schon um eine Beruhigungspile fOr Dich und 
mich? 
Allein auf der RECHTlichen Sc:hiene kommende 
Kllgelmnen erst wieder zum Zuge, wenn de 
SchlchlaabgeeauftslndundSIDienquergetrieben 
werden. Dann mOSte Andreas v. Bemslotff, dem 
cle Salztitel geh&en, enteignet werden. 
Wißt Ihr, wasdaaletzllic:h ~ deSchAc:hl8 
werden fundamentiert und ausgebaut? D.h. 
technischgesehen:das Veteisendes lJntergn.llds 
kann eingestellt W8fdan. Die Sc::hlchl8 k&lnen 
jahrelang ollengehaJaen werden, und das gilt 
natllrtic:h auch im Obertragenen Sinne politisch. 
M.a.W.: die BetreiiMr haben llllalchllch eine 
.. IIChelclencle HOrde zw FundMaenderung 
ciM Gorleben genommen. Aberwirwerden die 
HoffnUö"lg ja nie aufgeben und trotzdem weiler­
machen, gel?l 
Was wir wolen, und was machbw ist, obgJeic:h 
(s.o.): das Berpnt Cella muB angewiesen wer­
den, einen Beriebsplan. Vertolan der SchAchte• 
aiSZUa'beiten. Diesen Gedanken hat Rot~ 
naUlr1ich auch schon gehabt. nur habe das einen 
.Haken, gibt Horst Sch~rshusen aus der 
S1aatskanzlei der BI zu bedenken. Die DBfJBIS 
werde nAmllch mit SchadansersatzanspfOd) 
kommen, und deshalb: erstfundamenlieren, dann 
WtfOIIen, und ZWII 80, daS de Schtchte nicht 
kaputtgehen (,.reversibel'"). Sehr Jis~. Nurwaa 
dumltdarPrelagabec*~ 
noch zu tun het, 111111i1 nlemMCI rlchdg ,_,.. 
zu vollziehen. 

Wolfgang Ehmke 



Hanau 

Foto Jürgen Siegmann 

Auf dem europäischen Stier 
·zur nuklearen Herrlichkeit? 
Ein Sommer der Peinlichkelten liegt hinter der Hanauer Atomgemelnde, die sich so 
wohlgeordnet fOr neue Taten fOhlt: Im Transnuklear-Prozeß, der Im Juli mit dem 
einkatkullerten Bauernopfer der TN-Manager Vygen, Knackstadt und Bretag endete, 
verwies selbst der Richter auf die gesetzlich verordnete Beschränktheft der Anklage. 
Knast gab's lediglich fOr Veruntreuung von Flrmengeldern, professionalle 
AtommOIIschleberelan haben die Strafgesetzautoren noch nie gejuckt So blieb Im 
TN-Prozeß auch ohne Belang, daß der Abfall als wicht ige LOcke ln dar 
Plutoniumflußkontrolle gilt. 
Am 17. Juni sorgte dar siebte Störfall des Jahres Im Slemens-Brennelemenlewerk fOr 
die noch andauernde Stiltagung der Plutoniumverarbeitung, wovon auch das 
Bundeslager betroffen Ist, fOr Gezeter um eine Schwachstellenanalyse durch das 
Öko-Institut und fOr eine sommerliche Pannenserle. All dies nervte die Atomiker: Ihre 
Plutonlum-VerpackungskOnste, die wiederholte Kontamination von Arbeitern, Blä· 
hungen der Plutonlumdosen, der Hitzeausfall der Lüftungsanlage und eine nicht 
einmal regendichte Sicherheitsschleuse der Plutoniumfabrik ließen selbst das 
Hanauer Stadtparlament hinter Joschka Fischer zusammenrOcken. 
Was will das fOr eine Weltmacht werden, die den Gewitterregen fürchten muß? 

Großvater hatte sich das gewiß alles einfa­
cher vorgestellt, vor 35 Jahren, als er seinen 
stiernackigen Atomminister zur .Degussa­
Nukleargruppe•nach Hanau schickte, um den 
ersten selbstgebastelten Uran-Brennstab zu 
feiern. Zwar ist der Name Nukem seit der 
Firmengrandung 1960, als ein neues Zentri· 
fugen-Anreicherungsverfahrendie .Atombombe 
des kleinen Mannes• versprach, in der Welt· 
öffentlichkeitmitdem Streben nach deutschen 
Atomwaffen verbunden. (Damals intervenierte 
Eisenhower bei Adenauer, und das Verfah­
ren mußte unter .Geheimschutz• gestellt 
werden.) Eine richtige Bombe ist's bis heute 
nicht geworden, Großvaters liebsten Traum 
jedoch haben die Enkel auch ohne sie ver­
wirklicht. 
Mit den politischen Erfolgen der Mark-Wirt· 
schaft und der präventiven Kapitulation des 
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Hauptfeindes sind mindestens drei tradition­
sreiche Motive für eine vollwertige Bundes­
wehr vorerst Oberholt-bis zurnächsten Wende 
der Weltlage. 
Sinnlos geworden sind die jahrzehntelang 
verfolgten Ambitionen, mit einer deutschen 
Bombe den Finger an den amerikanischen 
Abzug zu legen, um die Sowjetunion zu Zu­
geständnissen in Sachen Wiedervereinigung 
zu bewegen und einige weitere Ergebnisse 
des Zweiten Weltkrieges in Ost&uropa zu 
revidieren. Diese Ergebnisse sind revidiert, 
doch die Sieger von 45 Jahren Nachkrieg 
scheinen damit nicht so recht glücklich zu 
werden. 
Schnee von gestern sind auchalldie übrigen 
Ankoppelungsanstrengungen in der Nato, die 
mitkonventionellerMilitärpolitik(z.B. im Rahmen 
der. Vorwärtsverteidigung") den großen US­
Knüppel deutschnational zu nutzen suchten. 
Die Jahrzehnte währende .GiaubwOrdigkeit­
skrise"der US-Atomgarantie, die im Kern darin 
bestand, daß Washington im Ernstfall für die 
speziellen Interessen Bonns keinen atoma­
ren Gegenschlag auf sein Territorium riskie­
ren würde, ist gelöst: Deutschland ist kein 
schmalleibigerFrontstaatmehr, unddas .Reich 
des Bösen• wünscht sich nichts sehnlicher, 
als zusammen mit den Deutschen in einem 
europäischen Haus wohnen zu dürfen. 
Obsolet sind damit auch die in allen Variatio­
nen praktizierten Versuche, mitdem .zivilen• 
deutschen Atompotential möglichstunauffällig 
undweltweit um Terraingewinn im Kalten Krieg 
zu pokern. Ist es Zufall, daß von dem geplan­
ten Plutoniumdreieck Wackersdorf-Hanau­
Kalkar, daszumindest in der Nukleardiplomatie 
ein respektabler Faktor gewesen wäre, nur 
ein gebeuteltes Atomdorf in Hanau und eini­
ge kleinere Außenposten übriggeblieben sind? 

Im schönen Süden 
spielt man dual use 

Bekanntlichhatder .Politzwerg• seinenuklearen 
Klimmzüge nicht allein mit Blick gen Osten 
vollführt. Die BAD schmort zwar in Sachen 
Atomwaffenbesitz immerhin schon 25 Jahre 
im Status einer Schwellenmacht, doch hin­
sichtlich ihrer Fähigkeit, mit dem Export ato­
marer (und konventioneller) Zweizweck­
Technologie ihre internationalen ökonomi­
schen Interessen abzusichern, ist sie längst 
eine Großmacht. Diese politische Funktion 
des Atomprogramms bleibt in ihrem Kernauch 
nach dem Ende des Kalten Krieges erhalten. 
Auch 1990 machte der .dual-use"-Export mit 
annähernd 50 Milliarden DM noch mehr als 
das Dreifache des offenen Rüstungsexports 
aus. 
Die sensitiven Nukleargeschäfte mit Argen­
linien, Brasilien,lndien,lndonesien,lrak,lran, 
Israel, Pakistan, Südafrika, SOdkorea, Taiwan, 
der Türkei usw. behalten ihren politischen 
Wertauch ineinerimperialistischenOne World, 
wenn auch in modifizierter Form. Im schönen 

SOden nämlich werden die Widersprüche 
zwischen großen und kleinen Räubern wei­
terhin offener ausgetragen als in den nördli­
chen Hauptquartieren. 
Die Resultate dieser dual-us&-Politik können 
sich sehen lassen: Mindestens Indien, Israel 
und die deutschen Lieblingsrassisten in 
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Südafrikasind auf solche Weise zu Atomwaf­
fen gekommen, andere, wie Brasilien, sind­
gebremst durch Wirtschaftskrisen und die 
Kontrollinteressen des Weltpolizisten - auf 
dem Weg dazu. 
DaßderWeltpoUzistseinen deutschen Freunden· 
nicht blind vertraut, dürfte spätestens seit 
1953 bekannt sein, als das erste illegale 
Brasiliengeschäftmit der Beschlagnahme von 
Göttinger Ultrazentrifugen platzte. Weniger 
bekannt sind oft die Details der Ermittlungs­
methoden - wie etwa das Horchgerät am 
Headquarter des V. US-Korps in Frankfurt, 
das u.a. die Telekom-Sender auf dem Gro­
ßen Feldberg anpeiltundalle Telefongespräche 
automatisch aufzeichnet, in denen bestimm­
te Wortkombinationen vorkommen, wozu auch 
die Reizwörter .Plutonium• oder .Uran• ge­
hören sollen .. Die Nukem-Urrnutter Degussa 
mußte zuletzt 1990 ;ur Kenntnis nehmen, 
daßauf die Beobachtung der Strafzettel folgt. 
Sie mußte eine Geldbuße von 800.000 $an 
Washington zahlen, weil sie von 1984-87 zum 
Bau von A-und H-Bomben geeignete Metalle 
an Nordkorea, Indien, die CSSR, Italien und 
Großbritannien geliefert hatte. 
Politisch haben derartige Nuklearbeziehungen 
der BAD erheblichen Einfluß in wichtigen 
Regionalmächten und damit Konkurrenzvor­
teile gesichert, wenn sie auch bisweilen dem 
-von den USA formulierten- Gesamtinteresse 
des Westens widersprachen. Für deutsche 
Kapital-, Waren- und Rüstungsexporte war 
diese Atompolitik TOröffnerund Schutzschild 
zugleich. Sie verbesserte zudem die eigene 
Position bei den Kapitalverflechtungen zwi­
schen den drei Großwirtschaftsräumen des 
Westens und hielt die deutsche Nähe zur 
AtomwaffenmachtstetsaufSprungbrettniveau. 

Der brasilianische Dreier 

Fast in allen Fällen und von Anfang an waren 
die Hanauer Atombetriebe oder ihr Umfeld 
(wie diepakistanbegeisterte NTG Gelnhausen) 
an den sensitiven Nuklearexporten und -
kooperationen mit Produkten, Technologien 
oder Knowhow beteiligt. Hier sei nur ein Bei­
spiel genannt, das im Golfkrieg wiederdiskutiert 
wurde: die Kooperation von Nukem mit dem 
Irak (Heiße Zellen für Osirak, von den USA 
vereitelte Uranlieferung) und mit der frühe­
ren brasilianischen Atomwaffen-Tarnfirma 
Nuclebras, die 1984 selbst den BND aktiv 
werden ließ. Immerhinwurdendie Verbindungen 

Nukem-Nuclebras in einem der Hanauer 
Prozesse staatlicherseits als von .öffentli­
chem I nteresse• eingestuft. Brasilien wiede­
rum hat noch im August 1990 Irak bei der 
Bombenentwicklung geholfen und ist selbst 
trotz Verschuldungskrise der Bombe ganz 
nahe. 
Im Zusammenhang mit dem irakischen 
Atomprogramm forderte der Präsident des 
Washingtoner .Nuclear Controle fnstitute•, 
Leventhal, im Juli 91: .Die BAD muß ihren 
Wunsch nach der Wiedergewinnung von 
Plutonium aüs verbrauchten Brennstäben 
aufgeben, wie auch die Japaner, Briten und 
Franzosen. Wenn es diese Materialien im 
kommerziellenAtomgeschäftnichtmehrgibt, 
schwindet auch das Risiko seiner Diversion 
in Atomwaffenprogramme.• 

Unmittelbar nach der Skandalserie von 871 
88 hat Nukem einen proliferationsverdächtigen 
Bereich einem alten Freund, derfranzösischen 
CERCA, überlassen: die Produktion von 
hochangereicherten Uranbrennelementen. 
Andere Bereiche -wie sensitive Verfahrens­
entwicklungen - fielen in Hanau mit dem Aus 
für WAA und BrOter weg, das akkumulierte 
Knowhow hat sich natürlich nicht verflüchtigt. 
Im Zusammenhang mit solchem Knowhow, 
wie z.B. den vom KFK Karlsruhe und Nukem 
entwickelten und in Mol ausprobierten Ver­
fahren zur Plutoniumextraktion ausmittelaktiven 
Abfällen, erhärtet sich die Proliterations­
dimension .harmloser• Exporte. 

Europäisierung 
der Machtapparate 

Die Errichtungdes Europäischen Binnenmarkts 
und der Wirtschafts- und Währungsunion ist 
begleitet von deutschen Bemühungen, das 
Projekt.EG-Staat"beschleunigtvoranzutreiben. 
Seit Mitte der 80er Jahre werden parlamen­
tarisch kaum noch kontrollierte lnstitutione.l 
aufgebaut, die der Durchsatzung gemeinsa­
mer au Benpolitischer und militärischer 1.1-
teressen dienen und als Kern einesautoritäron 
Euro-Staates angesehenwerden können. Die 
Wiederbelebung der seit 1954 dahinvege­
tierenden WEU (Westeuropäische Union) und 
der Ausbau der KSZE-Institutionen (Konfe­
renz für Sicherhei.t und Zusammenarbeit in 
Europa) sind nurdieSpitzen des Machtberges. 
Der Verlauf dieser .Europäisierung der 
Sicherheitspolitik". die im Ausbauder Eurocop­
Apparate ihr innenpolitisches Pendantfindet, 
wird vermutlich darOber entscheiden, ob die 
BAD weiteraufzivilen Umwegen an dieeigene 
BombeheranschleichtoderzeitgemäßereWege 
findet. 

Obwohl Linke mit ihren Prognosen häufig 
daneben liegen, soll im folgenden versucht 
werden, thesenartig verkürzteinige politische 
Bedingungen der Genesis einerneuen kon­
tinentalen .Supermacht" in Beziehung zur 
deutschen Bombenoption zu setzen (wobei 
die Berücksichtigung widersprüchlicher Ent­
wicklungen der Kürze zum Opfer fiel). 

Wieder vor 1914? 

Kaum scheint der Kapitalismus wieder mit 
sich allein auf der Welt, wird der Krieg als 
Mittel der Politik rehabilitiert. Das .we are 
united" von Bushund Gorbatschow, erklärt 
am 9. August 1990, mündete schnell im .Wir 
sind wieder vor 1914", konstatiert von der 
euro-reaktionären .Brügge-Gruppe•. 
Der Sieg der .Ersten• Ober die .Zweite Wett• 
geschah durchaus mit Hilfe der Waffen, ohne 
daß diese in größerem Maßstab eingesetzt 
wurden. Nach dem Ausfall der deutschen 
Revolution, nach Interventions-und Weltkrieg 
gegen die Sowjetunion genügte dieglaubhafte 
Drohung mit überlegener Militärtechnik, um 
den .Realsozialismus• immer tiefer in die 
Sackgasse des Wettrüstens zu steuern (wo­
bei die hausgemachten Ursachen, wie die 
katastrophale .Autarkie-Orientierung des 
Stalinismus, hier nicht diskutiert werden 
können). 



Deutsche Bombenfreunde machten in diesem 
Prozeß eine ermutigende Erfahrung: Je 
schnellerzivileGOterinmilitärischeverwandelt 

werden können, desto mehr wird zivile 
Überlegenheit selbst zu einem Drohpotential 
militärischer Hegemoniepolitik. 

Hanau 

Atompotentiale Im 
konventionellen Krieg 

Der Golfkrieg hat nicht nur gezeigt, daß Krie­
ge .mittlerer Intensität" sk:h tOreine Großmacht 
wieder lohnen. Er hat auch geklärt, daß die 
fOr Millionen tödliche Ungerechtigkeit der 
heutigen Weltordnung, also da.s Gesamt­
interesse des Westens, ohne Oberlegenes 
Militärpotential nicht aufrechtzuerhalten ist. 
OieHerrschenctenEuropasmußtensichdaher, 
teils gegen eigene Interessen in der 
innerimperialistischen Konkurrenz, derFOhrung 
der USA unterordnen. Oie Bundesrepublik 
stellte im Krieg ihre Eignung als Militärbasis 
unter Beweis und akzeptierte die wesdiche 
Arbeitsteilung: sie ist ökonomisch Ober1egen, 
die USA sind es militärisch. (Oie Arbeitstei­
lung istauch Konsequenz des ökonomischen 
Niedergangs der USA: Sie können das Welt­
wirtschaftssystem nicht mehralleine .sichern".) 
Im Golfkrieg wurde deutlich, daß ein .Mid 
lntensity Conflict• ohne ernstzunehmende 
Atomwaffendrohung zu einer haarigen An­
gelegenheit fOr die Herren der Welt werden 
kann. Oie USA erklärten den Ungläubigen 
später selbst, daß ihre auf Kriegsschiffen 
stationierten 400 taktischen Atomraketen 
Saddam Hussein daran hinderten, ernsthaft 
den Einsatz von Giftgas zu erwägen. Sonn 
wird's mit Neid bedacht haben. 

EG contra USA 

Mitdem Golfkrieg konnte die Absteigernation 
USA ihre Position gegenOber.EG und Japan 
spOrbarverbessern.NunversuchtWashington, 
im Nahen Osten di·esen Vorteil zu nutzen und 
den Einfluß der Europäer zurOckzudrängen. 
Auchderarbeitsteiig errungene Sieg im Ölkrieg 
verschärfte die Konkurrenz zwischen den 
imperialistischen Hauptmächten weiter, es 
beginnt ein neuer Kampf um Einflußzonen, 
Kapital- und Warenmärkte. 

Noch während des Krieges haben die zwölf 
EG-Außenminister daher ihre Diskussionen 
Ober eine gemeinsame .Sicherheitspolitik" 
beschleunigt. Erste Ergebnisse waren die 
StArkungderAch_seBonn-ParisunclderVersuch, 
die WEU im Schnellverfahrenalsmilitärisches 
lnstrurtlent aufzupäppeln. Dies fOhrte bereits 
bei der Nato-FrOhjahrstagung zu einem hef­
tigen Konflikt mit den USA, der mitdem Kom­
promiß .Entwicklung eines europäischen 
Pfeilers• vorerst geglättet wurde. Der Nato­
Gipfel im November wird vermutlich zeigen, 
wie lange sich Frankreich und BRO mit die­
sem, unter Drohungen der USA zustande­
gekommeneo KompromiB begnOgen. 
Oie KSZE hat zuletzt in der Jugoslawien-Kri­
se versucht, ihre Weiterentwicklung als Insti­
tution europäischer .Sicherheitspolitik" zu 
beweisen.Ergebnis:dasbishererreidlfeNiveau 
genOgt noch nicht, um selbst einen derart 
kleinen Konflikt unter Kontrolle zu halten. 

Nukleare Tellhabe 
als Alternative? 

Der entstehende EG-Staat bautnicht nur auf 
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dlrweitgehellden EntmactttungdeaPaMment.a 
durch die Exekutive auf, er Ist zugleich ein 
Ausdruck des Niedergangs der national­
staatlichen Form kapitall aUseher 
Vergesellschaftung. Bereits jetzt Ist die BRD 
elneratlta die unumstrittene europlisehe 
Hegemonlalmacht(z.B. Iatjedes EG-Land 1m 
Handelsbilanzdefizit mitder BRO), andererseits 
Ist dieM Position offenkundig nur durch die 
Aufl6aung nationalttaadicher Einengungen 
zu alchem: Europllaierung der Produktion, 
der Abaatzmlltlte, des Zahlungsmittels, der 
staatlichgesetzten Rahmenbedingungen usw. 
Das Aushingen der WohnungstOren Im eu­
ropllschen Haus sdlelnt fOr die produzie­
renden Euro-Konzerne zugleich eiM not­
wendlgeAusgangsbuiadafOrzuwerden,audl 
ln denbeidenandentn Gro8wlrtachaftsrlumen 
fOhrendePC»iilonenzuerobernbzw.mltdoftigen 
MarktfOhremzukooperieren.Gieichzeltlgwlrd 
die Entwicklung neuer Technologlen bereits 
heute so kapitalintensiv, daß sie zunehmend 
Kooperationenauf Weltebeneerfordert -siehe 
z.B. eiegemeinsamen Projeklewn .Erzfeinden• 
wie Siemens undiBMbeiderChip-EniWlddung, 
odervon Daimler-Beu und Mltaubishl ln der 
Auto- und Raumfahrtlndlstrle. (Oie Ebene 
der Finanzmlltlte soll hier nioht betrachtet 
werden, ihre Internationalisierung istsowieso 
schon viel weiter fortgeschritten.) 
Oer Aufbau einer eigenstlndigen deutschen 
Atomstreitmacht erscheint auch vor dem 
Hintergrund dieser 6konomlschen und poli­
tischen Integrationstendenzen als 
Anachronismus. WeM Binnenmarkt, Wirtsc­
hafts- und WAhrungaunion trotz aller alten 
und neuen WlclersprOehe zu einem EG-StaJt 
ausgebaut werden kOnnen, steht auch die 
Integration der milltlrischen Potentiale auf 
der Tagesordnung. Oie Herausbildung einer 
politischen Zentralgewalt auf europilseher 
Ebene wird parallel zu den EG-Institutlonen 
durch den KSZE-Aulbau, der Bonn bekannt­
lichbesonderaamHerzenliegt,vorangetrleben. 
Die WEU-Eingreiftruppen k6nnten lndi ... m 
Szenario zur Keimform einer gemeinsamen 
Streltmachtawncieren,weilaiedleewopllsche 
Einigung gegenOberdem neuen Hauptfeind, 
dem Reic:tl derHabenic:frtse,&ladrOcken. Nac:tl 
einer umfassenden politischen Einigung 
Europas glbe •• wohl keinen Grund, die 
Nuklearstreitkratte aus diesem Prozeß aul­
zuklammem, zumal die Deutadten mit einer 
atomaren Mid»s~nidltmetwdenaelben 
geflhr1ichen Unsinn anstellen kOnnen wie in 
der Zelt vor 181K). 
Bei der KonfeNnz .Atombomben made in 
Germany?•im September 1885 wurde eine 
europlisehe Einigung mit der ~alitlt EG­
Staatalanlchtaktueleingestuft. Daherwurde 
dendamaligen Olskualonenwneineinelgrierte 
europlisehe Nuklearstreitmacht nur die 
symbolische Funktion des Tabubrechers 
zugunsten einer deutschen Bombe zugebil­
ligtAberdamalaw.c:ieWeltnoc:heineandere. 

Die Bundeswehr wird nicht erst seit dem 
Golfkrieg in der arbeitsteillgen Niederhaltung 
der .Dritten Welr - das heißt vor allem von 
ctohendensozielen Revolulionen-einges4ttzt. 
Seit der Vereinigung mit der NatlonaJen 

28 

Volksarmee kann sich die Bundes'Nehr die­
senAufgabenveratlrktzuwenden - u.a.beim 
Aufbau des SOdwalls der Festung Europa, 
der Mllitarlslerung des Mlttelmeerraums., Im 
Rahmenderneuen Schnellen Eingreiftruppen 
von WEU und Nato. Innenpolitisch istdien6tige 
Akzeptanzspirale fOr weltweite Einsitze der 
Bundeswehr , vorl l uflg im Rahmen 
multinationaler Truppen, bereits in Bewegung 
gesetzt. 
Auch fOr deM Aufgaben Ist eine deutsche 
BombeYOrerltnlchtvonaondeltlchemlnllnlle, 
da die Arbeitateiligkeit das vorhandene ato­
mare Drohpotential beinhaltet und die .Ein­
griffe• im SOden aufgrund der SchArfe der 
WidertprOehe real durchgefochten werden 
mOsMn. Viel wichtiger fOr cle Bundeswehr 
Istderzeitihre technologischeundpersonelle 
Umstellunga~fElnlltzelnungewohnterWildnls. 

Ökonomische Dampfer 

Oie deutadle VereinigungskriM ~int sich 
zum monetltenAiptraumauszuwachaen. Die 
.Wirtschaftswoche• rechnet einen jlhr1ichen 
Nettotnnfarvon300MIIarden DMzusarMM~n, 
um Osldeullchland weltmarktgerecht zu sa­
nieren , Slemens- KWU achltzt die 
Sanierungskosten allein der ostdeutschen 
~nergiewirtschaft auf bis zu 500 Milliarden 
DM. Andere Prognosen gehen von einem 
MlnimaJtransfer von 150 Milliarden DM pro 
Jahraus, mehrals das Doppeltedesdeutac::hen 
ROatungaetats. OieStaatsverschuldung wichst 
in amerikanlache, also in katastrophale DI­
mensionen ;ein neues, vom Exportgetragenes 
Wirtschaftswunder Ist aufgrund der Welt­
rezession, der Schuldenkrise der USA und 
der .Dritten Welr und des Niedergangs der 
Ostblockstaaten nicht zu erwarten. Auch in 
der Obrlgen EG zeichnen sich bereits die 
Grenzen des kapitalistischen Wachstums ab. 
Der soziale Frieden acheint bedroht. Kurz: 
Oie wachaenden 6konomlschen und innen­
politischen Problemewerden dasteutonische 
BombenlnlereaM zuattzlich dlmpfen. 
Dennoch muß bei der Atombewaffnung der 
Deutschen nicht alles mit rechten Dingen 
zugehen. Selbst wenn eine umfassende 
lnteresMnanalyM ergl be, da8 mehr gegen 
eine nationale Nuklearstreitmacht als dafOr 
spricht, daB sie durch eine politische und ml­
litlrisehe Integration Europas ersetzbar und 
Ihre Flnanzlerbai'Uit außer Reichweite Ist, 
heißt dies nicht endgOitlg, daß daa Pack an 
der Macht auf eine atandesgeml8e Auaatat­
tung verzichtet Ein Szenario mit .Bomben­
effekt" kOnnte sein, daßdas Projekt EG-Staat 
scheitert oder in eine tiefe Kriie gerat. Ein 
anderva,daßelneneuerllchepolitlscheWende 
in der Sowjetunion zu einerneuen West-Ost­
Konfrontation mit all Ihren Komplikationen 
fahrt (Auch die Nato-Planung will solc:Ms 
nlchtVOIIigaunchlieBen, immerhin bleibtdie 
UdSSR Atommacht mit OverkiiJ...Kapazltlt.) 
Schließlich: Die deutsche Geschichte kennt 
so einige, sehreigene Oberraschungaeffekte. 
Weil eben alles anders kommen k,ann, wer­
den die Herren des cleutach•n Kerns die 
Bereithaltung bombenflhigen MaterlaJs und 
die Weiterentwicklung entsprechender 
Technologlen nicht vernachllssigen. 



Hanau 

>>Unser Atomdorf soll 
schöner werden<< 

Die Hanauer Skandal-Sanierung 
in Umrissen 

Nach dem 87er Alkem-Prozeß und dem 88er Atommüll - und Proliterations-Skandal mußte 
das Hanauer Atomdorf abspecken, um das Ganze nicht zu gefährden. Töpfers Entflechtungskurs 
war mit Blickauf Atomgesetz. Europa und Weltmarkt: Dernuklear-industrielle Komplex wird 
durch StraHung gestärkt, das GiftkOchen-Labyrinthdarf nicht zum Irrgarten für die Institu­
tionen des Atomstaates werden. Seitdem hat Siemens Reaktorbau und Brennelement­
prodUktion in seinem Unternehmensbereich KWU konzentriert. Für die kOnltige europäi­
sche Ordnung der Uran- und Plutoniumwirtschaft (siehe Kooperati'on von Siemens und 
Framatome) ist dies gewiß kein Makel. 
Dabei verlor die Nukem IOr immer die schönste ihrer Töchter. die Transnuklear (TN), die 
sich auch lor die schmierigeren Aufgaben nicht zu schade war. Die Hauptkonkurrentinder 
TN, die GNS in Essen, wurde daraufhin nationaler MarktlOhrar auf dem TN-MOIIsektor. 
Inzwischen wachst wieder einiges zusammen : am 17.7.91 grOndete GNS m1t Nukem mit 
55;45% die GNB, die Gesellschaft fOr Nuklear-Behälter. Diese Dingerwill Nukem in Hanau 
nicht mehr bauen. 
Oie Nukem GmbH, geborene Oegussa, kehrte bis zum 14.8.1990 ganz in den Schoß ihrer 
Zweitmutter . der RWE, zurück und verkaufte im FrOhjahr 88 die Produktion von hoch­
angereicherten Uranbrennelementen an die französische CERCA - natOrlich war da eine 
gemeinsame Vertriebsfirma drin. Nukem macht seitdem auf Öko (Stillegung von Atoman­
lagen, Altlastensanierung , Solarsysteme etc.) und verlegte ihren Hauptsitz ins nahe, aber 
bayerische Alzenau, wo sie anfangs·an der WAA Wackersdorf mitplanen durtt&. Nukem­
.West machte 1990 Ober 300 Millionen DM Umsatz, hat 620 Mitarbeiter und in Dresden eine 
Volltochtergleichen Namens. Die gesamte Nukem-Gruppe hat heute mit ihren 11 Tochter­
gesellschaften in den USA, der Edeleanu-Familie und kleineren Töchtern in Luxemburg , 
Frankreich; Großbritannien und den Niederlanden insgesamt 2600 Mitarbeiter und e1nen 
Umsatz von Ober 600 Millionen, der Anteil des Uranhandels betrug zuletzt 130 Millionen 
Mark, Nukem sieht sich weiterhin als einerder lOhrenden Uranhändlerder Weil und vermarktet 
im Konsortium mit Uranit auch Uran aus dem Bundesvorrat 
Der Rest des Hanauer Atomdorfs war das PrachtstOck und wurde daher am 1 10.88 hun· 

, dertprozentig dem bisherigen HauptgesellschaherSiemens, Konzernbereich KWU, einverleibt: 
Alkern und RBU heißen nun Brennelementewerk Hanau. Von rund 1800 Beschaftigten 

1 
arbeiten 550 im Plutoniumwerk. Oie Ex-RBU beliefert rund 60 Reaktoren in 15 Staaten. 
DiealteAikem-Umgangsmenge von 460kg Plutoniumwurde bereits mitder 1. Teilgenehmigung 
vom Oktober '87 auf 2,5 Tonnen erhöht (Aikem hatte 6, 7 Tonnen beantragt, davon 5 Tonnen 
zur Lagerung). Oie letzte Teilgenehmigung erhielt die Plutoniumfabrik am 12.3.91. (Den 
Chemiebetrieb der Alkern hat der hessische Verwaltungsgerichtshof wg. illegaler Vorab­
zustimmungen seit November 1989 stillgelegt. Der neue Chemiebetrieb soll1992/93 in 
einem neuen Betonklotz in Betrieb gehen. der die bisherige BlechhOtte ersetzt.) 
Oie Jahresproduktion von MOX-Brennelementen (MOX =ein Mix von 97% Uran und 3% 
Plutonium) soll mit Inbetriebnahme der neuen Fertigungslinien von bisher 26 Tonnen auf 
120 Tonnen Mitteder90er Jahre erhöht werden. Statt bisher tOwerden dann 18 westdeutsche 
Reaktoren mit MOX beglückt. Siemens beziffert die Kosten für Genehmigungsverfahren, 
ErfOIIung der Auflagen sowie Neu- und Umbauten im gesamten Brennelementewerk auf 
rund eine Milliarde Mark. 
Siemens peilt mit seinem Hanauer Werk eine Hegemoniestellung in der europäischen 
MOX-Produktion fOr Leichtwasserreaktoren an. Wem der Uran-Plutonium-Mix nicht schmeckt, 
den w1rd das Lager-Argument Oberze4gen. Auch Belgonucleaire verbreitet, daß Plutomum 
in Oxidform nur 2 Jahre lagerbar sei, neue MOX~Brennelemente dagegen bis zu 20 Jahren 
und abgebrannte sogar .unbegrenzt•. 
ln den 1980 eröffneten Plutoniumbunker (Kosten : 22 Millionen DM) passen 10 Tonnen des 
guten Stöffchens, wobei das Siemens· und das Staatslager durch eine Bodenmarkierung 
strikt voneinander getrennt sind. Wenn's mal nötig ist, wie bei produktionsbedingten 
.Zwischenlagerungen•, istein (natürlich vorObergehender) Mengentausch mitdem Plutonium 
des Bundesregierung auch kein Tabu. Am 1.3.88 lagerten dort laut Töpfer 2,5 Tonnen 
Plutonium, wovon 2,2 Tonnen dem Staat gehörten. Heute sind es nach begründeten 
Schätzungen des Öko-Instituts maximal 3 Tonnen, wovon der Kalkar-Kern mit rund 1,1 
Tonnen den größten Einzelposion ausmacht Oie geringe Steigerung ergibt sich aus der 
kleinen Zahl von Bewegungen und d~m Nachhinken der Wiederaufarbeitung in La Hague. 
Oie genaue Isotopenzusammensetzung des Staatsplutonium wird verschwiegen; das 
Firmenplutonium nebenan soll .im allgemeinen· zu 65% aus Pu-239 bestehen (was typi­
schem Reaktorplutonium entspräche). 
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Karlaruhe 

Woher und wohin? -
Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK) 

Plutoniumproduktion 

von der potentiellen Atomwaffenschmiede -
über das Atomklo der Nation -
zur Tritium- und Fusionsfabrik 

Das KfK Ist die gr6Bte Großforschungseinrichtung der Bundesrepublik 
Deutschland. Es liegt 11,5 km vom Marktplatz Karlsruhe entfernt ln 
einem Landschaftsschutzgebiet und hat 2,5 Quadratkilometer 
Ausdehnung . Rund 4500 Mitarbeiterinnen arbeiten Innerhalb des 
bestens bewachten Gelinde. Das KfK Ist zu 75% ln Bundes- und zu 25% 
ln Landesbesltz. Der Etat betrug Im Jahre 1989 rund 730 Millionen DM. 
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1. GrOndung des KfK: 
Ein Kind der NATO 

Im Jahre 1950 begann die deutsche 
Atomgemeinde mit der Planung fOr ein 
Atomzentrum. Dies geschah verboiBnerwei­
se, da die Alierten cie Beschifligung mit 



Fragen der Kernphysik im Kontrollratsgesetz 
verboten hatten. 
Schon damals wurde die bundesdeutsche 
und vor allem die Karlsruher Bevölkerung 
nach Strich und Faden belogen, vorsätz­
lich getäuscht und von den politisch 
Verantwortlichen nicht informiert. For 
Adenauer war die Kerntechnik in erster Linie 
eine militärische Angelegenheit, die er in den 
Jahren 1950 bis 1954 möglichst hinter ver­
schlossenene Toren und von ganz wenig 
Eingeweihten vorbereiten ließ. Als 'Standort 
fOr ein bundesdeutsches Atomzentrum • kam 
nach dem Nobelpreisträger Helsenberg nur 
MUnchen und fOr seinen Kollegen Wirtz 
(Erbauer des ersten bundesdeutschen 
Reaktors im KfK) nur Karlsruhe i!"' Frage. Die 
deutsche Industrie war, mit einer Ausnahme, 
gegen Karlsruhe als Standort. Der Karlsruher 
Gemeinderat wurde mit 1 00000( I) 
Arbeitsplätzen geködert. ln einer 
Geheimsitzung am 8. Oktober 1953 mit 13 
wichtigen Leutchen aus Karlsruhe äußerte 
der damalige Oberbürgermeister sogar 
Bedenken Ober eine 'gewisse Gefahr der 
Verseuchung der Luft mit radioaktiven und 
daher giftigen Abfallprodukten', und 'daß die 
Geschichte nicht ganz harmlos sei, gehe 
allein daraus hervor, daß die Luft mit 
Radioaktivität gesc:liwängert werde'. ln gera­
de zwei Stunden hatte dann der 
Gemeinderat das Thema KfK fOr alle Zeit 
abgehandelt (das KfK liegt nicht auf 
Karlsruher Gemarkung und ist seither auch 
kein Thema mehr im Stadtrat). 
Entschieden wurde sowieso da, wo die 
Plutoniumindustrie eigentlich herkommt und 
hingehört: durchs Militär. Adenauer hatte ein 
Gutachten von dem Physiker LOtzow erstellen 
lassen, der Karlsruhe ebenso bevorzugte wie 
der angefragte Oberbefehlshaber von SHAPE, 
General Altred Gruenther. Die Würfel waren 
gefallen, und Helsenberg hielt im Juli 1955 
eine vielbeachtete Rede, in der er mit Bezug 
auf die Standortwahl des KfK klar ausdrückte, 
daß sich die Bundesregierung mit ihrem 
Votum für den ersten deutschen Atommeiler 
von militärischen Überlegungen habe leiten 
lassen. 

2. Schleichweg zur Bombe? 
Das Schnelle-BrOter-Projekt 
imKfK 

Der Bau einer •sozusagen gesteuerten 
Atombombe• (Heisenberg) hatte nach der 
gesamten Entwicklung der Atomtechnik nur 
noch einen •vernünftigen' Grund: die 
Gewinnung von waffenreinem Plutonium. Dies 
zeigt auch die Geschichte des KNK II 
(=Kompakte Natriumgekühlte Kernanlage II), 
des Schnellen BrOtars in Karlsruhe, sehr 
deutlich. 
Der offene Weg zur Atombombe führt 
Ober die teure.AtombombenschiOssel-tech­
nologie Urananteicherung in einer 
lsotopentremanlage. Dieser Weg wurde im 
KfK selbstverständlich .ebenfalls ermöglicht 
und beschritten. Das Ergebnis war das 
Backersehe TrenndOsenverfahren, welches 
im Herbst 1960 auf Drängen der 
Amerikaner unter Geheimhaltung gestellt 
wurde. Die Pilotanlage dieses Anreicherungs-

verfahrans wurde von MBB an BrasiHen gelie­
fert. Beim Beschreiten des vom KfK einge­
schlagenen Schleichweges ( = 
Natururanmeiler - Schneller BrOter -
Wiederaufarbeitungs-Pfad) ergibt sich die 
Möglichkeit des Atombombenbaus erst im 
Laufe einer längeren Entwicklung - dafür viel 
unauffälliger und mit wesentlich geringerem 
Aufwand. 
Im KfK liegen zwei Atommeiler als 
Strahlenruinen still: der erste 
Forschungsreaktor des BAD = FR 2 (inzwi­
schen umgebaot zur Eipschmelzanlage 
EIRAM, wird fOr den Abrißatommon des KfK­
Reaktors Niedersichbach benutzt) und der 
Mehrzweckforschungsreaktor = MZFR. ln sol­
chen Natururanreaktoren kann man sich 
etwas Plutonium erzeugen, welches 
schließlich in einer Wiederaufarbeitungsanla· 
ge bombentauglich zurückgewonnen wird (so 
arbeiten verm~o~tlich z.B. die Atomzwerge 
Israel, Pakistan und SOdafrika). Doch in 
einem Schnellen BrOter wird die Gewinnung 
von Plutonium in sehr reiner Form viel effekti· 
ver und in einer Industrienation angemesse­
ner Menge für die Militärs bereitgestellt. 
All dies wurde zwischen 1960 und 1970 im 
KfK projektiert und gebaut. Als Zu~t wird 
außerdem noch ein Institut benötigt, wel­
ches sich mit herkömmlichen Sprengstoffen 
beschäftigt, die zur Zündung in Frage kom­
men. Da bietet sich doch das Frauenhofer 
Institut für Spreng- und Explosivstoffe in 
Karlsruhe/Berghausen. (neuerdings: nur noch 
Institut fOr chemische Stoffe) geradezu an. Die 
Infrastruktur der Option Atomwaffentechnik 
besteht also in Karlsruhe, was jedoch nicht 
heißt, daß sich die Wissenschaftler damit 
auch beschäftigen. 

"Die Milliarden 
Fehlinvestition (FAZ)" 

Arn 1. April 1960 wurde die "Projektgruppe 
Schneller BrOter• ins Leben gerufen. Unter 
der Leitung des Astrophysikars Wolf Häfele 
(heute Leiter des Zentrums in JOiich) 
wurde mit 300 Wissenschaftlern und 
Häfele-SprOchen begonnen:. Das Projekt 
Schneller BrOter gehöre •zum Sichbehaupten 
eines Volkes•, und der BrOter nähere sich 
"politisch der Bedeutung der Verteidigung•. 
Häfele forderte jetzt zum Schutz des 
Weltklimas den weltweiten Zubau von 
BrOtem. 
Die Atomkommission unter dem Atompapst 
Winnacker gab am 9.2.1961 ihren Segen 
zum BrOter und wamte eindringlic:fl vor einer 
zu frOhen Oberführung des Vorhabens in 

einen internationalen Rahmen! 
Das Plutoniumwissen wollte der Atommann so 
lange als möglich ohne ausländische Kontrolle 
genießen. 
Es herrschte eine Euphorie der Beteiligten, 
die nach w: Marth (Zur Geschichte des 
Projekts Schneller BrOter, Juli 1981) auch auf 
"das Fehlen äußerer Hemmnisse, wie sie 
heute Obiich sind• zurückzuführen war. 

Ober zwei Voranlagen kam es in den Jahren 
'64 bis 66' zum Bau der Schnellen Null­
Energie-Anordnung Karlsruhe (SNEAK). 
Für den Kernaufbau dieses VorbrOtermodells 

Karlaruhe 

wurden 175kg Plutonium und 550 kg U-235 
benötigt, die nur Ober Euratom von den USA 
zu bekommen waren. Dies alles geschah in 
engster Verbindung mit der sich im Aufbau 
befindlichen französischen BrOttlrindustrie, 
die zunächst nur militärisch au~~Qerichtet war, 
so daß wttitsichtige Zungen Euratom als 
'Europäische Gemeinschaft zur friedlichen 
Herstellung einer französischen Atombombe· 
bezeichneten. Diese bis heute sogar noch 
vertiefte Atomachse Paris-Bonn wird ja gera­
de zur echten Militärachse ausgebaut. 
Der SNEAK, der vor seiner Kcitikalität (sei­
ne Kettenreaktion begann im Dezember 
1966) schon einen schweren Isolationsbrand 
hatte, wurde wenige Wochen nach 
Tschernobyl'entsorgt' und dann als Teil des 
Kernfusionsprojekts für 38 Millionen DM .zum 
Tritiumlabor umgebaut. 

PI uto ni umprod uktion 
beginnt 

Ein Leichtwasserreaktor (z.B. Phillippsburg 
2) erzeugt im J,.aufe seines Betriebes durch 
Neutroneneinfang aus Uran-238 Plutonium 
239 in seinen Bremstäben. Ein Schneller 
BrOter wird mit letzterem aber von vom­
herein bestOckt. Im Falle einer 
'Leistungsexkursion' • so nennen sie eine ato­
mare Explosion des BrOters - ereignet sich 
eine Atomexplosion von mehreren 
Hirsohima-Bomben, da ja mehrere hundert 
Kilogramm Plutonium im Kern (hier wird das 
Plutonium verbrannt) und im Mantel (dort wird 
waffentaugliches Plutonium er'brOtet') des 
BrOters vorhanden sind. 
Schon im November 1955 war der erste 
natriumgekühlte Schnelle BrOter EBR 1 in 
den USA durchgegange.n, nachdem die 
Notabsch,altung beim ersten Mal versagt hat­
te.Deshalb mußte man wohl oder übel die 
Doppelkoeffizientenversuche zur Analyse der 
Leistungsexkursion des BrOters durchführen 
(oder aof deutsch: wann und wie explodiert 
ein Schneller BrOter), dies sollte im 
Testreaktor 'Karlsruhe Pulver Godiva' erprobt 
werden.'Pulver' stand dabei für das Uran­
Piutonium-Oxidbrennstoffpulver, und 'Godiva' 
meinte die fehlende Umhüllung des Reaktors. 
Dieser Atomreaktor, dessen Typ in den USA 
nur für Waffenversuche gebaut wurde, prä­
sentiert sich (mensch beachte die Denkweise 
der Atomautarkisten des KfK) wie die sagen­
umwobene Lady Godiva, die nackt auf einem 
Pferd geritten sein soll. 
Dieser Plan wurde fallengelassen. Das KfK 
kaufte sich in das laufende amerikanische -
zumeist miHtärisch genutzte - Programm mit 

3,5 Millionen Dollar ein. Raus kam, was man 
im KfK schon vorher wußte, daß das, was 
nicht sein darf, auch nicht sein kann! 
Der BrOter werde nie überkritisch, d.h. sine 
.Reaktorleisturig gehe nie Ober normal. Dies 
war und ist um so verantwortungsloser, als im 
Jahre 1966 der amerikanische Vorzeige­
BrOter 'Enroco Fermi' völlig unkontrolliert 
'durchging'. 

Im KfK begann in den sechziger Jahren eine 
hektische Bautätigkeit. Man erbaute das 
Europäische Institut für Transurane, das für 
die Brennelemente der BrOter zu sorgen hatte. 
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Im Institut fOr Heiße Chemie mietete sich 1963 
ALKEM als Tochter wn NUKEM und OOW­
INTERNA TIONAL (verantwortlich fOr Bophal) 
1m KfK ein. ALKEM produzier1e damala die 
meisten Mischoxidbrennelemente auf der 
Weil 1971 siedehe Alkern nach Hanau Ober. 
So w• das KfK im TRANSNUCLEAR-SKAN­
OAL scheinbar unbeteiligt, obwohl eine 
Sauna-Club-Rechnung den Namen eines 
Mitalbeit&rs auffOhrt. 

Nach einem internen KfK-Streit um das 
KOhlmittel des Sehnellen BrOtars (Dampf 
oder Natrium, das war damals die Frage), 
begann INTERATOM (miUierweile wie Alkem 
dem Siemens-Konzem einverleibt) 1966 mit 
der aus heutiger und damaUger Sieht 
falschen Entscheidung, einen natriumgekOhl­
ten Schnellen Broter, den KNK I (Kompakte 
natriumgekOhlte Kemanlage), zu errichten. 
Die Bauaufsieht und die spatere 
BetriebsfOhrung emielt die BADENWERK 
AG dje als Betreiberin auch die 20 MWh 
Strom abnahm. Von der notwendigen 
Erdbebensicherheit sah man bei der 
Genehmigung vorerst groBzogig ab.Beim 
neuartig&ten und rilkantest&n Reaktorprojekt 
verzichtete der Oberhebliehe KfK­
Atommensch auf jedes Sich-Hineintuten in 
diese Höchstrilikot&chnik. Oie 'big sienee' hat 
eigene Gesetze, die der Erbauer des Kalkar­
BrOten Tra~be bei seinem Ausscheiden aus 
der Projektleitung so zusammenfaßte: • ... 
groBtachnische Entwicklungen entziehen Sich 
rationaler Steuerung; die Großtechnik ent­
wickelt &ich zumeist anarchistisch, unvomer­
sehtw, irralional." 
Oie Projektleitung starrte nach wie vor nur 
auf de magische Qualitlt des BrOt&rs: die 
Plutoniumgewinnung. Sie zeigte totales 
OeUiteresse an lngenieurproblemen. 

Von Anfang an zeigten sieh bei diesem 
hemdslrmeligen Umgang mit der 
BrOterteehnik die gefahrliehen 
Standdarddetekt& des Schnellen BrOt&rs, die 
zu mehr als 50 Notabsehaltungen 
fOhrten.Oiese ungewollten Stillstande seit 
1977 sind ein beredtes Zeugnis seiner 
NichtbehetTschbarlut Natrium als KOhlmittal 
richte sich ebenfalls durch mehrere 
Natriumbrinde, von denen einer (Mlrz 
1972) mehrere Stwlden andauerte und einen 
groBen Teil der Verkabelung des KNK I Zer­
sterte. Bevor derBrOter im Oklober 1977 kri­
tisch (eingeschaltet) wurde, brauchte man 
noch 8 ,8 kg voll angereichertes Uran. Sie 
konnten wegen der von US-Pisident Carter 
verf()gten Exportspene fOr sensitives (•atom­
bombentaugliehes Material) nicht mehr 
beschafft werden. So enlWickell8 ALKEM ein 
Verfahren zur trockenen Wledenwfarbeitung 
und WiederverwendUng des Uranschrotts, 
welcher bei der Fertigung abfAllt. Alle 
Nachladungen des KNK II und cle Ladung 
des zuletzt als Plutonlumvemichter angeprie­
senen BrOt&rs ln Kaikar ( er sollte 5% des aus 
Leichtwasserreaktoren anfallenden Pluto­
niums 'Vemich18n') wurden so klammhelmlieh 
gewonnen. 
Der erste Abbrand des KNK II wurde in 
Marooule (franz~sisehe Wiederaufarbei­
tungsanlage, die vermutlich vorwiegend 
mirltlrisch genutzt wird) aufgearbeitet 
Slic:kstoff- tm Natriumleckagen ware!Vsind 

30 

an der Tagesordnung (beachte hier auch 
den in enger Zusammenarbeit mit dem KfK 
entstandenen franz6sisehen St~r-BrOter: 
SUPER-PHENIX). Trotzdem ging der BrOter 
am 22. Juli 91 wieder in Betrieb, um den 
Untergang des gescheitertsn franzh6siSChen 
BrOterprogramms noch etwas hinauszuz6-
gern und noch einige Millionen fOr das 
europlisehe BrOterprogramm abzuzocken. 

3. Schließung der Wleder­
a u fa rbe ltu n gsa n lag e 
Karlsruhe heißt nicht 
Verzicht auf die Aufarbel­
tungstechnik 

Das Bereithalte-Programm fOr eine bundes­
deutsche Atombombenoption schloß die 
Wl8deraufarbeltung mit ein. 

Man muß schon ein bißchen ausholen, um 
den Bau der Wiederaufarbeitungsanlage 
Karlsruhe und die Auseinandersetzungen um 
den Bau von Wackersdorf zu verstehen. Es 
waren dabei 6kologische, 6konomische und 
vor allem auch militärische Aspekte in die 
Überlegungen miteinzubeziehen. RADKAU 
S.103 

Ein Phänomen aus heutiger Sicht war die 
fOhrande Rolle der chemischen Industrie bei 
den atpmwirtsehaftliehen Initiativen der 
Anfangszeit Oie Wlederaufatbeitung$81\lage 
Kartsruhe war bis 1. Februar 1991 eine chemi­
sche Fabrik, deren Arbeiter und Angestellte 
bei der IG-Chemie organisiert sind. 

Schon 1953, als atomare VorstOBe nach 
Besatzungsrecht noch verboten waren, for­
der18 der Verband der deutschen Chemie die 
Wiederzulassung der deutschen Chemie in 
der Aromforschung. Wen wundert es da, daß 
der Vorstandsvorsitzende der Farbwerke 
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Hoechst Karl Winnacker, stellvertretender 
Vositzender der deutschen Atomkommission 
wurde. Auch der langjährige Atomminister 
Balke kam aus der von Hoechst kontrollierten 
Wacker Chemie AG .. rs102 
(Der erste Atomminister war im übrigen Franz 
Josef Strauß.) 

Das starke nukleare Engagement der 
Chemieindustrie an der Kernenergie hatte 
zunächst keine handfesten Verwertungs­
interessen. 

Nachdem ein eigenes Schwerwasser­
geschäft aus KostengrOnden geplatzt war, 
denn die USA wollten Schweres Wasser fOr 
das KfK (der Natururanreaktor FR 2 benötig­
te als Moderator dieses Deuteriumoxid, wel­
ches an der Stelle von Wasserstoffatomen 
Deuteriumatome enthält) zum halben Preis 
wie Hoechst liefern, wandte man sich der 
Plutoniumproduktion zu. Die Herauslösung 
dieses Stoffes aus den abgebrannten 
Brennelementen war die wichtigste und auf­
wendigste Funktion der Chemie im nuklearen 
Brennstoffkreislauf. 
1957 notierte man in Franz Josef Straußans 
Atomministerium, daß das Interesse der che­
mischen Industrie an der Errichtung eines 
Plutonium-Instituts (sie vemiedlichten schon 
immer) •ungewöhnlich' groß sei. 

So gab es sogar von einem Vorstandschef 
eines Energieverorgungsriesen (RWE), dem 
Herrn Schöller, 1956 den Vorschlag, bei 
jedem Atomkraftwerk eine Wiederaufarbei­
tungsanlage zu bauen. Er begründete dies 
mit den Gefahren des "Abtransportes der 
abgebrannten Brennstäbe". Dies setzte aber 
auch den ~u großer Atomkraftwerke Ober 
1000 MW voraus. 
Ein echtes Geschäft konnte die 
Wiederaufarbeitung aber nur werden, wenn 
Plutonium entweder als Brennstoff in dafOr 
gebauten Reaktoren gebraucht wOrde oder 
aber filr den Bau von Atomwaffen. 
Damit wäre die Produktion staatlich subventio­
niert und vor allem lohnend. Beide 
Annahmen erweisen sich heute als 
Fehlspekulation. Dies schreibt ein 
Hoechstmitarbeiter in der Zeitschrift 
Atomwirtschaft sehr deutlich: "Der Grund liegt 
einfach darin, daß in den Anfangsjahren der 
Kerntechnik militärische Zwecke und politi­
sche Erwägungen im Vordergrund standen." 
.rS105 

Die militärische Option der Wiederaufarbei­
tung hatte bei den Atomwaffenstaaten höch­
stes nationales Interesse. ln der 
Bundesrepublik setzte man von Anfang an auf 
diesen billigeren und filr die Proliferation weni­
ger anfälligeren und vor allem weniger auffäl­
ligeren Weg zum Plutonium. 
Eine Isotopentrennungsanlage schien zu teu­
er und vor allem vom internationalen 
Mißtrauen zu stark beäugt zu sein, weil ja 
sowohl das angereicherte Uran der 
Hiroshima-Bombe als auch das Plutonium der 
Nagasaki-Bombe aus einer Isotopentren­
nungsanlage stammte. Die weltweite 
Aufregung Ober die Erfindung des 
TrenndOsenverfahrens des KfKiers Prof. Dr. 
Erwin Becker (später Vize-Chef des KfK) tat 
ihr Obriges, um die Wiederaufarbeitung zu 

beschleunigen. 
Das dies wirtschaftlich wie forschungspolitisch 
falsch war, nahm man in Kauf. Damals war 
die Entscheidung tor Leichtwasserreaktoren 
gefallen, weshalb es einen Bedarf an angerei­
chertem Uran und damit filr Isotopentrennung 
gab, und wie die gesamte Ueferung des ange­
reicherten Urans aus der Sowjetunion 
beweist, auch noch heute gibt. 
Die DurchfOhrung des Eltviller Programms, 
dem ersten deutschen Atomprogramm aus 
dem Jahre 1957, sah 120 Millionen DM filr 
eine Wiederaufarbeitungsanlage vor. 
Eine heftige Debatte begann. Die USA boten 
Ober die Firma General Electric eine vollstän­
dige Wiederaufarbeitungsanlage nach einem 
trockenen Verfahren an. Das wässrige "PUR­
EX-VERFAHREN", daß nur zum Zwecke 
des Bombenbaus entwickelt worden war, 
bot keine forschungspolitischen Aussichten 
und war, so der Atompapst Finke, unter dem 
Aspekt der Proliferation und der Endlagerung 
verwerflich. 

ln Deutschland existierten keine Firmen, 
die Erfahrung mit Plutonium hatten. 
Deshalb findet sich 1959 nur einmal eine 
Erwähnung der Gefährlichkeit des Plutoniums 
in den Akten. "Dieses ist nicht nur ein 
Explosivstoff filr Nuklearwaffen, sondern auch 
ein Giftstoff, er noch in extremer 
Verdünnung irrepeable Gesundheitsschäden 
hervorruft und daher mit einer alle üblichen 
Vorsichtsmaßnahmen Obertreffender Sorgfalt 
gehandhabt werden muß" .r S106 
Die Ingenieurgemeinschaft Kernverfahrens­
technik (IGK) Leybold Lurgi-Uhde wurde filr 
den Bau der WAK ausgesucht, obwohl sie 
"noch kein Milligramm dieser gefährlichen 
Substanz jemals in Händen gehabt" hatte. 
Wegen der hohen Umgebungsbelastung: die 
damals offen zugegeben wurde, war: d1eses 
Projekt bei den Physikern, das "bestgehaßte• 
Projekt. .r "295 

1964 wurde die Gesellschaft zur 
Wiederaufarbeitung von Kernbrennstoffen 
durch Hoechst, Gelsenberg und Nukem 
gegründet. 1967 begann man mi~ dem. Bau 
der Anlage. Sie ging am 7.9.1971 1n Betrieb. 
ln der WAK wurden von 1971 bis zur 

Stillegungrund 200 Tonnen Uren aufgearbei­
tet und 1200 kg Plutonium gewonnen. 
Filr 1 t Brennstab rechnet man mit 10 
Kubikmeter schwach radioaktivem Abfall 
(unter .o, 1 Ci pro Kubik), 3 Kubikmeter mitle­
Iaktivem ( bis tOOOO Ci) Abfall und 0,07 
Kubikmeter hochaktivem Abfaii.Diese Reste 
des Programms lagern in zwei Behältern im 
KfK, die ständig gekühlt und gerührt werden 
müssen (siehe weiter unten unter LAVA). 
Auch sogenannte Mischoxid-Brennelemte 
(MOX-Eiemente) aus Obrigheim wurden in 
der WAK aufgearbeitet. Diese Mox-Eiemente 
haben einen Plutoniumanteil bis zu 40%. Der 
Abbrand solcher Brennstäbe ist aus 
Sicherheitsgründen in den USA verboten. 
Das Uran verließ die WAK in Richtung Hanau 
als wässrige Uranylnitratlösung mit 450g/l 
und ist bezüglich seiner Beta- und Gamma­
Aktivität mit Natururan vergleichbar. 
Das Plutonium wurde jahrelang als 
Nitratlösung mit einer Konzentration von 30g/l 
in Titan-Flaschen nach Hanau kutschiert. 
.Atomwirtschaft S.344 Juli/Aug. 19754. 

Karteruhe 

4. Der Schoß ist fruchtbar 
noch ... 

ln den Zwischenlagern (KfK-Hausjargon als 
·wasteminster Abbey") des KfK Hegen Ober 
150 000 Fässer ä 200 Uter. 
Mit dem "bißchen• AtommOll (rund 2000 
Tonnen) aus dem bayerisc.hen 
Niederaichbach wird das größte Atomlager 

der BRD, das Kernforschungszentrum 
Karlsruhe (KfK), auch fertig - so der 
Pressesprecher des KfK. Und am 1. August 
1991 kam der er.ste der T.ransnuclear-Moi­
AtommOIIrest-Transport im KfK an. 350 
Kubikmeter AtommOll soll filr Gorleben encla­
gergerecht 'behandelt' werden. 
Die Hauptabteilung Dekontaminationsbetrie­
be (HOB) gibt tonnenweise schwach radioak­
tiven Abfall an die HausmOlldeponie Bruchsal 
ab (die Freigrenzen fOr solchen schwach 
radioaktiven Abfall zu Lagerung auf 
HausmOlldeponien wurden im Januar 1989 
neu festgelegt und betragen z.B. filr 
Plutonium 150 Becquerel pro Gramm). 
Mit der als Reststoffverwertung getarnten 
Entsorgung schwachaktiver Metalle werden 
diese demnächst vermutlich an den 
Altmetallhandel zurückgegeben und weiter 
verarbeitet. Seit Mai 1989 werden im KfK 
auch standich 60 bis 80 Kilogramm •alpha­
kontaminierte feste Reststotte• verbrannt. 
Dies heißt auf deutsch: Das KfK verbrennt 
plutoniumverseuchten radioaktiven Atommüll, 
und das zum Preis von 50 DM pro Kilo 
Atommüll. 

Wen wundert es da, daß (nach Auskunft der 
Bundesregierung) 330 'Mitarbeiter der 
Atommüllverbrennungsanlage in den letzten 
13 Jahren Plutonium 239 (Halbwertszeit 24 
600 Jahre - die tödliche Dosis Ober 15 Jahre 
beträgt nach KfK 45 millionstel Gramm) inkor­
poriert, d.h. geschluckt oder eingeatmet 
haben. Darunter befinden sich 8 Menschen, 
die mehr als die erlaubte - in Wirklichkeit viel 
zu hoch angesetzte - Jahresaktivitätszufuhr 
allein an Plutonium 239 erhalten haben. 

Das KfK kann alle 
Atommüllsorten be- und ver­
arbeiten, d.h.: 

1. LAW "' leichtaktiver Milli: meist 
Abwässer des mittelaktiven AtommOlls wie 
Tritium, Ruthenium, Cäsium-137 und 
Strontium 90. Das 'bißchen' Radioaktivität, 
das die Filter nicht zurückhalten, wird an die 
billigsten Versuchskaninchen des KfK (= 
Bevölkerung rund ums KfK) zum Nulltarif 
abgegeben oder in den. billigen Vorfluter 
Rhein eingeleitet. 

2. MAW "'fiOssiger mittelaktiver Abfall wird 
in MAVA (Mittelaktive-Waste­
Verarbeitungsanlage) volumenverringert. 
Der feste Abfall wird zum Teil in der Anlage 
ALONA (aktive Laboranlage in Mol) ver­
brannt. So bleiben z.B. bei 1 Tonne dieser 
Abfälle oft bis zu 6 kg PU zurück. 
Die Reste werden in FAssern bitumiert. 
Danach - das wissen die Götter!? 
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3. HAW • hochaktiver Abfall: Auch mit dem 
hochgefährlichen flüssigen hochaktiven 
AtommOll hat das KfK - meist schmerzliche -
Erfahrung. Er enthält zwischen o,1% und 1% 
Uran und Plutonium, 
ferner alle nicht-flüchtigen Spaltprodukte. 
Auf 30 t Brenneremente entfallen 1 t 
Spaltprodukte. Das meiste an Uran, 
Plutonium und Neptunium wird herausgelöst, 

aber im HAW bleiben 1,5 kg Plutonium und 
28 kg andere Transurane zurOck. .s.157 
Dieser hochradioaktive Abfall wird in der 
LA VA (Lagerung und Verdampfung hochak­
tiver Abfalllösungen) behandelt. Die Reste 
lagern in zwei 7,20 m langen und 4m 
Durchmesser besitzenden rostfreien 
Sehältern. Jeder Tank faßt rund. 63 
Kubikmeter. Der eine Tank ist voll und hat 
Ober 10 Kilogramm Plutonium Inhalt. 

Das KfK entwickelte fOr die Mol­
Verglasungsanlage PAMELA das ganze 
System. Dorthin soll der hochaktive MOll 
gekarrt werden, um ihn dann in Glas einzu­
schmelzen. 

Tritium - ein 'Bombenstoff' 

Tritium wird zur Herstellung von Leuchtfarben, 
als aktiver Zonder von Wasserstoffbomben, 
dann auch als Indikator in Tracer (= radioakti­
ver Markierungsstoff, um z.B. 
Transportvorgänge anhand der emittierten 
Strahlung untersuchen zu können) und als 
Brennstoff in nach ihrer Meinung kontrollierten 
Fusionsversuchen verwendet. 
Im stillgelegten ersten VorbrOter wird im KfK 
das Tritiumlaborbetrieben (Kosten rund 40 
Millionen DM).Es ist nur einer der 33 radioak­
tiven Emittenten des KfK, von denen einige 
hier noch kurz skizziert werden soßen: 

·PILOTANLAGE MOL ZUR ERZEU· 
GUNG· LAGERFÄHIGER ABFÄLLE 
(PAMELA), 
vom Institut fOr Nukleare Entsorgungstechnik 
im KfK am 22.8.1985 projektierte Anlage im 
Auftrag der damaligen OWK. Hochaktive 
Abfälle aus den europäischen 
Forschungsreaktoren werden dort verarbeitet 
(vgl. Plutoniumskandal mit den Fässern aus 
Mol, und mensch weiß, was das für eine 
Anlage ist). Seit 1987 fOr die Erprobung der 
Glaseinschmelzung in Belgien Betrieb. 

·ELMA • Erweiterung zur Lagerung 
mittelaktiver Abfalll6sungen, 
am 4. Dezember 1975 in Betrieb gegangen. 

·INSnTUT FOR HEißE CHEMIE (IHCH): 
Hier wird in HElBEN ZELLEN hinter meter­
dickem BetOA und Bleifenstern mit hochra­
dioaktivem Material hantiert (und die 
Mitarbeiterinnen werden kontinuierlich 
bestrahlt). 
Das IHCH ist das einzige Institut der BRD, 
indem mit relativ großen Mengen von spalt­
baren Material gearbeitet werden kann .. 6. 
Statusbericht 1986 S. 62 Original Ebert 
Die Unterinstitute sind die Anlagen, die zur 
Vorbereitung von Wackersdorf dienten: 
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-MILU: Seit 1971 in Betrieb. 
(1/1000 von Wackersdorf) Hoch abgeschirmt, 
deshalb können dort auch Mischoxid­
Brennelem~nte (MOX-Brennelemente) mit 
einem ~teil von bis zu 30% Plutonium (z.B. 
aus Phtltppsburg II) aufgearbeitet werden . 
Der Umsatz pro Tag: 1 kg Brennstab. 

·PUTE: Handschuhkastenanlage fOr 
Extraktion von Brennelementen bis zu 8 m 
Länge 

-MINKA: wie PUTE, jedoch nur bis zu 3,5 m 
Länge 

·ANLAGE ZUR LAGERUNG UND VER· 
DAMPFUNG HOCHAKTIVER 
ABFALLÖSUNGEN 
(LAVA): Neubau (bis 1,70 m Beton 
Wanddicke), angeblich gegen Erdbeben und 
Flugzeugabsturz und Sabotage geschützt 
(hält gerade einen Starfighter aus!). 
Durchsatz bis zu 500 I pro Stunde, und dazu 
zwei der radioaktivsten Behälter de.r 
Bundesrepublik Deutschland mit je 63000 I 
Fassungsvermögen. Diese sich selbsterhit­
zende. Plutoniumbrühe muß ständig (Ober 
Jahrzehnte hinweg!) gerührt und gekOhlt wer­
den. Hohe Abgaben an Radioaktivität an die 
Umgebung. 

-KIZ und KAZ (Kompaktzyklotrone): 
Herstellung von radioaktiven Isotopen für die 
Medizin. (Jod 123, Rubidium 81 usw.) durch 
Beschleunigung von negativ geladenen 
Wasserstoffatomen. Höchste Verstrahlung 
der Mitarbeiterinnen im·Jahre 1987 im KfK, 
weil die DOnnschichtaktivierung ohne 
Abschirmung! gehandhabt wird (alles im 
Dienst der Gesundheit). 

·EUROPÄISCHES INSTITUT FOR 
TRANSURANE : Auf dem Gelände des 
KfK befindet sich dieses Institut, welches z.B. 
8 Brennelemente für den KNK II 'bastelte'. Es 
ist also eine Brennstoffabrik. 

PROJEKTRAGERSCHAF· 
TEN I INTERNATIONALE 
ZUSAMMENARBEIT 

Das KfK ist wissenschaftlich mit der ganzen 
Welt verbunden. 
Von Südafrika bis nach Pakistan Ober Iraki, 
China und die UDSSR reichen die Kontakte. 
Vtele Wissenschaftler, die an der Atombombe 
in ihren Heimatländern mitbasteln, haben ihr 
Atomwissen im KfK erhalten. 
Seit 1990 hilft das KfK bei Untersuchungen an 
sowjetischen Reaktorfiltern, Betonschmelzen 
und Reaktorbrennelementen. Vor allem sollen 
die Erfahrungen des KfK genutzt werden, wie 
sich die sowjetischen Reaktorkomponenten 
bei weiteren Reaktorkatastrophen ·a Ia 
Tschernobyl verhalten. 
Eine besondere Note erhält die vertraglich 
vereinbarte Zusammenarbeit dadurch, daß 
der sowjetische Vertragspartner das 
renomierteKurchatov-lnstitut in Moakau ist. 
Denn dieses Institut ist eine der 

Geburtsstätten der sowjetischen 
Atombomben, vor allem aber die theoreti­
sche Quelle für die Bombentechnik. 

Das KfK war bis zum 15. Apn11988 in der 
'Schwarzen Uste' des U8-Handelsministerium 
als "sicherheitsrelevanle kerntechnische 
Einrichtung•, in deren Anlagen der Bau bzw. 
die Vorbereitung des Baus einer Atombombe 
möglich ist (= potentielle Atomwaffen­
schmiede), aufgeführt und gewissen 
PrOfungen bei dem Export von high-tech- ·an 
das KfK ausgesetzt. Diese Verordnung wird 
für das KfK im Augenblick Oberprtlft. 

ln diesem kurzen Oberblick mußte aus 
Raumgründen auf ·viele weitere Aspekte 
des KfK verzichtet werden (2 
Genforschungsinsitute, MOllverbrennung 
etc.). FOr ·das Kfk gilt aber mit Sicherheit, 
was der 'Erbauer' von Kalkar, Traube 
schreibt: ' 
"Nun, Ich meine, cum pn•o •lllhl entzl .. 
hen •Ich groBtechnl•che Entwicklungen 
r•tlon•ler Steuerung; die GroBtechnik 
entwickelt •Ich zumel•t •n•rchhlch, unvor­
h.,..ehbllr, lm~tlotuJI". 

HarryBlock 



Brennelementefabrik 
Lingen (ANF) 

Rot-GrOne Landesregierung genehmigt 
Ausbau (6. TEGITBG} 

Mit der 6. Teilerrichtungs- und Teilbetriebsg&­
nehmigung (incl. der Anderung und Ergänzung 
der 1. u. 5. tBG) fOrdie Llngener Brennelemente­
fabrik ANF hat das erst Mal eine rot-grOne 
landesreglet'Ung nicht nur nicht bestehende 
Atomanlagen stillgelegt, sondern den Ausbau 
der Atomenergienutzung vorangetrieben - trotz 
gegenteiliger Offendieher Bekundungen. 

Bei dieser Genehmigung geht es in KOrzagesagt 
darum, zu den bereits vorhandenen Produktion­
sstufen. nämlich dem Pressen von Urantabletten 
aus Urancioxidpulver und dem FOlien deser 
Pellets in die HOIIrohre, die dann zu Brennele­
menten fOr die Atomkraftwerke zusammenge­
schweißt werden, eine weitere Produktionsstufe 
vorzuschalten: die Trockenkonversion. Hierbei 
soll dann das besagte Urandioxidpulver bel ANF 
selber aus Uranhexafluoridpaste hergestellt 
werden. (EineAnlieferung aus Gronauwlrddabel 
fOr die Zukunft ins Auge gefaßt ... ) 
Die Genehmigung enthAlt unter anderem im 
einzelnen: 

• Errichtung und Betrieb der Trockenkonver­
sionsanlage 

- Betrieb mit natürlichem undabgereichertem 
Uran 

- voriAuflges positives Urteil tor den Betrieb 
mit angereichertem Uran (5 %), aber noch 
nich.t dessen Lagerung und Verarbeitung 

- erstmalig die Abgabe wn gasf&mlgem HF 
Ober den Kamin. 

Andere wichtige Punkle sind nachfolgend aus.­
tohrlidleraufgetohrt. Die Genehmigungwirdfemer 
in zwei Stufen erteilt. Die Abgabewerte fOr radio­
aktive Stoffe sind Gegenstand der 2. Stufe. 
Als Gutachter hat die rot-grOne LandesragienJng 
- offizien - nur den TÜV, das Landesamt tor 
Bodenforschung, Prof. Norpoth und Prof. Sirafter 
bestallt gehabt Ein zusAtzfiChes Gutachten des 
Öko-Instituts Darmstadtwurde teilweise berOck­
sichtigt (Nichterteilung der Sofortigen Vollileh­
barkeit) Der Auftrag an das Öl(o-lnstitut bezog 
sich dabei nur auf die Grenzwerte (was ins Leere 
laufen mußte). Das Öko-Institut hatdennoch von 
sich aus einige Hinweise gegeben, wobei der mit 
der besonderen Tieffliegersituation nicht berOck­
sichtigt wurde (s.u). 
Gegendas Vomabenseien6.000Einwen<llngen 
eingegangen, davon 90 % aus der BRO, Ober­
wiegend nlhera Umgebung wn Ungen. 

Bei der Erteiluno der Genehmigung fOr den 
Atomausbau bei ANF hat die rot-gr{lne Landes­
regierung in Form der atomrechdichen Genehm­
igungsbehörde .pnlcht~iSt Ihr Enn••en 
•uag.Obt und •Ich NI lhrw Entacheldung 
lnsb•sonder. •n den ln f 1 AtG. •• genMtnten 
Zw~~elc".•tlmmungen orlentlwt" (S. 94)- und 
das heißt an der FOrderung der Atomenergie. 
Schwierigkeiten, die dabei einem rot-grOnen 
Ausbau der Atomenergienutzung im Wege ste­
hen kOnnten, wie etwa der illegale Urantransport 
von ANF im Mai 1990 und die in diesem Zusam­
menhang vom Ungener .Kiebitz"-Ral$herren 
Herbart Masslau erstattete Strafanzeige. werden 
ministeriumsObergreifend und behOrdenintem 
beseitigt: "DI• Prüfungen Im •tomrechllh:hen 
Genehmfgung811wf11hren h•ben qtlhn, d•S 
lct~ITHI T•tNChen vorliegen, •u• den•n s .. 
d•nlcfln g•g•n dl• Zuv•rli••lgblt d•r 
Antr.g•lflllflrln h.-gelfllt•twwdiHI kön"."~ ••• 

O.m •t•ht 11uch nicht •ntgeg•n, d•D dl• 
Ant.g•tellflrln 11m 11.05.1990 VfHWflhent/lch 
c.. 174 leg K.,."brenn•toff .. : h•t ".förd.,." 
IMHn. "(S. 111-) "Aow•lt NI einem Tr11n11port 
von unb••tr•hllfHI Br•nnt!llflftltmt•n zum 
K.,."k,.ftwflrlc Lkttfii'IIIIWIIM' Im M11l 1990 d•• 
KtHTibrenn•toffgftll#cht dl•ln dM" T,.naport· 
g•nehmlgung ... •n~n• Meng• g•rlng­
füglg ü".,..chrltt ind.n 11uch dl• nicht. 11n 
dM"o.ll. s.w.rtung. "(S.t 12}Vielmehrsollen(so 
aufS. 113) nach der vom rot-grünen Innenmini­
sterium unterstehenden Staatsanwaltschaft 
OsnabrOck die Strafverfahren wegen Gering­
fOgigkeit und mangelndem Offendlchen Interesse 
eingestellt werden. (Zwischendurch Ist durch die 
StA bekannt geworden, daß in drei Fällen Straf­
gelder in Höhe von DM 9.000,-, 6.000,- und 
1.000,- verhängt worden sind. Bei Zahlung wird 
das Verfahren endgültig eingestellt und es erfolgt 
keine Registrierung der Strafe.) 
Es hätte im Ermessen der rot·grOnen Genehmig­
ungsbehOrde gelegen, dl& Zuverlässigkeit der 
Firma ANF anzuzweifeln und die Genehmigung 
nicht zu erteilen, ln dieses Ermessen hätte kein 
Gericht zugunsten der Firma eingegriffen, weil es 
sich nicht um die Versagung eines Rechtsan­
spruches gehandelt hätte. 
Auch an einem anderen Punkt hat die rot-grOne 
Landesregierung ihren behördlichen Ermesseo­
sspielraum im Interesse der Atomindustrie mcht 
genutzt: Unterdem PunktErrn..aenNuaübung 
heißtesaufS. 123zum ThemaFiugzeugabsturtz, 

Ungen 

daß "tc.ln. Anhlllt•IHinkt• .,.lchUich 11/nd, 
di. Wllhrllch•lnllchkfllt für •lnen Ab11turz 
11Chnflllfll"f1Md4K 1111/tidlugzeup höh.,. lln­
zuutzM .t11 Im 11&11U.t/IIChM Jllttel für dl• 
Bunt».npublllt... ". Und dastrotzdes nahege­
legenen Bombenabwurfplatzes Nordhom-Range, 
der trotz der neueren Ost-West-Entwicklung 
weiterhin aufrechterhalten wird. 
Die rot-grilne Landesregierung hat ihr Ermessen 
im Interesseder Atomindustrie auch dort nicht zu 
deren Lasten ausgenutzt, wo es um mangelhafte 
undfehlendeUnteriagenwährenddesOifendichen 
Auslegungsverfahlensging.lnsbesonderebetr.lf 
dies das Bundesimmissionuchutzgesetz. Dies 
wurde von der BEgA (BOrgerinitiative Emsland 
gegen Atomanl$gen) und der Ungener Ratsfra­
ktion kiebitz mehrlach moniert und deta1Uiert 
dargelegt So vor allem das Fehlendergenauen 
Angaben zu den Aeststoffen, und wo diese denn 
nun bleiben. Eine unverzlchtbare Voraussetzung, 
den § <4 der 9. Bundesimmissionsschutzver­
oronung sctveibt vor:"Die Unterlagen mOssen 
insbesondere Angaben enthalten Ober ... Alt und 
Menge ... der anfaJ/enden Rsststoffe• und Ober 
.dB vorpesehenen Maßnahmen zur VetWBrtung 
der Reststoffe oder zur 88seitigung als AbfiJ/Ie". 
Diegenauen Angaben hieriu wurden der Öffent­
lichkeit vorenthallen. Aber auch derbegutachten­
de TÜV schrieb noch im März 1990, also tonf 
Monate nach dem Erört8f'ungstermin der 
Einwendungen:" Obercis flfWatrste Abfallmenge 
sowie deren Weitsrverwbenung lief18n uns der­
zsit noch keine Untsrlagen 1.0r. "(S. 147 Sicher­
heitsgutachten TÜV Hannover). 
Diesalles fichtdierol-grOnenAtomkraftbefOrworler 
nicht an. Sie haben es nicht e.inmal nötig, dieses 
Mängel zum lllema zu macflen. Können sich 
auch nicht, wenn sie, wie geschehen, d1e 
Genehmigung ertailen wollen. Andernfalls hätte 
die rot-grOne Landesregierung nämlich Qas 
Genehmigungsverfahren wegen erheblicher 
Verfahrensmängel - so audl von den BOrgern auf 
dem ErOrtarungstermin Mitte Oktober 1989 kriti­
siert - noch einmal wiederholen müssen. Damit 
aber wäre der rot-grOne Ausbau der Atomener­
gienutzung nur noch mehr verzögert worden. 
Wer Obr'igens glaubt, daß die Verzögerung der 
Erteilung der Genehmigung auf das Konto der 
rot-grünen Landesregierung geht, der irrtl 
Die ersle Verzögerung bewirkte CDU-Umwelt­
minister Remmers, der vor der Landtagswahl im 
Juni 1990 und nach dem illegalen Atomtransport 
im Mai die Genehmigung nicht mehr erteilen 
wollte. Die zweite Verzögerung bewirkle eigent· 
lieh ANF mit seiner Schlamperei selber, dem 
illegalen Atomtransport und der daraufhin folgen­
den Kontrolle durch die EURATOM. 
Aber der Genehmigung ist auch zu entnehmen, 
daß Bundesumweltminister Töpfer (ebenfalls 
CDU) mit Schreiben vom 2.8.90 "um Auf11chub 
t»r GM•hmlgung g•"-t.n" hat (S. 75). Nicht 
einmal dies ist also Verdienst der rot-grünen 
l.andeSf&gierung. Und als der Bundesumwelt­
minister am 5.3.91 mitteilte, nun kbnne nach 
Abschluß der EURATOM-Untersuchung die Ge­
nehmigung erteilt werden, da hatten die Rot­
Grünen, als am 15.3.91 die BEgA das Landes­
umweltministerium in Hannover bese~t hatta, 
nicht' s Eiligeres zu erklären, als da.ß sie nun die 
Ausbaugenehmigung fOr ANF erteilen wOrden. 

ldebltz Fraktion im Rat der Stadt Ungen (Ems) 
kommunale initiative erzOrnter bOrgar in trostlo­
senzelten 
Herber& MaNlau 
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Schacht Konrad 

Die Zeit der Einwendu•n ist 
vorbei. Die Zeit von Schicht 
Konrad noch lange nicht! 

Theaterstocke, ein Treckerkonvol, Flugblät· 
ter, eine Förderturmbesetzung, Aufkleber, 
BOchertlsche, Stellwände und selten·, 
meter·, kllo- und sonstwelcherweise 
Einwendungen/Unterschriften: Was läßt 
sich nicht alles mit ein paar Leuten auf die 
Beine stellen! 
Aus ganz Deutschland kamen die Einwen­
dungen, die zu einem großen Tell belder AG 
Schacht Konrad gesammelt wurden. Bis 
zum Obergabetermin am 13.7.91 gingen so 
dort etwa 250.000 Einwendungen ein, etwas 
später, am 15.7. nochmal etwa 10.000 und 
dazu kommen noch viele, die direkt, ohne 
Meldung bel der AG Schacht Konrad, ans 
niedersächsische Umweltministerium ge­
schickt wurden. Das genaue Ergebnis aus 
Hannover steht noch aus. 
Besonders aktiv, bzw. erfolgreich, waren, 
wie so häufig, Gruppen, eHe die atomare Be­
drohung direkt vor der Haustor haben. Aber 
auch atomenergiepolitisch-gesehen provln· 
zlelle Gruppen waren unterwegs. 

Alles ln allem Zufriedenheit 
Betrachten wir gegen unsere jetzt erreich· 
ten 260.000 das Ergebnis von Wackersdorf, 
so unterscheiden sich selbstverständlich 
Zelt und Bewegung enorm. Es fällt jedoch 
Ins Auge, bzw. Ins Ohr, daß nur ein relativ 
geringer Tell der Bevölkerung Oberhaupt 
weiß, was Schacht Konrad Ist, geschweige 
denn, was es bedeutet. 

Antrag (PTB/BIS) 

Prüfung durch 
0 die Planfesl· 
C slellungsbehllrde 
i! unlet Hinzuziehung 
0 von SachvetS!ändigen 

l 
1 
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J 
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So z.B. häufig erlebt an der Göttinger Uni· 
versität, wo nur knapp 213 der Leute mit dem 
Namen etwas anfangen konnten und davon 
höchstens ein Drittel unterschrieb. Beim 
Betrachten dieses Prt9blems fällt die (posi· 
tlve oder negative) Oftentliehkelt durch die 
Zaunkämpfe ln Wackeradort schwer Ins Ge­
wicht. 
So weiß heute sicherlich ein Großtell der 
alten Bundesbevölkerung etwas mit dem 
Namen Wackeradort anzufangen und de­
mentsprechend mehr Leute konnten sensi· 
billalert werden. 
Oie Frage, ob militanter Widerstand fOr eine 
(gute) Offentliehkelt nötig Ist, soll hier aller· 
dlngs nicht aufgeworfen werden. 

Nachdem uns nun am 13.7.91 unsere so ak· 
tlve UmweltschOtzerln Monlka Grlefahn von 
der Last der VIertelmillion Einwendungen 
befreit hat, geht es demnächst (voraussieht· 
lieh FrOhjahr/Sommer 1992) weiter mit dem 
Erörterungstermln. Hierbel dOrfen die Ein· 
wender und Einwenderinnen dieses freien 
Landes mit dem offiziellen Antragsteller, 
dem Bundesamt fOr Strahlenschutz (BfS), 
Ihre Einwendungen erörtern. 
Vom offiziellen Sinn der Sache soll der Erör· 
terungstermln dem Antragsteller die Mög­
lichkelt eröffnen, Schwachpunkte und Feh· 
ler Ihres Vorhabens herauszufinden. Oie Re­
alität Ist aber, daß Geld lauter klimpert als 
wir schreien können. 
So können wir diesen Termin Im wesentll· 
chen dazu benutzen, Offentliehkelt zu 
schaffen, weiter zu mobilisieren und die 
Atompolitik ln diesem Land deutlich zu ma· 
chen; denn die Erinnerungen an den abge­
brochenen Erörterungstermin ln Wackers· 
dorf sind noch wach. 
Im weiteren Verlauf des Verfahrens kommt 
dann Irgendwann (voraussichtlich Herbst 
1992) der Planfeststellungsbeschluß, der 
positiv fOr die Atomlobby ausfallen wird. 

Kippen wir mit unserem 
Widerstand Schacht Konrad 
und mit Schacht Konrad 
die Atomwirtschaft! 

Ein weiterer anzusprechender Punkt Ist das 
bisherige (Ntcht)Verhalten der rot-gronen 
Landesregierung Niedersachsen zu 
Schacht Konrad: krass war einmal mehr der 
Unterschied zwischen Wahlkampf und poll· 
tlscher Realtltät: 
Ein deutliches "Nein" zur Atomenergie hat· 
te es geheißen, doch es wurde nur zu einem 
Belspiel sozial-liberalen Gelabers! Denn au· 
ßer, daß Monlka Grlefahn gegen die Plan­
unterlagen wegen Unvollständigkelt klagte 
und ein lnfo-Fiugl zum Planfeststellungsver· 
fahren ln Ihrem Namen herausgegeben wur­
de, waren und sind von Selten der Landesre­
gierung keine nennenswerten Aktlvitäten 
gegen Schacht Konrad gekommen. 

Das nlchste Oberregionale Treffen zu 
Schacht Konrsd findet am 28./27. Oktober, 
entweder ln Salzgitter oder ln LUchow· 
Danneoberg statt. Zu erfragen llt dlu btl 
der BI LOchow-Dannenbtrg. Vor allem wird 
es auf dem Treffen um praktllcht Kon ... 
quenzen tor die Anti·AKW·Bewegune aus 
dem Verhalten der Rot4r0nen Landesregie­
rung gehen und um eine klarers Linie fOr die 
Zukunft. 

A., GIGA (Göttlnger Initiative gegen Atom· 
kraft) 



Bulgarien 

Droht in Kozloduj 
ein neues Tschernobyl ? 

Oie Sicherheitsmängel im bulgarischen Atom­
kraftwerk Kozloduj sind offensiehdich grllvieren­
der als angenommen. Dies geht aus einem Be­
richt der Internationalen Atomenergie Organisa­
tion (IAEO) in W180 hervor •. Derbericht verweist 
sowohl auf erhebliche Defizite im Kenntnisstand 
der Betriebsmannschaft Ober die Handhabung 
der Anlage als auch auf schwerwiegende bauli­
che und sicherheitstechnische Mängel bei den 
Reaktoren. 
Allgemein werde sehr viel mehr Wert auf die 
Stromproduktion als auf die Sicherheit der Arala­
ge gelegt, heißt es in den Ausführungen der 
IAEO-Experten Ober die Blöcke I bis IV des 
Kernkraftwerkes. Die Betriebsmannschaft, die 
ein ohnehin nur geringes Sicherheitsbewußtsein 
offenbare, verfüge Ober so gutwiekeine Erfahrung 
imUmgangmitSicherheitstechnikundhabekaum 
Kenntnisse Ober den Schutz vor radioaktiven 
Srahlen. 
Ob die wenigen vorhandenen Schutzvorkehr­
ungen im Falle eines Unfalls Oberhaupt greifen, 
bezeichnen die Experten als fraglich. Insgesamt 
seien die vorgesehenen Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr völlig unzureichend. 
Als Details der vertraulichen IAEA-Studie durch­
sickerteh, lösten die Kozloduj-Mängel bei wesdi­
chen Experten panikartige Reaktionen aus. Oie 
Schlampereien in der bulgarischen Atomanlage, 
so urteilte ein Bonner Atomspezialist, kämen 
einer Einladung zur Katastrophe gleich: 

Selbst bei einfachen Störfällen, so wamt die 
IAEO-Expertise, könne das einzige zudem 
lecke NotkOhlsystem der vier WWER 440 
Reaktoren versagen - eine Kamschmelze 
wäre dann unausweichlich. 
FeuerschutztOren in der Atomanlage lassen 
sich nicht mehr schließen. Öl, das aus den 
undichten Rohren leckt, könnte sich entzün­
den. 
An Block II der Anlage, der ebenso wie Block 
I noch in Betrieb ist, droht ein sogenannter 
Sprödbruch des Reaktordruckbehälters. 
Seitvoreinigen Wochen alle 30 sowjetischen 
Reaktorexperten wegen unerfOIIter Gehalts­
forderungen in harten Devisen Kozloduj ver­
lassen haben, ist das Risiko abermals ge­
wachsen- die bulgarische Reaktorcrew, so 
der IAEO-Bericht, kenne die Belastungs­
grenze der Reaktoren nicht und könne z.B. 
durch zu schnelles Hochfahren der Wärme­
leistungeine Kernschmelze heraufbeschwö­
ren. 
Völlig ungewiß ist, ob das NotkOhlsystem 
funktioniert, wenn mehrere Bedienungsft?hler 
aufeinander folgen. Diese Möglichkeit ist 
deshalb keineswegs ausgeschlossen, da of­
fen bar Armaturen teilweise falsch oder gar 
nicht beschriftet beschriftet sind. 
Das Reaktorgebäude Ist undicht, so daß ein 
Oberdruck im Gebäude durch Lüftung nicht 
verhindert werden kann. 
Außerdem erhöhenungesicherte Kabel und 
nicht abgedeckte Sicherungskästen die 
Brandgefahr. 

Nach Angaben des Bonner Umweltministeriums 
sinddie Bulgaren ungeachteteindringlicher Apelle 
weiterhin nicht bereit, die Anlage vollständig ab­
zuschalten. Von den insgesamt sechs Reaktor­
blöcken sind derzeit Block 1,11 und VI in Betrieb. 
Solche Reaktoren der sowjetischen Baureihe 
WWER mit einer Kapazität von je 440 Megawatt 
stehen außer in der Sowjetunion und anderen. 
osteuropäischen ländem auch im AKW Greifs­
wald, das wegen seines mangelnden Sicherheit­
sstandards 1990 stillgelegt worden ist. 
Bulgarien weigert sich, die Reaktoren vom Netz 
zu nehmen, weil ca. 35% des Strombedarfs des 
Landes damit abgedeckt werden. Zur Hilfe ist 
inzwischen ein Trainingsprogramm fOr die 
Bedienungsmannschaften und die Lieferung von 

Ersatzteilen angeleiert worden. Kostenlose Er­
satzteile im Wertvon ca. 19 Millionen Mark sollen 
kurioserweise aus Greifswald kommen. Der An­
lagentechniker Bemd Volkmann aus Greifswald 
leistet bereits Expertenhilfe. Während Minister 
Töpfer erklärte, Ober eine solche Lieferung sei 
noch nicht entschiEiden, freuten sich die Techni­
kerder abgeschalteten Greifswald-Reaktoren auf 
den zu erwartenden Auftrag aus Bulgarien.~ 
Schrott zu Schrott ergibt auch nur Schrott! 
Bleibt nur die Erfüllung der Forderung der bulga­
rischen Öko-Bewegung .Ecoglasnost" nach so­
fortiger Stillegung aller sechs Reaktoren in 
Kozlocluj. Im Winter hingegen muß dann der 
Strom aus dem Ausland kommen, mit guten 
Hoffnungen westeuropäischer Stromgiganten. 
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Standorte 

"Björn, Björn, Björn ... " 
Aktion zum Bremer Bundespartei­
tagderSPD 

Jetzt wissen wir endlich, was es kostet, 
Björn Engholm ein Lächeln abzugewinnen: 
1000 Märker muß man schon hinblättern, 
bevor sich die Gesichtszüge des sozialde­
mokratischen Hoffnungsträgers zu einem 
.Ist ja schon gut Grinsen" verziehen. K.napp 
1 000 Mark, d.h. ein superleichtes Transpa­
rent .Deutsche Verantwortung muß sein, 
stellt Rüstungstransporte ein, Blauhelme 
nein"), so um die hundert Helium-Ballons 
und die Fahrtkosten für neun Leute, die sich 
mit dem Teil vor den Eingang des Bundes­
parteitages stellen und .Björn, Björn, Björn, 
kein out-of-area-turn" gröhlen, Stimmban­
dabnutzung nicht mitgerechnet 
Den Anlaß des ganzen Spektakels haben 
Euch die Medien ja platt genug gewalzt: die 
SPD-Spitze wollte ein Ja für den bundes­
deutschen Blauhelm, die Basis war gespal­
ten und Björn, .Eiie zweite Pfeife nach Weh­
ner", gab sein bestes. 
Nachdem die Ballonaktion am Mittwoch zu­
nächst in's Wasser fiel, schafften es vier von 
uns, mit Transparent unerkannt in die Halle 
zu kommen -die Leute von Robin Wood,die 
in Sachen Sofortausstieg versucht hatten 
das Podium zu stür;men, kamen uns gerade 
entgegen. Wir kamen bis zur Tribüne, Trans­
pi raus, Björns Redefluß kam kurz, aber 
merklich ins Stocken und nach gemeinsa­
men Abbrüllen des Transpi-Textes (Das ist 
die Politik der SPD: Ausstieg nach dem 
GAU, Asyl nach dem Völkermord, Friedens­
politik nach dem krieg) flogen wir raus und 
wurden den netten Herrn von der Kripo 
übergeben, denen das auch irgendwie pein­
lich zu sein schien. 
Am Donnerstag klappte dann die Ballonak­
tion, die Delegierten wurden von den Re­
gierten mit Sprachkören und Birtes Trillerp­
feife empfangen, Björn lächelte, der Rest 
(Schily, Leinen und wie sie alle heißen) übte 
sich in freundlicher Arroganz ·­
Gewaltfreies Aktionsbündnis Harnburg 
Nernstweg 32, 2000 Harnburg 50 
Tei.040/3909222 

Niedersächsische AKW: 
"Störfälle ohne Ende" 
Der Verein für engewandten Umweltschutz 
e.V. Hameln (VAU) hat anläßlich des Nieder­
sachsen-Tages im Juni 91 eine Sonderinfor­
mation herausgegeben zu Störfällen in nie­
dersächsischen Atomkraftwerken. Interes­
sierte wenden sich bitte an: 
VAU, Berlinerstr.6, 3250 Hameln 
Tei.05151151529 
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Schutz vor Mox 
Im Juni 91 ist die Koordinationsgruppe 
.Schutz vor MOX" ins Leben gerufen wor­
den, um den Einsatz von plutoniumhaltigen 
Brennelementen (Mox-BE) im Atomkraft­
werk Gundremmingen zu verhindern. 
Im Rahmen des zur Zeit laufenden Geneh­
migungsverfahrens wird der öffentliche 
Erörterungstermin vermutlich im Septem­
ber stattfinden. Unser Ziel ist es, bei diesem 
Termin eine breite, kritische Öffentlichkeit 
herzustellen. 
Dafür ist eine umfangreiche Vorbereitungs­
arbeit notwendig, z.B. die Beauftragung von 
Sachverständigen und einem Rechtsbei­
stand, .cJie Ausarbeitung der Einwendungs­
inhalte, Pressearbeit, Koordination und Or­
ganisation vor Ort Dazu brauchen wir Geld. 
Ein Tag im Erörterungsverfahren wird etwa 
5. - 10.000 DM kosten. Das Einwendungs­
verfahren zur WAA Wackersdorf hat ge­
zeigt, daß mit breiter Unterstützung poli­
tisch einiges zu bewegen ist. Qualifizierte 
Sachverständige mit Wackersdorferfah­
rung·haben ihre Beteiligung zugesagt. Wir 
bitten um finanzielle Unterstützung. 
Reinhold Thiel, St. lda Str.2 in 7901 Ober­
kirchberg 
Spendenkonten: L.Volz/C.Wolf, Konto­
Nr.6330002 Volksbank Günzburg, BLZ 
72091800 Kennwort .Anti-Mox" 

Diebstahl im Rathaus 

Am 4.Mai erhieltdie Redaktion der Löffelen­
te (Zeitung des AKU Gronau) ein Bekenner­
schreiben vom .kommando karin silkwood". 
Darin bekennt sich das Kommando dazu, 
die im Rathaus .öffentlich ausgelegten ura­
nit-planungsunterlagen entwendee zu ha­
ben. Hierbei handelt es sich um die Geneh­
migung zum Betrieb der 530t-Ausbaustufe 
der Gronauer Atomfabrik. Leider hat dieser 
Diebstahl wahrscheinlich keine Auswirkun­
gen auf den Betrieb der Urananreicherungs­
anlage, da die fragliche Ausbaustufe schon 
vor der öffentlichen Bekanntmachung und 
Auslegung der Genehmigung in Betrieb ge­
gangen ist! 
.Karen Silkwood war eine Frau, die im No­
vember 1974 bei Nachforschungen gegen 
die Atomindustrie durch einen provozierten 
Autounfall ermordet wurde. 

Dokumentation: 

KOMMANDO 

X:AfiEN SIL.K:WOOD 

unter dem kommando karen silkwood haben wir heute 
die im rathaue der atadt gronau/weatfalen Hffentlich 
auegelegten uranit-planunterlagen entwendet. 
wir protestieren damit gegen den ausbau aowi~ den 
weiteren betrieb der urananreicherungsanlage gronau, 
die eine der gefährlichsten und skandalträchtigsten 
einrichtungen der atommafia in der brd ist. hier wird 
das uran angereichert, das in pallets gepresst und in 
brennstlbe eingearbeitet. später als brennetoff zur 
kernepaltuns in Atomkraftwerken dient. durch einfache 
technische ~eränderungen kann das uran auf 99 ~ angereichert 
werden. so eignet !!ich das uran zum bau einer Atom-
bombe. die deutschen,. die schon 2 Weltkriege genauso 
angezettelt wie·verloren haben, sind in der lage, sich 
hier in gronau, wo die einzigste urananreicherungsanlage 
der brd steht, eine eigene Atombombe zu basteln. auch 
wird hier gariz klar deutlich, daß es den unterschied 
zwischen militärischer und friedlicher nutzung der 
atomenergie nicht gibt. allein die sogenannte friedliche 
nutzung der atotnenergie bringt unendlich viele gefahren 
mit sich. wie gefährlich der betrieb von atomanlagen 
ist, war heute um 20 uhr in der ard zu sehen, als der 
vom hesaischen rundfunk zum 5. jahrestag von tschernobyl 
gedrehte film "todeezone-deutschland nach dem super-gau 
in biblia• gezeigt wuräe. wir fordern daher die sofortige 
stillegung aller atomanlagenl 



Widerstand lohnt sich doch! 

Knallende Sektkorken - heiße Sambarhyt­
men - lautstarkes Feuerwerk. So fröhlich 
wie am 2.6.91 war der Sonntagsspazier­
gang am Atomkraftwerk MOhlheim-Kärllch 
noch nie gewesen. Grund genug zum Feiern 
gabs allemal, da nach Jahren der Enttäu­
schung und des Frustes der Widerstand ge­
gen den Schrottreaktor endlich seine 
FrUchte getragen hatte. 
Am 24.5.91 hatte das Oberverwaltungsge­
richt Koblenz der Klage der Stadt Neuwled 
stattgegeben, und somit die erste Teilerrich­
tungsgenehmigung (TEG), die von Umwelt­
minister Beth Im Jull1990 neu erteilt wurde, 
rOckgängig gemacht. was der alten Landes­
regierung wie eine schallende Ohrfeige vor­
gekommen sein muß. Zu offensichtlich war 
die Kumpanei zwischen Beth und der Atom­
mafia. 
Negativ für die Batreiberfirma RWE wirkte 
sich hauptsächlich das Versäumnis des Um­
weltmlnlsterlums aus, das AKW nach neue­
stem Stand von Sicherheit und Technll< zu 
überprüfen. VIelmehr gingen die Damen 
und Herren in Malnz davon aus, daß der Sl­
cherheltsstandart von 1975 (1.Ertellung der 
TEG) auch heute noch ausreichend sei. 
Weltgefehlt denn die Richter, die das Ver­
fahren bereits nach zwei von vlerz~thn zu 
behandelnden Klagepunkten für beendet 
erklärten, lieBen auch keine Revision des 
Urteils zu. 
Nach unserer Einschätzung deutet dies auf 
ein endgültiges Aus für MOhlhelm-Kiirlich 
hin, obwohl die RWE bereits einen wenig 
chancenreichen Antrag auf Zulassung der 
Revision gestellt hat 
Falsch wäre es jedoch, aus dem Erfolg der 
Stadt Neuwied abzuleiten, daß einzig der ju­
ristische Weg zur Stiltagung des Atomkraft-

Foto: J6rg Voa-1 

werkes führte, denn auch die Protestaktlo­
nen, die sich direkt an die Öffentlichkelt 
richteten, sorgten dafür, daß MOhlhelm-Kär­
llch stets ein aktuelles Thema ln der Region 
blieb. 
Etliche Belspiele aus der Anti-AKW-Ge­
schichte belegen, daß nur ein Widerstand 
auf allen Eebenen zum Erfolg fUhren kann 

Was letztendlich der ausschlaggebende 
Faktor Ist. der zur Stlllegung einer laufenden 
Atomanlage fUhrt. ist schwer zu sagen ... 
Vielleicht kann der kleine Erfolg von MOhl­
helm-Kärlich und die begonnene Mobilisie­
rung zu Schacht Konrad der bundesweiten 
Anti-AKW-Bewegung helfen, Ihre derzeitige 
Schwäche zu überwinden. 
... Aus unserer Sicht erfreulich Ist. daß alle 
Bürgerinitiativen, die gemeinsam gegen 
das AKW gekämpft haben, auch in Zukunft 
Ihre politische Arbeit auf dem Umweltsek­
tor fortsetzen wollen. Auch der monatliche 
Sonntagsspaziergang am AKWsbll zurVer­
netzung und zum Informationsaustausch 
weiterhin stattfinden. 
Wir, die Neuwieder Initiative gegen Atoman­
Jagen wollen ln den nächsten Wochen unse­
re Perspektive neu diskutieren, denn Pro­
blemtelder gibt es ja leider genug, gegen die 
es sich anzugehen lohnt Natürlich bleiben 
wir auch der traditionellen Anti-AKW-Arbelt 
verpflichtet Dabei steht der Schacht Kon­
rad genauso wie die weiterhin laufenden 
Atomtransporte Im Mittelpunkt unserer Ar­
beit 

Neuwieder Initiative gegen Atomenergie 
c /o Markus Beinhauer 
Industrieweg 2 
5450 Neuwled 11 

Standorte 

Mahnwache 
Gundremmlngen 

Auch ln diesem Jahr fand vor dem AKW 
Gundremmlngen eine Augustaktion statt 
Geplant waren vom 6.-9.August eine Fa­
sten-Aktion, sowie am 9.August eine 24 
Stunden-Aktion mit Dle-ln vor dem Werk­
ster anläßtich des Jahrestages des Atom­
bombenaufwurfs auf Nagasakl. 
Nähere Informationen über: 
Mahnwache Gundremmlngen, Sigrld Sirren­
bach 
Eythstr.15 in 7900 Ulm (0731 /69747) 

OHU2 

Unerlaubte Schadstoffelnleitung ln die lsar 
Das BOrgerforum gegen Atomkraftwerke 
Landshut hat am 8.8.1991 gegen die Batrei­
ber des Atomkraftwerks OHU 2 Strafanzei­
ge wegen Verstoßes gegen das Wasser­
haushaltsgesetz (WHG) erstattet Es be­
steht der Verdacht. daß UHU 2 die lsar von 
Januar bis August 1990 mit unerlaubten 
Mengen Ammoniumstickstoff belastet hat. 
das den Algenwuchs fördert und als Asch­
gift eingestuft wird. 
Einen l;rfolg der Atomkraftgegner gibt es 
beim wasserrechtUchen Genehmigungs­
verfahren für OHO 2: Das Genehmigungs­
verfahren, daß auf Antrag der Batreiber der­
zeit durchgeführt wird, muß wegen schwe­
rer Rechtsfehler neu aufgerollt werden. EI­
ne diesbezügliche Anweisung erhielt das 
Landratsamt Landshut vom Innenministeri­
um, nachdem BOrgerforum und Grüne den 
Vorgang in Presse und vor den Landtag ge­
bracht hatten. 
Nähere Informationen über: 
BOrgerforum gegen Atomkraftwerke 
Landshut und Umgebung 
Thomas von Taeuffenbach, 1.Vorsltzender 
Dammstr.13 in 8300 Landshut 
Tei.0871/65886 

Per Pedes statt Mercedes 

Auf dem Gelände der geplanten Mercedes­
Teststrecke bei Papenburg (Emsland/Nord­
West-Niedersachsen) wurde ein HOtten­
dorf errichtet. um die Pläne der Rot-grOnen­
Landesreglerung doch noch zu durchkreu­
zen. 
Interessenten wenden sich bitte an: 
Pressebüro HOttendorf 
Spillmannsweg 5 
2990 Papenburg Tei.04961/75430 
oder 
Jugendinitiative gegen Oaimter 
c/o Janun-'Büro Ostfriesland 
Herlngstr.4 
2980 Norden Tei.04931/167077 
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Un~nabbau 

GiftmOlldeponie auf Wlamut-Gellnde. Foto: GOnter Zlnt. 

Die Sanierung ist ei• 
große ng 
Europäische lnltlallnn gegen UraMbbau trafen sich 

Vom 1.biszum 3.Augusttrafen sich im säch­
sischen Zwickau Vertreter/Innen von Bür­
gerinitiativen gegen Uranabbau aus acht 
europäischen Ländern. Oberall in Europa Ist 
die Uranförderung in den letzten Jahren zu­
rückgegangen. Gründe für diese Entwick­
lung sind der relativ geringe Urangehalt der 
europäischen Erze - in Nordamerika und 
AustraUen werden gleichzeitig neue Vor­
kommen mit sehr hohen Metallkonzentra­
t ionen erschlossen -,ein stagnierender Be­
darf und, eng damit verbunden, ein anhal­
tender Preisvertoll auf dem Uranmarkt Ne­
ben einer Bllanzierung des Uranbergbaus 
in den betroffenen Staaten war das Gefah­
renpotentlai der von dieser Industrie hinter­
lassenen Altlasten Hauptthema der Konfe­
renz. 
Der Tagungsort Zwlckau war nicht zufällig 
ausgewählt worden. Die Stadt liegt Im Her­
zen des sächsischen Uranbergbaureviers, 
und mit der 1989 stillgelegten Erzaufberei­
tungsanlage Crossen und dem dazu gehöri­
gen Schlammabsetzbecken in Oberrotben­
bach befanden sich zwe.l besonders. belas­
tende .Erbstücke" der Sowjetisch-Deut­
schen Aktiengesellschaft (SDAG) Wismut 
fast in Sichtwalte der Konferenzteilnehmer/ 
Innen. 

Sanierung der Wismut-Gebiete 
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nicht mal auf dem Papier geU~et 

Das Inzwischen von der Bundesr~gierung 
übernommene Unternehmen hat die Uran­
förderung stark reduziert, da die Förderko­
sten einen wirtschaftlichen Abbau nicht 
mehr zuließen. in Betrieb sind noch einige 
Bergwerke Im Ronneburger Raum, bei Aue 
und im Elbsandstelngeblrge. Um so krasser 
-die auswärtigen B.l'lerlinnen konnten sich 
eievon bei Exkursionen überzeugen -fallen 
die Auswirkungen des Bergbaus Ins Auge: 
Im E.rzgeblrge, wo ganze Ortschaften abge­
rissen und begraben wurden und die Ab­
raumhalelen die Landschaftvöllig umgestal­
tet haben. Und Im Thüringer Raum, wo die 
Wismut mit dem ehemaligen Tagebau Lich­
tenberg das t iefste Loch Deutschlands, mit 
den pyramidenförmigen Kegelhalden regel­
rechte Wahrzeichen des Uranabbaus und 
mit den Schlammbecken für die Obnerreste 
der Uranerzaufbereitung die größten und 
gefährlichsten Atommülldeponien Europas 
hinterließ. 
in vielen vom Uranabbau betroffenen Ge­
bieten der früheren DDR haben sich in den 
vergangeneo Monaten Bürgerinitiativen ge­
gründet, die sich um Klarheit über den Um­
fang der Belastungen und um Mltsprache­
möglichkeiten bei der nun anstehenden Sa­
nierung bemühen. Denn noch längst nicht 
sind alle Daten erhoben und veröffentlicht. 

die eine realistische Beurteilung der Gefah· 
rentage ermöglichen könnten. Teilwelse -
so bei der Verfüllung des Tagebaues Lich­
tenberg mit Haldenmaterial - hat die Wis­
mut überhastet mit einzelnen Sanierungs­
maßnahmen begonnen. ohne daß die dafür 
notwendigen Voruntersuchungen gelaufen 
geschweige denn umfassende Sanierungs­
konzepte aufgestellt worden wären. 

Der SchnellschuB von Eilweller 
Ganz anders stellt sich die Lage im Westen 

der Bundesrepublik dar, wo der Uranabbau 
nie auch nur entfernt eine solche Bedeu­
tung hatte. Das letzte Bergwerk in Menzen­
schwand Im Südschwarzwald,das es zuletzt 
nur auf eine Jahresproduktion von 30 Ton­
nen Uran gebracht hatte - zum Vergleich: 
die Wismut förderte zu Hochzelten 8.000 
Tonnen jährlich -,ist seit kurzem stillgelegt 
Und auch die einzige Erzaufbereitungsfa­
brik Im rheinland-pfälzischen Eilweiler muß­
te nicht zuletzt dank der unermüdlichen Ar­
beit der örtlichen Initiative geschlossen 
werden. 
Von Interesse für die Teilnehmer/Innen aus 
anderen Ländern war in diesem Zusam­
menhang vor allem das Ergebnis der bis­
lang gelaufenen .Sanierungs•versuche in 
Ellweller. Die verhältnismäßig kleinen, aus 
den Abfallschlämmen der Anlage aufgetür­
mten Haldenböschungen waren nämlich 
einfach mit Kunststoffollen und einer Erd­
schicht abgedeckt worden. Ganz abgese­
hen davon, daß die Belastung des Grund­
wassers damit überhaupt nicht gestoppt 
werden konnte, zeigten sich schon nach 
zwei Monaten erste Eroslonsschäden. Die 
Erdabdeckung war an einigen Stellen abge­
rutscht und hatte die Folie freigelegt, die bei 
direkter Sonneneins~rahlung sehr schnell 
altert und brüchig wird. Ein anschauliches 
Belspiel also, wie man es nicht machen soll. 
Bei den ungleich größeren Sanierungspro­
jekten in Ostdeutschland wird man steh sol­
che überhasteten Fehlschläge jedenfalls 
kaum leisten können. 

Zehn Jahre Wlderatand ln Frank­
reich 
in Frankreich, mit einer Jahresproduktion 
von 3000 Tonnen Uran seit jeher größter 
Uranptoduzent Westeuropas, gibt es zur 
Z.elt 14 Uranbergwerke und drei Aufberei­
tungsbetriebe für das dort gewonnene Erz. 
Auch hier macht der niedrige Uranpreis den 
Bergbaugesellschaften zu schaffen. Mehre­
re Betriebe sind schon geschlosseo wor· 
den, anderen steht dieses erst noch bevor. 
Anders als in den übrigen Uranfördersta.a­
ten, Ist in Frankreich seit über zehn Jahren 
eine landesweite Bewegung gegen den Ura­
nabbau aktiv. An den einzelnen Standorten 
gibt es über 100 Gruppen, die sich zu einem 
landesweiten Netzwerk zusammenge­
schlossen haben. Dieses Netzwerk gibt ei­
ne eigene Zeltschrift heraus, wertet zahlrei­
che Publikationen aos, betreibt ein Doku­
mentatlonszentrum, vermietet Meßgeräte 
und veranstaltet Seminare über die juristi­
schen Möglichkeiten des Widerstandes ge­
gen Uranabbau. Eine Besonderheit derfran­
zösischen Gruppen Ist es, daB sie sich Im­
mer nur gegen die Eröffnung neuer Berg­
werke wandten, jedoch nie näher mit den 
Auswirkungen der laufenden Uranproduktl-



on beschäftigten. Sie waren allerdings so· 
fort zur Stelle, als Pläne diskutiert wurden, in 
ehemaligen Uranbergwerken Atommüll 
aus AKWs einzulagern. 

Belastungen auch ln derCSFR, Un­
garn und Bulgarien 
Die Tschechoslowakei war nach der DDR 
und der UdSSR der drittgrößte Uranprodu· 
zent Osteu{opas. Zahlreiche Bergwerke 
und drei Aufbereitungsfabriken im westli· 
chen Teil des Landes produzierten zuletzt 
etwa 2200 Tonnen im Jahr. Nach den aktuel· 
Jen Plänen soll der Abbau weiter reduziert 
und nur noch der Bedarf für die eigenen 
Atomkraftwerke gedeckt werden. ln den 
vergangeneo Monaten geriet vor allem die 

Aufbereitungsanlage MAPE bei Sudweis in 
die Schlagzeilen (auch die atom berichte· 
te), als Messungen österreichlscher Um· 
weltschütter an öffentlich zugänglichen 
Stellen des Fabrikgeländes extrern über· 
höhte Radioaktivitätswerte erbrachten. ln 
dieser Anlage wurde zeitweise auch west· 
deutsches Uranerz aus dem Versuchsberg· 
werk Großschloppen im Flehtelgebirge und 
aus Manzenschwand verarbeitet. 
ln Ungarn konzentriert sich der Uranabbau 
aufdas Gebiet um die Stadt Pecs am Rande 
des Mecsek·Gebirges im Süden des Lan· 
des. Die Jahresproduktion lag zuletzt bei 
500 Tonnen. Die irische (!) Firma Glencar 
Explorations beabsichtigt, das Bergwerk 
mit reduzierter Belegschaft weiterzuführen, 
bislang ist es aber nicht zu einem Vertrags· 
abschluß .gekommen. Die Vertreterder örtli· 
chen Bürgerinitiative präsentierten auf der 
Tagung Ergebnisse von Radon-Messungen 
in Wohnhäusern von Pecs.ln der Nähe der 
Abbaugruben war der Pegel stark erhöht, 

Buchbesprechung: 
R. Paul: Das Wismut-Erbe. 
192 Selten, DM 22,-, Verlag Die Werkstatt 
mit Fotos von GOnter Zlnt. 

ebenso in einigen Neubauten in anderen 
Stadtteilen. Nun soll untersucht werden, ob 
diese Gebäude mit radioaktiv belasteten 
Baustoffen errichtet wurden. 
Aus Bulgarien liegen bereits detaillierte Un­
tersuchungen über die Auswirkungen des 
Uranbergbaus vor, wie ein Delegierter der 
Umweltbewegung ECOGLASNOST berich­
tete. So liegen in den Schlämmen einer Ura­
nerzaufbereitungsanlage bet Boukhovo die 
Belastungen an Radium-226 mit bis zu 
10.700 Becquerel pro Kilogramm 350mal 
höher als normal. Die am stärksten belaste­
ten Schlämme wurden zwischenzeitlich ge­
sperrt. 
ln Südwesten Englands gibt es zwar einige 
Uranlagerstätten, abgebaut wird hier je· 
doch nicht Die britische Organisation MI­
NEWATCH hat ein weltweites Netzwerk zwi­
schen Gruppen aufgebaut, die sich mit 
Bergbau jeder . Art beschäfttgen. Der 
Schwerpunkt liegt bei den Aktivitäten der in­
ternationalen Bergbaukonzerne in der 
.Dritten Welt• oder auf dem Land von Urein­
wohnern. Im Rahmen dieser Arbeit greift MI­
NEWATCH auch den Uranbergbau in Aus· 
tralien, Namibia und Kanada auf. 
ln kleinerem Maßstab findet Uranabbau 
auch noch in Spanien und Portugal statt 
Aus diesen Ländern konnten aber keine 
Vertreter nach Zwickau kommen. Ebenso­
wenig aus der UdSSR, die nach dem Nieder­
gang der SDAG Wismut größter Uranprodu­
zent in Europa ist 

ZusammenarbeH soll ausgebaut 
werden 
Am Beispiel der vor den Toren Zwickaus ge· 
legenen Schlammabsetzanlage Oberrot­
henbach mit einem Inhalt von 50 Millionen 

Was der SPIEGEL in der Hausmitteilung sei­
ner Ausgabe vom 19. August reißerisch als 
.neue Fakten über Uranobyl" ankündigte, 
das erwies sich weiter hinten im Heft unter 
der Überschrift .Gelbe Kuchen aus Sach­
sen" bestenfalls als lauwarmer Kaffee: Ein 
müder Aufguß von längst bekannten Fakten 
über den Uranbergbau in der ehemaligen 
DDR und seine Auswirkungen. Alles, was 
das Magazin exclusiv recherchiert haben 
wollte, war zuvor schon mehrfach woanders 
veröffentlicht - unter anderem auch in der 
atom. 
Anders das jetzt veröffentlichte Buch des 
atom-Mitarbeiters und taz-Korresponden­
ten Reimar Paul: .Das Wismut Erbe• bietet 
auch für regelmäßige atom-Leser, Öko-Ak­
tivistinnen und DDR-Spezis eine Menge 
neue und spannend aufbereitete Informa­
tionen über das Treiben des geheimnisum­
witterten Uran-Konzerns in Ostdeutsch­
land. Wer, zum Beispiel, wußte schon, daß 
der sowjetische Geheimdienst bereits wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges mit dem Aus· 
spähen des erzgebirgischen Uran-Reviers 
begann? Wem waren die brutalen Metho· 
den bekannt, mit denen nach Kriegsende 
von der Roten Armee gedungene Werber in 
alle Winkel der damaligen SBZ aus­
schwärmten, um Menschen für den Uran­
bergbau der Wismut zwangszuverpfllch­
ten? Wem die Arbeitsbedingungen in den 
unterirdischen Uranstollen insbesondere 
der ersten, ,.wilden" Wismut-Jahre? 

Uranabbau 

Tonnen giftiger und radioaktiver Schlämme 
stellten die Teilnehmer/innen derTagungel· 
nen Forderungskatalog für die Sanierung 
der in Mitteleuropa vorhandenen Altlasten 
des Uranbergbaus auf. Ein Schwerpunkt ist 
die Forderung nach Beteiligung der Öffent· 
Iiehkelt Alle gewonnenen Daten müssen 
Gemeinden und Bürgergruppen zur Verfü· 
gung gestellt werden, damit diese sich 
selbst ein Bild machen können. Sie müssen 
Geld erhalten, um Wissenschaftlerlinnen 
ihres Vertrauens mit einer Analyse der Da· 
ten zu beauftragen. Als Sofortmaßnahme 
wird das Auffangen, Sammeln und die Be· 
handJung der belasteten Sickerwässer ver· 
langt, die in großen Mengen entweichen. Zu· 
dem sollen noch vor Beginn der Sanierung 
Grenzwerte und Standards festgelegt wer· 
den. 

Zum Abschluß der Tagung trafen die ver· 
sammelten Gruppen Vereinbarungen für ei· 
ne Fortsetzung und Intensivierung der Zu­
sammenarbeit in Europa. Ein Tagungsband, 
zunächst in. deutscher Sprache, wird Vorbe­
reitetin der von allen Teilnehmer/inne/n ge· 
trageneo Abschlußerklärung (siehe neben· 
stehende Dokumentation) werden die wich· 
tigsten Forderungen bezüglich der anste­
henden Sanierungsvorhaben in Europa zu· 
sammengefaßt Die Bürgerinitiativen wei· 
sen aber auch darauf hin, daß die Reduzie· 
rung des Uranbergbaus in Europa nicht da­
zu führen darf, daß der Abbau nach Obersee 
ve.r~agert wird. 

Peter Diehi/Reimar Paul 

Kontakt: 
BI gegen Uranabbau im Südschwarzwald 
Peter Diehl 
Schulstraße 13 
7881 Herrischried 

Der Autor bemüht sich um Antworten. Erbe· 
fragte schriftlich und mündlich ehemalige 
Kumpel, trieb verJoren geglaubte Dokumen­
te der sowjetischen Militärverwaltung und 
Papiere von in den Westen geflüchteten 
sowjetischen Offizieren auf und recher· 
chierte auch bei der Wismut-Zentrale in 
Chemnitz. Insbesondere die immer wieder 
in den Text eingestreuten oder ganz Im 
Wortlaut veröffentlichten Interviews bele­
ben das Buch, machen es .authentisch". 
Daß dabei manche der aufgeworfenen Fra· 
gen offen bleiben und einige der überliefer­
ten Wismut-Geschichten einer hlstori· 
sehen Oberprüfung möglicherweise nicht 
ganz standhalten, tut dem keinen Abbruch. 
Und der Band bietet noch mehr als gut les­
bar aufbereitete und mit zahlreichen Au· 
genzeugenberichten illustrierte Zeltge­
schichte - Reimar Paul mischt sich auch in 
die aktuelle politische Diskussion über das 
Wismut-Erbe ein. Er hinterfragt die von den 
Wismut-Managern und der Bundesregie­
rung · vorgelegten Sanierungskonzepte, 
stellt Überlegungen an, was wohl mit dem 
immer noch zu Tage geförderten Uran pas· 
siert und kommt schließlich zu dem Schluß, 
daß sich so schrecklich viel bei der Wismut 
nach der Wende gar nicht gewendet hat 
.Das Wismut-Erbe" ist das erste Buch eines 
Außenstehenelen über den Uranbergbau in 
der ehemaligen DDR. Und es Ist ein gelun­
genes ~uch. z. 

39 



Pfingstcamp 

Pfingstcamp 
1991 

Unter dem Thema:"Atommaf/a goes East. Gegen den. Atomstaat in Ost und West." 
fand vom 17.05.•20.05.1991 ein Pflngstcamp der Anti-AKW-Bewegung in der Ex·DDR 
statt. Auf dem Camp in Velsdorf (45 km bis Stendal, 30 km von Magdeburg und 
Morsleben) waren ca. 80 Leute u.a. aus den Städten Köln, Marburg, Gießen, Hanno­
ver, Magdeburg, Jena, Wernlngerode, Mannhelm, MOnster,Dortmund, ••• 

Die zentralen Anliegen des Camps waren: 
• eine bundesweite Inhaltliche Dlskusalon 
über die Expansionsbestrebungen der 
Atommafia zu führen, 
-Widerstandsmö_gllchkeltenauazutauschen 
• gemeinsame Offentllchkeltsarbelt und 
Aktionen durchzuführen 
• das Kennenlernen und Kontaktknüpfen 
zwischen Menschen aus Ost und West, 
die gegen diesen Atomstaat sind. 

Da wir mit unterschiedlichen Erwartungen zu 
diesem Camp gefahren sind, den oben ge­
nanntenAnliegen unterschiedliche Bedeutung 
zumaßen, wareine Auswertung nicht einfach. 
Einegroße Schwierigkeitlag in der Trennung 
zwischen der Wirkung des Camps auf unser 
GefOhl zu- und miteinander und der Wirkung 
nach außen. Nachdem wir jedoch in diese 
zwei Punkte unterteilt hatten, kamen wir zu 
einem gemeinsamen Fazit. 
Es sollen einige Punkte, die uns in der 
Nachbereitung wichtig waren, durchgegan­
gen werden: 

Vorbereitung/Mobilisierung 

Die Vorbereitung begann mit einem gut be­
suchten Treffen, auf dem Arbeiten und Ver­
antwortungen aufgeteilt wurden. 
Dieanschließende Mobilisierung erfolgte Ober 
direkte Einladungen an c.a. 70 Gruppen und 
Personen. Sie war jedoch nicht breit genug, 
da die AAA, Atom zu spät kamen, um die 
AnkOndigungenzuveröffentlichen;dieAnzeigen 
in der Taz kamen relativ spät. 
Die Folgewaru.a.,daßgeradeausdem Westen 
hauptsächlich Insiderundbekannte Gesichter 
dabei waren. Die meisten kamen aus 
Städtegruppen undausdem Raum Helmstedt, 
Morsleben, Magdeburg. Bedauerlich war das 
FehlenderOststandorte(Stendal, Greifswald), 
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da wir eine Aktion in der Umgebung geplant 
hatten, dies jedoch nur in Absprache mit den 
bestehenden aktiven Gruppen durchführen 
wollten. Zum anderen dachten wir, daß sich 
diese Personen durchdas Thema .Atommafia 
Goes East• stark angesprochen fOhlen und 
wir gerne Informationen Ober die momentane 
Tätigkeitund Oberdiejenige vorder Annexion 
bekommen hätten. 
VielleichtdrOcktsichaberauch hierder Zustand 
der Anti-AKW-Bewegung aus. Warum war 
dies Camp für Leute aus Standort Bl's so 
uninteressant? Wird ihm keine Wichtigkeit 
beigemessen, da allgemein Oberregionale 
Strukturen nicht als nötig erachtet werden? 
Es waren z.B. jeweils nur eine Person aus 

GorlebenundWOrgassenanwesend. Wo waren 
Leute vom ArbeitskreisSchacht Konrad, Biblis, 
............................... ? 
Lobend zu erwähnen ist die Organisation vor 
Ort, die gut geklappt hat 

Kennenlernen 

Gegenseitiges Kennenlernen fand haup_t­
sächlich in den AG's statt, im Plenum, tn 
Gesprächen am Feuer, beim gemeinsamen 
Handeln, wenigerwie auch vorgesehen durch 
Filme, Vorträge mit anschließender Diskus­
sion. 
Aufgrund von sehr unterschiedlichen politi­
schen Erfahrungen gab es sehrverschiedene 
Interessen (Neuorientierung, Fortführen von 
Widerstandsperspektiven), das machte die 
Diskussion schwierig. 

AG's 

Allgemein s.ind die AG's nicht so verantwort­
lich und so zahlreich vorbereitet worden, wie 
das nach dem Vorbereitungstreffen erwartet 

wurde. Bei uns entstand der Eindruck, daß 
einige Gruppen mehr improvisiert wurden. 
FOr die Zukunft wäre mehr Venintwortlich­
keit und ein Reader wünschenswert, so daß 
auch eine individuelle Vorbereitung möglich 
ist. 

zu den einzelnen AG's: 

Atommafia goes East 
ln dieser AG dominierte der Vortrag sehr 
stark.Oie Beschreibung der in der Ex-DDR 
vorhandenen Industrieanlagen im atomaren 
Bereich und die z. T. katastrophalen Aus­
wirkungenauf Arbeiterinnen, Bevölkerung und 
Umweltnahmendabei breiten Raum ein. Ebenso 
der Umgang der BRD-Atommafia mit den 
vorhandenen Oberrestendieser Industrie, sowie 
das Vorgehen bei der Aneignung des 
Strommarktes. 
C.a.1/3derleutederAGkamenausderEX­
DDR. Sehr belebend fOr die Diskussion in der 
AG wirkte sich eine ausfahrliehe Vor­
stellungsrunde aus, in derauch jeweils etwas 
zur eigenen Biographie und Motivation gesagt 
wurde. Darauf aufbauend konnte wenigstens 
punktue.ll gezieltnach Anti-AKW-Politikin der 
DDR vor der Wende gefragt werden. 
Die Diskussion zu Widerstandsperspektiven 
blieb in der erneuten Benennung der politi­
schen Schwierigkeiten in der Ex-DDR stek­
ken. 

Atomgesetz 
Die AG litt zweifelsohne etwas unter dem 
stark unterschiedlichen Informationsstand der 
Teilnehmerlnnen. 
So wollten einige Ober Widerstands­
möglichkeiten gegen das neue Atomg~setz 
reden, während andere inhaltliche Klärung 
erwarteten. 
Im weiteren Verlauf der AG kam es dann zu 
einer Kontroverse Ober die Bedeutung des 
neuen Atomgesetzes fOr die Pläne der 
Atommafia einerseits und die Bedeutung von 
Widerstand gegen Atomanlagen auf juristi· 
schem Weg andererseits. 



Während die einen meinten, daß das neue 
Atomgesetz doch nurfestschreiben wird, was 
ohnehin längst praktiziert wird und keinen 
Handlungsbedarf sahen, argumentierten die 
anderen, daß man etwas gegen das neue 
Gesetz unternehmen müßte, weil sonst die 
Atommafia endgültig (rechtlich) unbehindert 
tun kann, was sie will. 
Aus Zeitgründen wurde die spannende aber 
sprunghafte Diskussion abgebrochen. Eswurde 
beschlossen, daßein "allgemein verständliches 
Papier• zu Informationen Ober die Atom­
gesetzänderung verfasst werden soll. 
Inzwischen steht fest, daß es am 14.9. in 
Kasseteine Konferenz geben wird, auf der 
Ober unser Vorgehen gegen das Atomgesetz 
geredet werden soll. Zur Konferenz soll es 
einen Reader geben ( s. aaa vom Juni 91 ), der 
hoffentlich Lichtaufdieses ziemlich komplexe 
Thema wirft. 

Endlagerung 
Im Vortrag wurdeder Brennstoff'kreislauf' von 
Grundauf erklärt, wodurch es zu einem Monolog 
kam und keine Diskussion stattfand. Erstzum 
Endeder Arbeitsgruppe, welche sehrgemischt 
von Ossis und Wessis war, kam es zu einer 
kontroversen Diskussion um Widerstands­
formen und zu solchen Fragen wie: .Wie er, 
reiche ich am besten die Leute?•. 

Perspektive 
Diese AG entstand spontan im Plenum aus 
dem Bedürfnis heraus,anhandvom 'Dortmunder 
Papier' Ober Fragen zu diskutieren wie: Was 
sinddie Standpunkteder Anti-AKW-Bewegung? 
Was gibt es für Perspektiven? 
ln dieser AG kamen die unterschiedlichen 
Erwartungen sehr deutlich zum Ausdruck, oft 
habenwirnicht dieselbe Sprache gesprochen, 
die Diskussion war schwierig. Zur Sprache 
kamen Themen wie: Parteien, Gewaltfrage, 
Öffentlichkeitsarbeit, Widerstandsformen. 

Aktion/Öffentlichkeitsarbeit! 
Kultur 

ObereinevomCampausgehendeAktionwurde 
lange kontrovers diskutiert. Sie fand dann 
nicht wie geplant an ein.em Standort statt, so 
daß stattdessen in Magdeburg am Verlade­
bahnhof zum Endlager Morsleben eine 
Verschönerungsaktion durchgeführt wurde. 
Auch die Auswertung c;ter Aktion - Fehler und 
Positives- nahm breiten Raum ein und führte 
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Die lokale Presse zeigte Interesse am 
Pfingstcamp, Oberregional warallerdingstotale 
Pleite. 
Ein Offentlichkeitsflugi war vorbereitet wor­
den. Vom Camp wurde es nicht geleistet, es 
zu verteilen. 
Kulturgab'inicht,daniemandetwasorganisiert 
hatte- schade I 

Pfingstcamp-Nachbereitung: 
Fazit 

Was hatesnunalsogebracht,das Pfingstcamp? 
Hat sich der ganze Aufwand gelohnt? 

ln einem der Vorbereitungspapiere haben wir 
die kühne Hoffnung geäu ßert:"Die Anti-AKW­
Bewegung muß wiederzum politischen Faktor 
werden!" Das Camp sollte dazu einen, wenn 
auch kleinen Beitrag le.isten. Das ist uns 
zweifellos nicht gelungen, und es wäre a!Jch 
vermessen, zu erwarten, eine schon zu lange 
im Dreck steckende Karre so einfach wieder 
anschieben zu können. Außerdem hatten wir 
dam.alsnochziemlichvollmundigformuliert:"Wir 
werden uns der Atom mafiaaufihrem Mar11ch 
gen Osten entgegenstellen!" Das haben wir 
zweifellos getan- nur:außer uns hat's wohl 
kaumjemandgemerktiAuchhieranwirddeutlich, 
wie weit wir im Moment davon entfernt sind, 
wieder zu einem ernstzunehmenden Faktor 
in der Öffentlichkeit zu werden. Wir haben es 
mitdem Campnichtgeschafft, unsOberregional 
Gehör zu verschaffen. Derpolitische Ausdruck 
nach außen war fast gleich null, abgesehen 
von zwei regionalen Zeitungsberichten und 
einigen verteilten Flugblättern undbesprühten 
Wänden. Das Camp hat keine Ergebnisse 
nach außen getragen, die in Zukunft umge­
setzt werden könnten. Soviel also zur politi­
schen Außenwirkung. 

Und doch hat das Camp was gebracht, für 
uns und hoffentlich auch für die anderen 
Teilnehmerlnnen. Trotz aller Unterschied­
lichkeiten, trotu. T. verschiedener'Sprachen' 
gerade zwischen Ost und West, haben wir 3 
Tagezusemmengelebt,sindvomKeMenlemen 
Oberdie inhaltliche Auseinandersetzung zum 
gemeinsamen Handeln gekommen .. So sind 
hoffentlich einige Campteilnehmerionen mit 
PowerzurOckindieStädteund·Oörfergefahren. 

Was bleibtistalsoein positiver Ausdruck nach 
innen! Diese positive Innenwirkung steht al­
lerdings in krassem Gegensatz zur allgemein 
desolatenZustandderAnti-AKW-Bewegung. 
Das Campwarein Wiederbelebungsversuch, 
weitere Schritte müssen folgen. Sei es auf 
der Herbstkonferenz, beim nächsten Camp, 
etc. Dabei sollten wir uns der Auseinander­
setzung miteinanderund überuns selbststellen 
und uns u.a. folgende Fragen stellen: 

Gibt es die Anti-AKW-Bewegung Oberhaupt 
noch? 

WiekönnenwirmitdenMenschenundGruppen, 
die sich Oberhaupt noch dazuzählen wieder 
zu gemeinsamem Austausch t~nd gemeinsa­
mem Handeln kommen? 

Ja, und irgendwann wieder zum politischen 
Faktor werden? 

-und, na klar: die Stillegung aller Atoman­
lagen weltweit! 

BlgAM 

Pflngatcamp 

DER TASCHENKALENDER 
FÜR LINKE OPTIMISTiN· 
NEN, HOFFNUNGSLOSE 

UNVER-MARXISTINNEN, 
BESSERLICHE FRIEDENS· 
KÄMPFERINNEN, ILLU· 
SIONÄRE ÖKOLOGiNNEN, 
PRIVATISIERENDE 68ERi­
NNEN UND AUFRECHTE 
AUTONOMiNNEN UND AN· 
DERE GEGEN DEN STROM 
SCHWIMMERiNNEN. 

MIT VIELEN GUTEN TEXT­
BEITRÄGEN, NATÜRLICH 
MIT KALENDARIUM, JAH· 
RES- UND MONATSÜBER· 
SICHTEN UND WAS SONST 
ZU EINEM KALENDER 
NOCH GEHÖRT. 
HERAUSGEGEBEN VON 
DER GÖTTINGER REDAK­
TION DER ATOM. 
256 SEITEN DM 9,50 

ERHÄLTLICH IM BESSE· 
RENBUCHHANDELUND IM 
VERLAG DIE WERKSTATT, 
LOTZESTR. 24A, 
3400 GÖTTINGEN 
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Vorbereitungstreffen 
Dieses Konzept läßt sicherlich noch viele Fragen offen. Wir 
verstehen es als Diskussionsgrundlagefür ein offenes bundesweites 
Vorbereitungstreffen 
am Sonntag, dem 06.10.1991 ab 12.00 Uhr in Marburg Im 
KFZ, Schulstraße 6. 

Mit diesen Gedanken wollen wir natürlich .l.!.m.W: Interesse an 
der Konferenz dokumentieren, der endgültige Rahmen und die 
Inhalteder Konferenz sollen auf dem Vorbereitungstreffen festgelegt 
werden. 
Wir wollen ca. einen Monat vor der Konferenz einen Reader 
verschicken, für den wir schon heftig um Beiträge ersuchen. 

BlgAM (Bürgerlnneninltlatlve gegen Atomanlagen Marburg) 
c/o. Kulturladen KFZ, Schulstraße 6, 3550 Marburg 

42 

Im November 1990 fand in Bremen die letzte Herbstkonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung statt mitca. 150 Teilnehmerinnen aus 
dem gesamten Bundesgebiet. 

Auf dieser Konferenz wurde, wie üblich, eine thematische 
Schwerpunktsatzung (Morsleben, DDR-AKWs) fürdas folgende 
Halbjahrkonzipiertinder Auftaktveranstaltung am Freitag Abend 
wurde zwardie Kriseder Anti-AKW Bewegung in verschiedenen 
Statements thematisiert, es folgte jedoch Nichts aus diesem 
Austausch. An denfolgenden Konferenztagen wurde der übliche 
inhaltliche Ablauf mit 'zigAGs und Standortberi.chten abgehalten 
ohne auf die Einschätzungen des Freitag Abendbezug zu nehmen. 

Die Monate nach der Konferenz haben gezeigt, daß 
Entscheidungsfindungen dieser Konferenz keine große 
Verbindlichkeit mehr zugesprochen wurden und bundesweite 
Konferenzen mehrund mehr zu unverbindlichen Austauschpalavern 
verkommen·. 



.· 
Unseres Erachteris liegen die Gemeinsamkeiten und .Strukturen 
der Bewegung am .Boden. s,it 1988 gab es keine größeren 
gemeinsamenbt.!ndesweitenAktionengegendasAtomprogramm 
mehr. Nur an einzelnen wenigen 'Standorten wird noch 

. übergreifender Protest und Widerstand koordiniert und von 
breiteren kreisen geinei.nsam durchgeführt. 

Das heißtjedoch nicht etwa, die Bewegung ist breitergeworden 
und nun in vieleng.esellschaftlichenGruppenverankert, sondern 
man muß wohl eher sagen,'daß sich .die• Bewegung aufgelöst 
hat, in anderen Ber._ichen aufgegangen ist oder aber nur noch 
vereinzelteAit-AktiviStlnnendieFahneunddenNamenhochhalten, 
ohne vor Ort jeweils eine relevante ~litische Kraft zu sein. 

Das spiegelt sich auch schon sei~ längerem darin wieder, daß 
zuunserenThemeninderÖffentlichkeitnurnochvonVerbänden 
(Greenpeace, Robin WQ9d, B!.JND)u.ndParteien Stellungnahmen 
erscheinen und weitergehende Positionen daP&i verlorengehen. 

DieserdesolateZustand istaberbeileibe kein spezielles Problem 
der Anti-AKW-Bewegung. · 

ln allen Bereichen ist die systemoppositionelle linke in diesem 
Land in e!ner Krise, zerfallen und perspektivlos. 

-Außerparlamentarische Bewegungen (Anti-Krieg, Häuserkampf; 
SoliBewegung Dritte Welt, Anti-Gentechnologie ... ) sind 
bedeutungslos und ohne politische ~chlagkraft. 
·Linke Verbände (KB, DKP, Grüne) lösen sich auf oder finden 
Gefallen an Reformen und Macht.,c;stchen. 

Diese Entwicklung geht einher und wird beeinflußt auch durch 
den Zusammenbruch der nominalso~ialistischen Systeme im 

Herbstkonferenz 

Osten und dem allerorts. zur Schau getragenen .Endsieg des 
Kapitalismus•. 

lnverschiedenstenGruppierungenund'Zusammenhängenbrechen 
nun langsam Diskussionen herauf, wie linke Politik neu mit' 
lnhaltengefülltwerdenkann, welcheOrganisationsformen geeignet 
sind, wo Ansatzpunkte gegeben sind und welche Vtopien wir 
entgegensetzen können. 

Eskommtdahernichtv~nurigefähr,daßwireinlnteressedaran 
haben,einesolcheBestimmungauchinderAnti-AKW-Bewegung 
zu führen. Die Konferenz in Marburg soll also nach unseren 
Vorstellungen,keinesein,dieanFrühjahrs-oderHerbstkonferenzen 
mit 'zig AGs anknüpft. Sie kann andererseits auch nicht in der 
Tradition der alten BUK Os gesehen werden, da diese sicherlich 
eine andere Dimension aufwiesen. · 

· Wir stellen uns eine Konferenz vor, auf der wir unsere Situation 
als Anti-AKW-Bewegung analysieren. Wir wollen versuchen, 
hinterdieGründe zu kommen, warum dieseeinststarke Bewegung 

. kaum noch wahrnehmbar ist. Unserer Meinung nach ist es 
höchste Zeit, dies gemeinsam in Angriff zu nehmen, denn nur 
aus einer . Bewertung können auch wieder 
gemeinsame Perspektiven und Handlungsmöglichkeiten 
erwachsen. . 
Wir halten es für sinnlos, eine Konferenz unter zwei, drei 
ThemenschwerpunktenwieEndlagen,~ng, Transporteodersonstwas 
mitden üblichen AG~sdurchzuführen und dabeivöllig zu igno,rieren, 
c;taß immerweniger Leute da sind, die bereit sind, konkr~t etwas 
zutun. · 

E'inen Ablauf können wir uns in etwa so vorstellen: 
00 . 

Freitagabend: 19. Uhr Auftaktplenum 

Vorstellung der anwesenden Gruppen, ihrer Arbeit und ihres 
politischen Selbstverständnisses. · 
Ziel ist es, überdiesen Punkt zu einer Bewertung der Arbeit der 
letzten Jahre zu kommeri und· darüber eine Einschätzung der 
aktuellen Situation unserer Bewegu·ng zu etlangen. 

•. . . - ~ 

00 
Samstag: 9. Uhr .. 
FortsetzungderDiskussion vom Vorabendvorwiegend in kleinen 
Gruppen (anstelle der üblichen ÄG's), um möglichst Viele zu 
Wortkommen zu lassen und man~hea nochgenauerdiskutieren 
zu können. 
Zum einen sollte es möglich sein, in solchen AG's kontroverse 
Punktevom Freitagweiter zu diskutieren, zum anderen könnten 
wiruns vorstellen, folgendePunktein einzel~enAG'szudiskutieren: 

• Einpunktbewegung als Politikansatz 
Nach wie vor sinnvoll.oder gescheitert? 

-DieKrisederAnti-AKW-BewegungalsAusdruckeinerallgemein~n 
Krise linker Politik? 

• Ist das Modell AG Schacht Konrad ein Ausdruck der Krise 
oder ein 

· Ausweg aus dieser? 

- Die Polit-Profis von Grünen, Greenpeace, Robin Wood ... 
llaben 
.unser"Therilabesetzt. Wo sind unsere lnhaltedabeigebliepen? . 

-Brauchen wirstriktere, verbindlichereOrganisationsstrukturen? 

Danach sollte wieder ein Plenum stattfinden, auf dem die 
.Ergebnisse• der einzelnen AG's diskutiert werden können. 

Abendsdann: Rotzfreche Asphalt Kulturaus Wuppertal, Musik, 
Tanz, Klöns~hnack, Tralala 

00 
Sonntag: 09.00-14. Uhr 

Wieder Plenum mit dem Versuch, durch die vorangegangenen 
Diskussione~ zu Perspektiven für unsere zukünftige Arbeit zu 
kommen. 

Am Wochenende soll natürlich nebenher genügend Zeit und 
Raum sein zum informellen Austausch untereinander und zur 
genaueren Vorstellung der aktuellen Arbeit. Die Darstellung 
derderzeitigen Arbeit könntevor allem auch über Büchertische 
und Wandzeitungen etc. erfolgen. 

43 



Herbatkonferenz 
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BigAM c/o KFZ 
Schulstr. 6 
3550 Marburg 
Tel: Do. 20.00-22.00 
06421/13898 

Wegbeschreib~ng zum Vorbereitungstreffen im KFZ: 

von Norden: 
St·adtautobahn 3, Abfahrt Mitte 
1. Ampel rechts 
2. Kreuzung (Rudolfsplatz) links 
1. Ampel links 
1. Möglichkeit links 
1. Möglichkeit links 
1~ Möglichkeit links 

Wegbeschreibung zur Konferenz in der ESG: 

von Norden: 
Stadtautobahn 3, Abfahrt Nord HBF 

von Süden: 
Stadtautobahn 3, Abfahrt Mitte rechts 
1. Ampel rechts 
3. Ampel links 
1. Ampe 1 1 inks 
1. Möglichkeit links 
1. Möglichkeit links 
1. Möglichkeit links 

an der Ampel geradeaus, unter der Autobahn entlang 
Richtung Ortenberg 
1. Straße links = Rudolf-Bultmann Str. (ESG) 

von Süden: 
Stad·tautobahn 3, Abfahrt Nord HBF 
Richtung HBF, hieran vorbei 
an der Ampel (Autobahnbrücke) links 
Richtung Ortenberg 
1. Straße links = Rudolf-Bultmann Str. (ESG) 

Kostenlose Schlafplätze sind vorhanden! 



Totgesagte 
leben länger 

Der "Hanburger Arbeitskreis gegen 
Atamanlagen .. halsich aJfgeiOst 

Es ist fast wie bei einer normalen Beefdgulg. 
Kaum gibt eine polliache Or;anisation ihre Auf. 
IOsongbekannt,stsigtdaanachdglic:hbelwndete 
lniBresse der jeweigen Umwelt in einem detw­
ligen Maße, daß - zu Lebalten bekundet -wohl 
das Ableben hlnausgezOgert hlölt. 
Was in desem SinnejQngstin Harnburg dem KB 
widerfuhr, davon blieb auch der .Hambwger 
~gegenAIDmanlagen•nichtversc:hont, 

naUlr11c:h in entsprechelld kleinem Umfang, meist 
dem Fret.Wldesknlis. 

DerHamburger Arbeitskreisgeh&tezuden ..gMZ 
A118n•inderAnli-AKW-Bewegung,wenngleichw 
una desem Namen erst in den IetDan Jahren 
lirmier1e. Ein Blick in's Famlllenaltun der Initia­
tive offenbart in Iegendiren Bildern die 
Schwerpunktorte der Arbeit: Brokdorf und 
Wencland. 
ln der letzten Zelt kOmmene sich der Arbeitskreis 
insbesondere um Alomlranapone und entwickel­
te dazu eine politiaehe Praxis von groBer 
Spannweite. AufderBasis von Blockadeaktionen 
atomarer Transporte Im Hamburger Hafen, 
sorgfMiger Recherche und intensiver Öffent­
lichk8itsartlei bemOhte sich der Altleilslu'eil, cie 
deutsche A10mp01itik zu einem Thema der~ 

tischen Auseinandersetzung in Harnburg zu 
machen. Zeltwelseist du auctl gelungen. Quasi 
mit dem Schlußpfiff gab er eine nenn&I'ISW$119 
BroschOre Ober ..AiommOII auf Geisafahrt" her­
aus. 
SchautrnenschucieseBianz, so wildmanches 
Erstaunen Ober cie Aull65ung dasAibeitskrei&e~ 
versllnclic:ta. DeM wer den Erfolg politischer 
Arbeit an dem Umfang von zeitungsmeldungen, 
BOrgerschaftsanfragen undeffekliven Transport­
behinderungen miB,denldiemuBea verwundern, 
daß cie Mtgliederdes Arbeitsmli&el justzu dem 
Zeitpunkt das .Handluch warfen, als unter den 
genannten Aspekten nadl kleinere Emte einge­
fahren werden konnte. 
Doch das allein ist eaeben nicht. Der Arbeitskreis 
selbst hde in der Anti-AKW-BeWegung stets 
davor gewarnt. da.B ~lablierwtg. ~ 
sierung und Expertentum groBe Teile der 
Bewegungspoliti( ersticken WOrden (siehe z.B. 
Artikel in der atom). lnzwisc:hen haben aber 
Stellvtfrtreterlnnen und Oienstleistungsunter­
nehmenwiez.B.cieGRONENoderGreenpeace 
faktisch cie Politik Obemommen - und das eben 
nicht nur in der 6ftentlic:hen Wahrnehmung. 
VIGie von denen, die in den BI' s darGrilnderjahre 
lemten, Menschen fOr Protest und Widerstand 
gegen die Atompolitik zu gewinnen, wrsuchen es 
heute, indem sie in Patt9len, Instituten, Parla­
menten und Verwaltungen als Fachexperten 
Gutachten, Eingaben urld Vordge etarlleiten. 
Sie tun du im Geiste toreine Bewegung, cie es 
fak1is<:h u:h deshalb nichtmehr gibt, weilsie • 
selbst Y8l'lassen haben. 
So bleibt, einmal von weit oben betrachtet. viel 
Interesse.,. Anli-SKW-Politik Obrig, aber kein 
demokratiec:hea Engagement Auch vondaherist 
zu verstehen, warum im konkreten die Aktionen 

BI Hamburg 

Hamburger Atomgegnerlnnef\ gegen Atomtrans­
por19 in der interessierten linken Ofrentlic:hkeit 
zwar viel Beifal urld Anerkennung fanden, aber 
kaum jemanden zum ~ motivierten. 
Nat0r1ich tu.ldas Gtorlde: die Tagesordnung wird 
anders als MiQaiEnde dar siebziger Jahre nicht 
mehr von der Energiefrage beherrscht, der 
Atomstaat hat cie Legitimationskrise nach 
Tlc:hemobyl abfedern kOnnen. 
Ein ~seflekt an laufende AKW's ist 
ebensowenig zu leugnen wie genereU die 
lntegrationlmlft des Modell Deui8Chland. Ab« 
die ErldArungen dOrfen keine Entschuldigungen 
fOr ciejenigen sein, die sich heutelarmoyant und 
immer interessiert raushalten. Publikumsbesch­
impfung ist immer mal wieder notwendg -urld tut 
gut Eine andere traditionsreiche Hamburgw BI 
1itelte deshalb vor Jahren in einem Flugblatl:"'ie 
Deutschen sind doof". Da ist was dran. 
Oie Mitglieder das Hamburger A.lbeitlkreises 
haben im V9l'g8ng8n8tl Jahr lange dilkutiett, wie 
sie damit wngehen sollen, daß sie mangels 6f­
fentlicher Resonanz selbst den Weg in's 
Exper1&ntum gehen. Sie haben sich fOr die Auf­
lösung ihrerlnitiatiwentschieden. Das allerdings 
istkeine Aufl6sung in ein Nichts. Oie Situationder 
Unken in der Bundesrepublik ist im Moment ZWtll 

zu verzwi<*t. als daß hier jemand einfach einen 
plausiblen Weg aus der Krise weisen kann. Aber 
auf ciesem Weg wird es wichtige Diakussionen 
und nicht minder wichtige Ak1ionen geben, an 
danensic:hderehemaligeHamburgerAibeitskreis 
beteiligt Urld wenn es dann ämmt, daß Totge­
sagte lAnger leben, kann es mitunter lohnend 
sein, toreine Zeit von der gewohnten eildillehe 
zu \18f'Schwinden. 

Hamburger Arbeitsktels gegen Atomanlagen 
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Jedes Abo stärkt Geheim 

Geheim ist nicht geheim, aber unbequem. Wir erscheinen un­
regelmäßig, aber mindestens zweimal im Jahr. Wir bekom­
men kein Geld von Geheimdiensten oder Großkonzernen; wir 
bauen deshalb auf die Unterstützung unserer Leser Innen. 
Geheim schreibt' da weiter, wo andere aufhören. Deshalb be­
richteten wir unter anderem über: 

Geheim veröffentlichte Dossiers von Verfassungs"schutz" und 
CIA sowie regelmäßig die Namen unter Tarnung arbeitender 
CIA-Agenten. 
Ein Abonnement von Geheim gilt für sechs Ausgaben. 



Spltllttna •H MHte der 80er JahN (d ..... 
Jlhlhunderta) erleben wir 11ntn atlndlgen 
Nildergang der linken, radlkllen Oppal· 
tlonabewegungtn. ln den letzten bllclln 
Jah...n vollzog alch dleaer N...._.ng Im­
mer l'lllnter • bla hin zu tiefer Depreaalon 
und Rellgnatlon der Noch-lletelllgtln. Ala 
wir MHte Juli ciiHe •atom•-Auagab.e plan· 
ten, glaubten wir tatdchllch,lm Talder 0. 
PI'IHiontn angelangt zu aeln, und aomlt 
den Anatleg wieder vor Augen. Doch die Qe. 
achlchte belehrte una aUch dllamal elnea 
........,.: Im Sonne-Wonne-Monet Auguat 
bHorgten die Pullehiaten ln der SowJet· 
unlon und die dirauf folgende Entwicklung 
unaerar Payche einen welteran Knacka. 
Nlch dem Ende der KPciSU, die aleherlieh 
fOr die Hllftl der MtnachheH fOr Jahrzehnte 
der grßtl Hoffnungstriger fOr eine g~Nch­
tiNWeH war, Yll'lllfJgtn heute wohl nur 
noch unverbtaaerllche Illusionisten einen 
SllberatNH am Horizont zu .. hnen. - Wir 
phöNn dazu, und haHen diahalb an un ... 
Nm Schwerpunkt •Linke•ln d .... r Ausgabt 
der •atom- feat. 

Als uns vor einem Jahr ein Freund fragte 
"Was Ist denn noch links, wie definiert sich 
das!" hielten wir dies eher fOr eine rhetorl· 
sehe Frage. Heute stellt sich uns diese Fra· 
ge ganz anders - nlmllch existenziell. 
Mit dem Zusammenfall des "real existieren· 
den Sozialismus" und dem gleichzeitigen 
Anheben des Vorhangs von seinen Alltags­
realltAten Ist offenkundig geworden, daß 
die Hinterlassenschaften der Erben Lenlns 
und Marx's nichts mit unseren Vorstellun· 
genlinker Politik gemein haben. Totalitaris­
mus, Vetternwirtschaft, Zensur und Unter· 
drOckung, Wirtschafts- und Umweltkata· 
strophen, Unlformltlt und Armut stehen in 
krassem Gegensatz zu unserem Bild eines 
neuen Menschen und einer gerechten Weit. 
Wir mossen uns mit der Einsloht vertraut 
machen, daß nicht nur der Imperialismus el· 
ne Bestie wie den nationalsozialistischen 
Faschismus geboren hat, sondern daß 
ebenso der Kommunismus der Ideale Nlhr· 
boden fOr totalltlre faschistische Regime 
Ist. 
Die Gesellschaften der "real existierenden 
sozialistischen Ulnder" sind sicherlich nie 
eine erstrebenswerte Alternative gewesen 
fOr die Anti·AKW·Bewegung, fOr die Autono­
men, fOr die Anarchistinnen und lnternatlo­
nallstlnnen. Trotzdem waren sie die reale 
Alternative zum kapitalistischen, lmperlall· 
stlschen Staat. 
VIele Linke sagen heute, der Imperialismus 
habe Ober den Kommunismus gesiegt. Dies 
versperrt die Sicht auf die tatsichliehen 
Dinge. - Nicht der Imperialismus hat ge­
siegt, sondern der Kommunismus hat verlo­
ren, hat versagt! Und -es war kein kommu· 
nlstlsches Experiment, was da in den letz· 
ten 70 Jahren versagt hat, sondern es war 
DER Kommunismus pur. Dieser Erkenntnis 
muß sich die Linke heute stellen, wenn sie 
tatSichlieh eine Zukunft haben will. 
Und noch etwas: angenommen, wir lebten 
nicht in den westlichen Metropolen, son· 
dem in den "ntalsozlallstlschen". Wir wlren 
doch die ersten, die dort mit auf den Barrl· 
kaden stehen worden und jedes Quentehen 
neu gewonnener Freiheit gegen Panzer, 

OMON, alten Apparat und 70jlhrlger Ge­
schichte verteidigen worden. 
NatorUch Ist die kapitalistische Variante 
auch keine Alternative mit Perspektive for 
die Weltgemelnschaft. Die Erkenntnisse, 
die wir uns ln den letzten Jahren Ober diese 
Bestie erarbeitet haben und mit denen wir 
tagtAglieh konfrontiert sind, haben natOr· 
lieh nichts an Ihrem Gehalt verloren. NatOr· 
lieh schafft Imperialistische Politik keinen 
Frieden und keine gleichberechtigte VOiker· 
gemelnschaft, natorllch schafft die kapitali­
stische Produktionswelse keine gleichen 

sozialen Bedingungen fOr die Menschen 
und natOrllch Ist der Kapitalismus auch kein 
Genosse der Natur und der Okologle. Und 
selbstverstlndllch gibt es auch ln a!len ka· 
pltallstlschen Demokratien Unterdrockung, 
Zensur, Sexismus, Faschismus und Rassis­
mus. 
Aber allein das Wissen um diese Realltlten 
notzt uns wenig, solange uns die Utopie 
fehlt! Oder geneuer gesagt: uns fehlt nicht 
die Utopie, sondern die Utopie mit einem re­
alen Hintergrund. 
Die letzten 5, 6 Jahre gleichen fOr die deut· 
sehe Linke einem rapiden SChrumpfungs­
prozeß. Von der ehemals organisierten Anti· 
Kriegsbewegung Ist noch weniger Obrlg ge­
blieben als von der Anti-AKW·Bewegung, 
die mltlerwelle schon fast ein Sektendasein 
fristet. Von der parlamentarischen Option 
der Linken, den GRÜNEN, Ist eine Partel der 
Mltgestaltung, nicht mehr der Opposition, 
geworden. Die jahrelangen GrabenkAmpfe 
hat die Linke hier eindeutig verloren. 
Und zwar schon vor dem weltgeschichtll· 
chen Show-Down der letzten zwei Jahre. 

Unke am Ende? 

Dieser letzte Geschlchtsabschnltt, der so 
rasant vonstatten ging, daß wir Ihm nicht 
einmal gedanklich folgen konnten, brachte 
nur zu Ende, was vorher schon zusammen­
gefallen war. 
Die Debatten um die Wiedervereinigung der 
belden Deutschlands, die soviel grundSitzt I· 
ches ans Tageslicht brachten, hltten nur 
von einer Intakten Linken durchgestanden 
werden konnen. Damals bestand die Linke 
aber schon nicht mehr aus dlskusslonsflhl· 
gen Organisationen, sondern nur noch aus 
vereinzelten kleinen Groppchen und Einzel­
personen (die zudem einen enorm schweren 
Sack gescheiterter personneher politischer 
Geschichte mit sich herumtrugen). 
Der linke Versuch, ln dieser Situation noch 
etwas zu retten, den Zusammenhalt Inner­
halb der "Radikalen Linken" zu suchen, darf 
heute als gescheitert angesehen werden. 
Nach dem Wirbel um die deutsche Wieder­
vereinigung, an dem die Linke noch Immer 
verdaute, platzte wie ein Erdbeben die Golf· 
krlse und die Installation einer Neuen Wel· 
tordnung mittels Imperialistischem Krieg. 
Die Diskussionen um den Golfkrieg haben 
der Linken den letzten Rest gegeben. Letzte 
klare Positionen gegen Imperialistische 
Kriege kippten hinten Ober. Die neuen Welt· 
bOrger (Citoyens nenen sie sich) mit Ihrer 
belllzlstlschen Anschauung hielten Einzug 
in die politische Landschaft. 
Übriggeblieben Ist ein kleines Hlufleln Ein· 
geschworener Minntein und Weiblein, die 
Immer noch, aber recht verunsichert, an die 
Gerechtigkeit der Welt glauben wollen. Aber 
schon lange nicht mehr wissen, wie sie die­
ses eigentlich bewerkstelligen sollen. 
Konfrontiert sind sie ersteinmal mit einem 
gewaltigen SChrumpfungsprozeß Ihres MI· 
Ileus. Nicht nur die sozialen Bewegungen,. 
die Anti-AKW-Bewegung und die Autono­
men haben sich klammhelmlieh dezimiert, 
auch die ehemaligen VorkAmpfer der Welt· 
revolutlon, die ln Partelform zusammenge­
schlossenen Linken tauchen ab. 
Uns bekannt geworden sind ln den letzten 
Monaten neben dem Ableben der KPdSU 
das gleiche SChicksal for den Kommunisti­
schen Bund (KB), for die Marxistische Grup­
pe (MG) und fOr die Demokratischen Sozlall· 
sten (OS). Vom KB werden wir in dieser Aus­
gabe berichten. Ein lhnllches SChicksal 
scheint der "Radikalen Linken" besohleden 
zu sein, obwohl dort noch nicht alles verlo­
ren Ist. 
Aber es gibt auch Lichtblicke. Neue Samrn­
lungen um die radikalen Reste des KB ln 
Form der "Gruppe K" bzw. um die Radlkalo­
kologlnnen um Jutta Dltfurth Im neuen Ge­
wand "Ökologische Linke" wollen dem 
Geist der Zelt trotzen. Mehr oder weniger 
ausfahrlieh berichten wir davon ln dieser 
Ausgabe. 
Dem schließt sich eine llngere Kritik am Er· 
schelnungsblld der Autonomen Bewegung 
an, wird aber sofort selber zum Objekt radl· 
kaler Kritik aus Frauenbewegter Sicht. 
Wir wollen mit diesem Block eine neue Ära 
Innerhalb der "atom" einleiten. Die Entwlck· 
lung der "Linken", ob sie nun weiblich, 
mlnnllch oder Sichlieh Ist, soll zu einem fe­
sten Bestandtell unserer Arbeit werden. FOr 
konstruktive BeltrAge fOr zukOnftlge Ausga­
ben sind wir schon jetzt dankbar. 
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~20 Jahre KB: 
Das war's 

Der Kommunistische Bund (KB) wurde En­
de 1971 gegründet Zu seiner besten Zeit 
hatte er fast 2000 Mitglieder, an seinem En­
de nur noch gut 350. Der KB hat sich Freun­
de und Feinde durch sein organisiertes Wir­
ken in der linken Gewerkschaftsbewegung 
der BRO, sein aktives Eingreifen in die Anti­
AKW·Bewegung,seine mitinitiierende Rolle 
in linken Wahlbündnissen Ende der Siebzi­
ger Jahre gemacht Zuletzt wirkte er im we­
sentlichen über mehr oder weniger lange 
und gute Analysen politischer Entwicklun­
gen in seiner Zeitung "Arbeiterkampf" (ak), 
jenes manchmal schwerzulesende Vierzig­
seitenmonatsblatt.lm Unterschied zu ande­
ren K- bzw. ML-Gruppen der siebziger Jahre 
zeichnete sich der KB durch ein größeres 
Maß an politischer Flexibilität geringeres 
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Sektierertum und weniger Dogmatismus 
sowie ein manchmal relativ erfolgreiches 
Aufspüren politischer lnterv,entionsmög­
lichkeiten aus. Georg Fülberth hat den KB in 
einem Nachruf dafür zu recht mit dem schil­
lernden Additiv "das linke Trüffelschwein" 
versehen. 
Als sich im April 1991 der KB aufgelöst hat, 
ist dies nur von einem geringen Teil der ge­
ringer gewordenen Linken registriert wor­
den. Der Niedergang eines der letzten jener 
Fossile, die sich am Ausgang der APO als 
K-Gruppen bzw. K-Parteien gegründet ha­
ben, wurde nur als ein weiterer Beleg des 
Untergangs linker Politikreste der siebziger 
Jahre registriert Lohnt es sich daher noch 
über das KB-Ende zu schreiben? Es lohnt 
unter drei Gesichtspunkten: 

1. Jenseits des Vereinsstreits und der damit 
unvermeidlich verbundenen Verbandsque­
relen die KB-Auflösung als Symptom für 
den Niedergang linksradikaler Politik in die­
sem Land zu betrachten. 
2. Die Inhalte, die den KB an die Grenze sei­
ner Belastbarkeit gebracht haben, darauf­
hin abzuklopfen, wieweit sie für linke, eman­
zipatorische, kommunistische Politik ins­
gesamt relevant sind. 
3. Die Struktur und Form der Austragung lin­
ker Politik und des unvermeidlichen Streits 
um sie zu hinterfragen, weil eine Rekon­
struktion linker, kommunistischer Politik die 
Frage der Form, innerhalb derer sie sich zu 
organisieren versteht ohne ihrem eigenen 
Anspruch z-uwiderzulaufen, auf die Tages­
ordnung setzen wird. Also jene Frage, die 
am Ende der antiautoritären APO von gro­
ßen Teilen der Linken als Organisationsfra­
ge sehr schnell in Anlehnung an das demo­
kratisch-zentralistische Parteimodell aus 
der Revolutionszeit der Bolschewiki und der 
Weimarer KPO autoritär, und als Reflex dar­
auf zehn Jahre später von einem Teil der Ex­
K-Grüppler als vermeintlich basisdemokra­
tisch innerhalb derGrünen parteiförmig be­
antwortet wurde. 

Der Reihe nach also, 
zum ersten: 
Der Niedergang fast jeder relevanten linken 
Opposition hierzulande führte zu einem ho­
hen Maß an Anpassung und Akzeptanz der 
besJehenden Verhältnisse. Offenkundig ist 
die Wirkung 68er Revolte als eine, die die 
Ausprägung der gesellschaftlichen Nach­
kriegsverhältnisse in der repressiven und 
antikommunistischen Adenauer-Ära aufzu­
brechen verstand, endgültig ausgelaufen. 
Oie 68er haben nicht nur ihre Kraft er­
schöpft, sie sind mittlerweile zum Teil des 
Problems geworden. Ihren parteiförmigen 

Ausdruck hat dies in der Partei Oie Grünen 
gefunden. Linke Politik in unserer Gesell­
schaft ist heute ohne jede Massenrelevanz 
und real isoliert. Daran kranken nicht nur die 
Altli11ken der sogenannten "Neuen Linken", 
daran kranken alle sozialistischen wie auch 
autonomen Ansätze gleichermaßen. Oie 
Existenz eines gesellschaftlichen Potenti­
als, das in nichtrevolutionärer, wohl aber Re­
formen und Veränderungen wünschender 
Weise Politik machte, bot linksradikalen 
und revolutionären Ansätzen Handlungs­
und Resonanzrahmen. Mittlerweile hat der 
Fisch sein Wasser verloren. Warum hat sich 
das so entwickelt? Waren-wir möglicherwei­
se nur subjektiv revolutionär, objektiv aber 
Katalysatoren für die gesellschaftliche Mo­
dernisierung der imperialistischen Groß­
macht Deutschland, eine Rolle, die führen­
de Grüne mittlerweile auch subjektiv für 
sich reklamieren? Und wo sind heute die 
Subjekte, die das ändern könnten und wol­
len? 
Außenpolitisch hat der Zusammenbruch 
der Staaten des RGW und ihres realen So­
zialismus, schließlich der Zerfall der Sowje­
tunion, nicht nur das Scheitern dieses Mo­
dells zur Folge, sondern läßt derzeit jede re­
volutionäre Gesellschaftsveränderung un­
möglich erscheinen. So wie sich in der Re­
trospektive ein am Kapitalismus angelehn­
tes Produktivkraftmodell mit bürokratisch­
zentralistischer Führung, das despotische 



innergesellschaftliche Verhältnisse gerade­
zu bedingte, gegenüber seinem Konkurren­
ten Kapitalismus als unhaltbar erwies und 
rapide zerfällt, wenn es nur gestoßen wird, 
so ist daraus ein Kapitalismus gestärkt her­
vorgegangen, der nichts von seinen de­
struktiven Wirkungen verloren hat Fast alle 
nationalen Befreiungskämpfe in der Qritten 
Welt haben sich als aussichtslos erwiesen 
und neue Abhängigkelten schließlich der 
Geschichte aller westlichen, sich heute zivi­
lisiert nennenden Industrienationen äh­
nelnde, teils barbarische Herrschaftsstruk­
turen hervorgebracht 
Was also war diese über siebzigjährige Ge­
schichte realen Sozialismus und nationaler 
Befreiungskämpfe? Waren wir möglicher­
weise nur Zuschauer der beschleunigten 
kapitalistischen Entwicklung industriell 
rückständiger Staaten und der Herausbil­
dung von gering entwickelten Nationen in 
der nachkolonialen Ära? 
Solchen Fragen hätte der KB sich stellen 
müssen. Aber seine Krise wurde zunächst 
nur als Krise der Politik wahrgenommen. 
Das "Trüffelschwein" fand keine Trüffel 
mehr, sondern nur noch Stinkmorcheln. Da­
mit aber war seine Fähigkeit zur Verände­
rung auf die Probe gestellt 

Damit zum zweiten: 
Traditionell agierte der KB massenorientiert 
und bündnispolitisch. D.h. er suchte als klei­
ne K-Gruppe nach Wegen, radikale Inhalte 
vermittelt an größere Teile von Menschen 
heranzutragen und sie dazu zu bewegeh, 
sich damit auseinanderzusetzen Dem lag 
die realistische Erkenntnis zugrunde, daß in 
der Regel gesellschaftliche Veränderungs­
prozesse nicht revolutionär vonstatten ge­
hen. So nutzte der KB Anfang der siebziger 
Jahre in der Gewerkschaftsbewegung, seit 
Ende der siebziger in den Bürger-, Umwelt­
und Anti-AKW-Bewegungen und in deren~­
stehenden grünen Partei, in den achtziger 
Jahren innerhalb der Friedensbewegung 
die Arbeit als linker Flügel, seine politischen 
Anliegen zu verstärken. Zu diesem Zweck 
wurden Bündnisse mit nichtrevolutionären 
Linken, radikalen Demokraten und syste­
moppositionellen Gruppen und Menschen 
eingegangen. Eine solche Politik des Kom­
promisses konnte solange relativ erfolg­
reich sein, wie es relevante politische Bewe­
gungen für Gesellschaftsveränderung gab, 
die sich auch mit kommunistischer Politik 
beschäftigen wollten, bzw. Einzelanliegen 
übernahmen. Sie mußte mit dem Nieder­
gang solcher Bewegungen zwangsläufig in 
die Krise geraten. Sie mußte dort scheitern, 
am krassesten in den Grünen deutlich ge­
worden, wo die dort versammelten Men­
schen nichts Linkes mehr wollten. Damit ge­
riet aber auch die Massenorientierung in 
die Krise. 
Ende der achtziger Jahre brach sie an ver­
schiedenen inhaltlichen Fronten auf: größe­
re Teile des KB stellten einen Massenbegriff 
infrage, der vom einfachen Modell hie Bour­
geoisie, dort unterdrückte Massen ausging. 
Insofern stand die Dimitroff'sche Faschis­
musanalyse, daß der Faschismus von der 
Bourgeoisie gegen das unterdrückte Volk 
durchgesetzt werden mußte, zur Dispositi­
on. Vielmehr stießen wir bei unserer Fehler­
suche kommunistischer Politik 
Couleur-angestoßen durch die int ..... ~.ivAra 

Beschäftigung über die Ursachen von Ras­
sismus und Antisemitismus- auf Tabus, daß 
die Einteilung Unterdrückte gut, Unterdrük­
ker schlecht nicht stimmen konnte, da es 
Profiteure des jeweiligen Unterdrückersy­
stems auch auf Seiten derjenigen gab, die 
nach streng ökonomischen Kategorien Un­
terdrückte waren. Diese Erkenntnis ist nun 
wahrlich nicht originell, verweist aber auf ei­
ne Verkürzung kommunistischen und links­
radikalen Oenkens, die neben theoreti­
schen Verirrungen ihre Wurzel in einem 
überwiegend ökonomistisch angelegten 
Modell von Befreiung hat Wem das zu ab­
strakt ist: der Widerspruch eskalierte zum 
Streit, als eine Minderheit im KB dem 
Wunsch einer großen Mehrzahl deutscher 
Menschen nach Wiedervereinigung nicht 
entsprechen wollte. Auch wenn die Leute 
sie wollten, fanden wir ihre politisct~en Fol­
gen abzulehnen, während die KB-Mehrheit 
sich mit ihr als Tatsache zu arrangieren 
wünschte, gegen deren Folgen der Kampf 
aufzunehmen sei. Der Inhaltliche Streit 
rankte sich um den linken Nationenbegriff, 
den deutschen Nationalismus, die Ableh­
nung eines darauf basierenden Begriffs von 
Selbstbestimmungsrecht, das letzlieh völ­
kisch definiert und kapitalistisch motiviert 
ist 
Katalysator des KB-Zerfalls war schließlich 
die POS-Option der KB-Mehrheit. Sie war ei­
ne letzte Reminiszenz an die alte KB-Mas­
sen- und Bündnlspolitik, die von der politi­
schen Entwicklung schon längst überholt 
war: weil die POS für die Zukurzgekomme­
nen in der DDR spreche, weil sie eine Mas­
senpartei sei, der nichts Vergleichbares in 
der BRD entspreche, weil sie sich soziali­
stisch nenne, deshalb müsse der KB jetzt 
auf sie einsteigen. Im Stile linken entrismus 
in die Grünen Ende der siebziger Jahre und 
im Vertrauen auf die Zugwirkung Gregor 
Gysis wurde versucht, die müden KB-Reste 
auf POS zu setzen. Der Flop ist bekannt, im 
Ergebnis blieben einige Posten und KB­
Wühlmäuse in Funktionen, Lohn und Brot 
bei der POS. Das KB-Eiend wurde dabei dra­
stisch vor Augen geführt: weil die massen­
hafte und sozialistische Fassade faszinier­
te, war der Inhalt der Intervention zweitran­
gig. Weder gab es eine politische Analyse 
t:les POS-Prozesses und seiner gesell­
schaftlichen Grundlagen Ost wie West, 
noch wurden die Ergebnisse des Ver­
gleichsmodells Grüne berücksichtigt. Die 
Geschichte wiederholte sich als Farce. Die 
agileren KBierlnnen blieben dabei, aber oh­
ne jedes inhaltliche Profil. Die POS hatte kei­
ne sie tragende gesellschaftliche Basis war 
im Westen und im Osten nur als Nachklang 
des Auflösungsprozesses der DDR, die als 
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Gesellschaftsformation von der Geschich­
te überholt und von den Menschen nicht 
mehr gewollt war. Was soll in einer solchen 
Situation die Massenorientierung von Kom­
munisten? Wo bleibt die Alternative zum of­
fenen und schleichenden Abschied Linker 
vom marxistischen Antikapitalismus? Sie 
wäre unter solchen Bedingungen nicht in 
der Politik, sondern wesentlich in der Wie­
dergewinnung antikapitalistischer Kritik 
der bestehenden Verhältnisse, nicht in der 
realpolitischen Anpassung an den Sieges­
zug der Marktwirtschaft, den die POS ver­
sucht, sondern in der rücksichtslosen Analy­
se ihrer Funktionsweise und Wirkung unter 
veränderten politischen Verhältnissen zu 
suchen. 

Damit zum Dritten: 
Die POS-Option der KB-Mehrheit (wie auch 
anderer Teile der Linken) war eine Panikre­
aktion auf den Zerfall linker Politik. Sie 
drückte das Unverständnis gegenüber den 
neuen Anforderungen an Organisationen 
wie den KB aus, der letzlieh an seiner Unfä­
higkeit zur Veränderung gescheitert ist. Es 
ist daher kein Zufall, daß die Kritikdebatte 
im KB als Strukturdebatte aufbrach. Der au­
toritäre, (un)demokratische Zentralismus 
prägte das erste Jahrzehnt KB. Als er nach 
einem ersten Aufbegehren seiner Mitglie­
der Ende der siebziger Jahre und schwer ge­
beutelt von Abspaltungen zu den Grünen, 
die seine weitere Existenz infragestellten, 
dennoch ein weiteres Jahrzehnt existierte, 
demokratisierte sich der KB nicht Er liberali­
sierte sich nur, indem er Mechanismen ent­
wickelte, Streitfragen auszuklammern, da­
mit aber auch auszugrenzen. Im zweiten 
Jahrzehnt seiner Existenz wurde der demo­
kratische Zentralismus von einer auf seinen 
bezahlten Apparat konzentrierten Füh­
rungsstruktur abgelöst Entscheidungspro­
zesse basierten auf der Funktionsweise die­
ser Struktur untereinander, Einflüsse der or­
ganisierten KB-Basis waren sekundär. Das 
Fatale an dieser Entwicklung war, daß sie 
von einer großen Mitgliedermehrheit gedul­
dig mitgetragen wurde, weil die führenden 
KB-Repräsentanten für Zuverlässigkeit und 
Qualität bürgten. Als es aber in der Füh­
rungsstruktur kriselte, wuchs sich dies im 
nu zur Krise des gesamten KB aus, der es 
nur gewohnt war, sich nach oben zu orientie­
ren. Die große Mehrheit des KB konnte und 
wollte die neuen Anforderungen an linke 
Politik und Theorie sowie ihre Aufarbeitung 
nicht mehr diskutieren - zu einem Zeit­
punkt, als dies am allernötigsten gewesen 
wäre. Nicht die Zahl von Problemen und Wi­
dersprüchen haben unvermeidlich zur Auf­
lösung des KB geführt, sondern sein Unver­
mögen, einen kollektiven Beitrag zu ihrer 
Bearbeitung zu leisten. 
Übriggeblieben ist eine Struktur der alten 
KB-Mehrheit, die sich als Unterstützungsve­
rein für die Zeitung ak begreift, sowie eine 
sich Grupps K nennende Ex-KB-Minder­
heit, die sich entlang inhaltlicher Projekte 
mit anderen Teilen der Linken an kommuni­
stischer Debatte beteiligen will. Beide zu­
sammen haben auf ein Jahr zur Probe ver­
abredet, trotz Streits den ak weiter heraus­
zubringen. 
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Ko f-
Oberprofen. Die aktuelle Bedeutung und 
Funktion des Nationalismus, die Unter­
schiede zwischen Metropolen· und Befrei· 
ungsnatlonallsmus und die Rolle von Ras· 
slsmus und Antisemitismus sind Bestand· 
teil eines for uns ebenso wesentlichen wie 
neuen Untersuchungsfeldes. 

Ge urt? 
Gruppe K 

• ln Bezug auf Deutschland haben wir die 
an~lytlschen Anstrengungen Ober die sozia­
len und politischen Folgen der Wiederverei­
nigung, Insbesondere auch ln Bezug auf 
den neu eskalierenden Rassismus und Neo­
faschismus zu verstärken versucht. (Diese 
Aufllstung erhebt selbstverstandlieh keinen 
Anspruch auf Vollständigkeit.) 

Vor einem Jahr hat sich unsere Gruppe, um 
der linken Anpassung an Großdeutschland 
entgegenzutreten, als MlnderheltsfiOgel Im 
KB (Kommunistischer Bund d.s.ln) gebildet. 
Im April 1991 haben wir die AuflOsung die­
ser Organisation unterstotzt. 

' Wir mossen Im Hln· 
blick auf die Erarbeltung neuer politischer 
und theoretischer Grundlagen fOr revolutio­
näre Politik erkennen, daß derzeit die Sum· 
rne der als offen erkannten Fragen schneller 
zu wachsen scheint, als die Summe unserer 
Antworten. 
Und dennoch wollen wir dem heute so modl· 
sehen Abschied von linker Politik, der Ver· ~ 
elnzelung und dem ROckzug Ins Private 1 

ebenso eine Absage erteilen wie Jenem er· 
starrten Organisations-Konservatismus, an 
dem der KB letztlich zugrundegegangen Ist: 
Wir verstehen uns als einen Zusammen· 
hang Im Übergang. Zur vorrangigen Aufga­
be unserer Gruppe zählen wir Ihre Selb­
staufhebung zugunsten eines organisatori­
schen Neuansatzes fOr kommunistische Po­
litik, den wir aus eigener Kraft weder be­
werkstelligen wollen noch bewerkstelligen 

· können, da die Inhaltliche Erneuerung eine 
Voraussetzung hlerfor Ist. 

,, 
W1r haben uns fOr die AuflOsung des KB ent­
schieden, weil dieser strukturell und Inhalt· 
lieh aus sich heraus nicht mehr bereit und in Unser Anteil an der Bearbeitung derartiger 
der Lage war, einen Beltrag zur Welterent· Fragestelllungen wird aufgrund dessen, 
wlcklung linker Politik und zur notwendigen was wir als kleine Gruppe können und dar-
Entwlcklung einer radikal linken Zusam- stellen, nur bescheiden bleiben. Umso grö-
rnenarbelt mit anderen nlchtreformlstl· ßer Ist unser Interesse an einem Prozeß von 
sehen Strömungen zu leisten. Jene lnneror- Zusammenarbeit und Auseinandersetzung 
ganlsatorlsche Verkrustung geriet ln den mit Ihnlichen Ansätzen verfolgenden Zlr-
Jahren 1989/1990 ln einen Immer schärferen kein. Zwar sehen wir derzeit Im Bereich der 
Widerspruch zu den Innen· und weltpolltl· Analyse und der Theorie- wie Strategleent· 
sehen Veränderungen, durch die uns binnen Wicklung einen Hauptzweck unseres zu-
kOrzester Frist neue Maßstäbe fOr kommu- samrnenhangs, weil uns die Defizite fort-
nlstlsches Denken und Handeln aufgezwun- schrlttllcher Politik ln diesem Bereich als 
gen wurden: besonders eklatant erscheinen. Unser polltl· 
• Der Zusemmenbruch des RGW und der sches Selbstverstlndnls schließt aber el~ 
Ideologische Zustand der Gesellschaften, nen Abschied aus linken Praxisfeldern oder 
die der •Reale Sozialismus• nach 40jlhrlger eine ausschließlich kommentierende Hai· ~ 
Vorherrschaft ln jenen Ländern hinterlassen tung gegenober den unterschiedlichen Aus- ~ 
hat, zwingt zur Neubewertung dieses ersten ~rucksformen antlkapltallstlschenJnd 
realsozialistischen Versuchs und zur Analy- , emanzlpatlven Widerstands aus. 
se seiner Immanenten, systembedingten ' 
wie auch seiner ln der marxistischen Theo- l:!. 

• 

rle und leninistischen Praxis angelegten Un· >q 1 

zulänglichkalten und Fehler. Dies belnhaltet .,. ·· 
mehr als die Absage an den Stalinismus. 

~ • Wir halten es auch in Zukunft fOr notwen­
~ dlg, das Dogma der scheinbar gattungsspe· 

zlflschen Qetermlnlerthelt von Warenpro­
duktion und Konkurrenz mit den kapltallstl· 
sehen Realitäten von Armut und Entfrem-
dung sowie der kommunistischen Utopie el~ 
ner von Marktzwingen befreiten Produk· 
tlonswelse zu konfrontieren. 
Der vermeintliche Endsieg des Kapitalis­
mus und die Marktideologie des Gorbat­
schowlsmus zwingen uns darOber hinaus, 
unseren Antikapitalismus neu zu fundieren 
und die Theorledeflzlte, Insbesondere ln 
den Grundfragen der marxistischen Ökono­
mie, zu Oberwlnden. 
• Die UmbrOche ln den Internationalen Be­
ziehungen erfordern es, die Tragflhlgkelt 
der Lenlnschen Imperialismustheorie wie 
auch die auf eine Befreiungsperspektive der 
Völker der •Dritten Welt• setzende Politik zu 

Den einschneidenden politischen Verlr)de­
rungen muß unseres Erachtens eine lhnll· 
ehe Inhaltliche wie auch organisatorische 
der Kommunistinnen entsprechen. Als 
Gruppe K wollen wir dem Kommunismus 
nicht abschwOren, sondern Ihn besser fun­
dieren. Unser Ziel Ist ein herrschaftsfreie 
Gesellschaft. Unser Weg Ist der einer anti· 
kapitalistischen, nichtreformistischen Lin­
ken. Unser Mittel Ist die Beteiligung an der 
Rekonstruktion organisierter Politik, die die 
Fehler nicht emanzlpatlver Organisierthalt 
vermeldet, die wir ln unserer Vergangenheit 
selbst mitverantwortet haben. Die neue, 
~re Organisation muß erst noch gefun­
den werden. 

Dortmund, den 7. Juli 1991 
Gruppe K 

Kontakt und weitere Infos Ober: 
Gruppe K, c/o Hamburger Satz· und Verlags­
kooperative, Schulterblatt 58, 2000 Ham· 
burg 36, Tel.: 040 • 43 53 20 



adikale Linke: 
Streit um Krieg 

Wir haben dla "Radikale Unke", se.lt sie 
1989 als neues politisches Projekt in der 
Unken auftauchte, in der Redaktion der 
"atom" mit geteilter - teils skeptischer, 
teils sympathisierender -, Aufmarksam­
kelt begleitel Wir berichteten über Ihre 
Gründung, begleiteten die Kampagne "Nie 
wieder Deutschland" und beobachteten 
und kommentierten den großen "Radikale 
Unke"-Kongre8 vom 1.·3.Junl1990 in Köln. 
Seitdem war es stiller geworden, um die 
"Radikale Unke". Die Demo "Der Tod Ist ein 
Meister aus Deutschland" am 3.11. 90 
brachte zwar nochmal11 000 Leute auf die 
Beine, hatte aber bereits nicht mehr die 
Zugkraft ln lnhaHIIcherZuapltzung, wie die 
"Nie wieder Deutschland"·Demo Im Mal, 
dokumentierte ln einem Sammelsurium 
von Aufruf eher eine Inhaltliche zerstreut­
halt, die es allen Recht zu machen versuch­
te; war Insofern mehr eine Demonstration 
des Zustandes der Unken, als eine Orien­
tierung für dieselbe. 

Den ersten Bruch gab's dann an der Orien­
tktrung zur Reichstagswahl. An der Boykott­
Forderung .Keine Stimme für Deutschland" 
stiegen die Radikal-Ökologinnen aus. An­
fang Februar, nach dem Treffen des RL­
Koordinationsrates zum Golfkrieg verließ 
K.-H. Roth die RL.Im Golfkrieg leistete sich 
die .Radikale Linke" mit ihrer Flugschrift 
dann den Luxus, das "letzte Wort• zu haben. 
Während des Krieges selbst war von ihr we­
der etwas zu hören, geschweige denn zu se­
hen. Wohl nicht ohne Grund, denn über die 
Flugschrift zum Kriegsende gab's den Rie­
senkrach: Streit über die Bewertung der 
Rolle Deutschlands, die Position zu Israel, 
Kritik am ,.unreflektierten Anti-Imperialis­
mus•, Vorwürfe linken Antisemitismus'. Ein 
Streit der immer noch nicht ausgetragen ist, 
und der auch kaum noch geführt wurde. 
War dieses ,.letzte Wort" also auch schon 
das letzte Wort der ,.Radikalen Linken"? 

Was noch läuft 
Am 22./23. Juni gab es noch ein Treffen 
über die Zukunft des Projekts. 80 Leute wa­
ren erschienen. Auch die .Rad-Öks" waren 
noch gekommen, wohl aber eher als Beob­
achterlnnen. Nicht mehr gekommen waren 
dagegen die verschiedenen Kritikerinnen 
an der Flugschrift Für sie war die RL bereits 
gestorben. 
Die Zukunft der wRadikaten Linken" lag auf 
dem Juni-Treffen, angesichts des Golfkrieg­
Streits um die Flugschrift, zwischen .,Sein" 
oder .Nicht-Sein". Es gab Stimmen zur .Auf­
liJsung des Zusammenhangs~ und es gab 
die weit verbreitete Stimmung, .,daB wir 
nach dem KongreB zerfallen sind". Die Mehr­
heit sprach sich für ein .,pragmatisches Um­
gehen• aus. Die RL könne auf einem sol­
chen Treffen nicht einfach begraben wer­
den und es sei sinnvoll, einen bundesweiten 

Zusammenhang zu haben, der Diskussio­
nc:m, die regionalllokal stattfänden, zusam­
menführe. Beschlossen wurde, den "Rund­
brief~ als Bindeglied zwischen den Grup­
pen, Menschen und Arbeitszusammenhän­
gen und zur Entwicklung der Diskussion, 
weitererscheinen zu lassen. Aktivitäten 
könnten nur von den lokalen Zusammen­
hängen ausgehen. Vorgestellt und ange­
kündigt wurden zwei Projekte; ein. Projekt 
der Berliner Gruppe, für eine Konferenz ,.Ein 
Jahr GroBdeutsch land: eine Bilanz~ die vom 
22.-24. November in Berlin stattfinden wird 
und ein Projekt.,lmperialfsmus. -Neue Welt­
ordnung~ eines von Thomas Ebermann als 

"HHer Connection"vorgestellten Kreises, zu 
dem neben Rainer Trampart und Heiner 
Möller wohl auch wieder andere gehören 
werden. 
Der Streit um den Golfkrieg wurde nicht ge­
führt, mangels Anwesenheit der Kritikerln­
nen. Der Streit um die Reichstagswahlen 
ebenfalls nicht. Man/frau einigte sich auf die 
Formulierung, die nicht geführte Diskussion 
um die dahinter stehenden strategischen 
Widersprüche hätte .,menschliche Unzu­
länglfchl<eiten"zum Tragen kommen lassen. 
Das ist zwar eine nette Formulierung, klärt 
aber nicht gerade die "strategischen Wider­
sprUche". 

Strateglache Widersprüche -
menschliche Unzulänglichkeiten 
Im Golfkrieg-Streit wie er um die Flugschrift 
entbrannte, haben sondern wichtige Grün­
dungsmitgliederinnen die .,Radikale Linke" 
im Streit verlassen. Die ,.strategischen Wi­
dersprUche" in diesem Streit zu überbrük­
ken wurde letztlich garnicht mehr versucht. 
War wohl auch in diesem Zusammenhang 
.Radikale Linke" nicht mehr möglich. Das 
liegt allerdings wohl nicht nur an den nicht 
mehr zur Diskussion bereiten Kritikerinnen 
der Flugschrift So wie in der ,.RL", im letzten 
.RL-Rundbrief" nachzulesen, die Auseinan­
dersetzung mit den Kritikerinnen geführt 
wird, dominieren hier vielfach immer noch 
die eher einfachen Raster in der Erklärung: 
Da gibt es nur die Kriegsbefürworterinnen 
und die Kriegsgegnerinnen und das reicht 
zum Sortieren. So bleibt dann aber nicht nur 
wesentliches im Streit ausgeblendet, son­
dern geht auch notwendig einiges durchein­
ander. 
( ... ) Aufgeworfen wurde aber im Golfkrieg­
Streit nicht nur die Frage der Kriegsbefür­
wortung oder Kriegsgegnerschaft. Das war 
nur eine Ebene, und gegen Gremlitza muß­
te da in dieser Frage sehr wohl Position be­
zogen werden (wenn auch nicht so, wie es 
zuweilen passiert ist. Gremlitza war nie 
Christdemokrat und bestimmt auch nie 
Waffenhändler, höchste.ns Waffensammler 
für EI Salvador. Auch mit Enzensberger und 
selbst mit Biermann, mit denen er in einen 
Topf geworfen wurde, ist er nicht zu ver-

Unke am Ende? 

Daneben gab es als zweite Ebe­
ne aber auch noch und gerade die Kontro­
verse unter den Kriegsgegnerlnnen, über 
die in der Tat in Frage stehende strategi• 
sehe Konzeption linker Politik. Dieser Streit 
wurde nicht, bzw. nur in Ansätzen, geführt Er 
wird also weitergehen: um die Einschät­
zung der Rolle Deutschlands und um die Po­
sition der deutschen Linken zu Israel. Er 
wird zum Antisemitismus, auch dem linken, 
geführtwerden müssen. Und er wird um den 
Antiimperialismus und die zukünftige Ent­
wicklung des Imperialismus geführt wer­
den; um die Frage, ob es zu einer Verschär­
fung der Innerimperialistischen Konkur­
renz kommen wird, oder ob das Verhältnis 
imperiaJistische Metropolen - Peripherie 
im Vordergrund stehen wird und damit auch 
die bereits im Golfkrieg sichtbar geworde­
ne ideologische Grundmuster vom Kampf 
"Zivilisation versus Despotie" für die Zu­
kunft als Grundmuster imperialistischer 
Herrschaftssicherung und Eroberungspoli­
tik im Vordergrund stehen wird. 

Radikale Unke gescheitert 
Daß diese Diskussion in der "Radikalen Lin­
ken" nicht geführt werden konnte, bedeutet, 
sie ist gescheitert Denn das war ihr An­
spruch, mit dem sie begründet wurde. Das 
Ziel mit dem das Projekt ,.Radikale Linke• 
auf den Weg gebracht wurde war nicht der 
Aufbau neuer organisatiorischer Struktu­
ren, sondern der Aufbau eines Zusammen­
hangs für gemeinsame strategischer De­
batte und Intervention derradikalen Linken, 
um so Ober die gemeinsame inhaltJiche Po­
litlkentwicklung zu einer Rekonstruktion 
der Linken zu kommen. Der jetzt noch be­
stehende Zusammenhang von ,.Radikale 
Linke• leistet das nich\_ kann es auch nicht. 
Das heißt nicht, daß sich diese .. Radikale Lin­
ke• und die Gruppen die sich um sie gefun­
den haben, auflösen sollten.ln der derzeiti­
gen Situation fortschreitenden Zerfalls der 
Linken ist es sicher richtig die entstande­
nen Strukturen und Gruppen aufrechtzuer­
halten. Nur der Anspruch, kann nicht mehr 
der sein, die Debatte der .radikalen Linken 
über die eigenen Strukturen zusammenzu­
führen. Dafür wird es ein neues Projekt ge­
ben müssen, in das sich die ,.Radikale Linke• 
einbringen kann, und hoffentlich wird. Ein 
solches Projekt wird im weiter fortschreiten­
den Zerfall der Linken mehr denn je notwen­
dig. Darauf sollte deshalb jetzt schon hindis­
kutiert werden. 

r. karsten 
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Link~r Frühling 
mit Oko-Linken? 

Im Mai dieses Jahres hat sich ein Teil der 
Linken und Radikal-Ökologen von den Grü­
nen getrennt Die Gruppe um Jutta Ditfurth 
und Manfred Zieran hatte daraufhin für den 
11./12.Mai zu einer 1.Bundeskonferenz der 
ökologischen Linken/Alternative Liste ein­
geladen,zu der an die 350 Teilnehmerinnen 
aus dem gesamten Bundesgebiet kamen. 
Im Gründungsbeschluß heißt es: 
.Wir treten ein in den Gründungsprozeß ei­
ner basisdemokratischen, anti-Hierachi­
schen Organisation Ökologische Linke/Al­
ternative Liste (Ökoli/AL). Es soll eine bun­
desweite Organisation mit autonomen re­
gionalen Strukturen sein. 
Wir verstehen uns als Teil der außerparla­
mentarischen Opposition, parlamentari­
sche Oppositionskandidaturen werden 
nicht ausgeschlossen. Die organisatori­
schen Strukturen, weitere programmati­
schtt Grundlagen und Projekte werden auf 
der Fortsetzung dieser 1.Bundeskonferenz 
im Herbst 1991 J:)eraten und beschlossen. 
Wir verstehen unseren Gründungsbe­
schluß auch als Angebot an alle Menschen 
und Bewegungen mit radikalökologischen, 
ökosoziallstischen, ökoanarchistischen, fe­
ministischen und basisdemokratischen 
Grundanschauungen, die mit uns gemein­
sam einen solchen politischen Weg gehen 
wollen.• 
(bei 3 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen 
angenommen) 
Kurze Zeit später erschien die erste Ausga­
be der .ökolinx~. dem Info-Rundbrief. Dort 
können ausführlicher die Gründe des Aus­
tritts aus den Grünen und die weiteren Per­
spektiven nachgelesen werden. Ein Exem­
plar kostet 2.- DM. Bestellungen nur gegen 
Vorkasse bei der Kontaktadresse am 
Schluß. Vermutlich liegt inzwischen die 
zweite Ausgabe vor mit den Terminen und 
Papieren zu der geplanten Konferenz im 
Herbst 
Wie das Ganze einzuschätzen ist, ist zur Zelt 
nur schwer zu sagen. Auf der einen Seite 
könnte die ÖkoLI für einige AKW-Gruppen 
von besonderem Interesse sein, weil sie 
parteipolitisch unabhäng!g ist und die Mög­
lichkeit besteht, über die Okoli über den ei­
genen, Immer enger werdenden Tellerrand­
Horizont rauszukommen, sich an anderen 
Aktivitäten und Diskussionen mitzubeteili­
gen bzw. die eigenen Aktivitäten dort einzu-· 
bringen. Gerade in der Gründungsphase 
wäre es wichtig, ein entsprechendes Inter-· 
esse auch rüberzubringen, d.h., sich die Ma­
terialien zu bestellen, sich auf d.em Laufen­
den zu halten, zu den Treffen zu fahren usw. 
Insgesamt könnte die Ökoli auch deshalb 
interessant sein, weil sie von ihrem Selbst­
verständnis und ihrer Geschichte her der 
Anti-AKW-Bewegung am ehesten nahe 
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steht. Aber das führt zu sehr in die reine Spe­
kulation. Auf der anderen Seite zeigt das 
ruhmlose Ende der "Radikalen Linken•, wie 
schwierig es ist, heutzutage auch einen 
noch so losen Zirkel lebensfähig zu erha!­
ten. 
Nichtsdestotrotz: Schlechter kann's nicht 
werden, und wenn die ÖkoLi auf die Beine 
kommt, umso besser,denn je schwächerdie 
einzelnen Beweg!Jngen in sich werden, de­

' sto wichtiger sind Initiativen, um der Verein-
zelung entgegenzuwirken und die Zusam­
menarbeit mit anderen zu suchen. 
Alle Interessierten am Projekt ÖkoLi kön­
nen sich kontaktmäßig wenden an: 
ÖkoLi/AL 
c/o Manfred Zieran 
Neuhofstr.42 
6000 Frankfurt 1 
Tei.069/599270 
(Regionale Ansprechedressen sind in der 
ÖkoLinx abgedruckt) 

An alle interessierten Menschen und Bewegungen: 

EINLADUNG ZUM 2. TEIL 
DER 1. BUNDESKONFERENZ DER 

ÖKOLOGISCHEN LINKEN I 
ALTERNATIVE LISTE (ÖKOLI/AL) 

IM HERBST 1991 

Mit. unserem Gründungsbeschluß (siehe Seite 1 haben wir die Gründungs:­
versammlung der Ökologischen Linken/ Alternative Liste (Öko Li/ AL) auf 
ein Dafum im Herbst 1991 vertagt. Dort soll über die organisatorischen 
St~kturen, weitere programmatische Grundlagen und über Projekte (wie 
zum Beispiel denWeltwirtschaftsgipfel1992, die EG 1992 und die Aktionen 
zur 500-Jahr-Feiem der Eroberung Amerikas) beraten und beschlossen wer­
den. 

Wir suchen im Moment einen geeigneten Ort für den 2. Teil der 
Gründungslconferenz und werden Euch die genauen Angaben im Inforundbrief 
Nr.2mitteilen. Voraussichtliches Datum: Oktober 1991. 



Was wäre ein Text aus unseren Zusammen· 
hängen ohne Einschränkungen. Vorneweg 
also 2 Einschränkungen und zum Ausgleich 
ein •Übertreibung«. Bisher verstand sich 
das •wir« ln den Texten Immer auch als ge­
schichtliches •wir«; ein Parabolspiegel fOr 
bestimmte Diskussionen, for einen Tell au· 
tonomer Geschichte. Er ist geradezu ver· 
kehrt entstanden • nicht als Reflexion ge­
tohrter Diskussionen .und formulierter Posi· 
tion, sondern aus dem erdrOckend geworde­
nen Stillschwelgen zu diesem Thema. Die 
zweite Einschränkung betrifft den Geltungs­
bereich des Gesagten. So lnternatlonali· 
stlsch wir uns auch geben, so sehr stoßen 
unsere Überlegungen und Einschätzungen 
an die Mauer, an die Grenzen zur Ex·DDR. 
So entschieden wir auch andernorts gegen 
Mauern anrennen, die Grenze zur DDR war 
Ober Jahrzehnte Oemarkatlons1inle oder 
besser gesagt Endpunkt militanter Neugier­
de und Erfahrungen. Über diese Unwissen· 
helt wollen wir nicht hinwegtäuschen. Es 
gibt kaum eine politische Stromung, die die 
eingesterzte DDR-Mauer mit soviel Zynis­
mus und Ablehnung gegenOber den ,.zo­
nles« Innerlich wieder aufrichtet, wie unsere 
autonome Szene. 

Eine andere, selbstgestellte Vorgabe kön· 
nen wir mehr denn je einhalten. Wir verstan· 
den unsere Texte nie als eine Art politische 
ROckversicherung des. »Angesagten«, des 
Unbestrittenen. Der Reiz des Schreibens be­
stand Immer auch darin, am Anstößigen, 
am Umstrittenen unsere Erfahrungen zu 
messen. Ohne viel zu tun, knOpfen wir daran 
an. 
Es gibt kaum ein Terrain, das so unberOhrt 
von militanten Annäherungen Ist, wie die 
•deutsche Frage«. Beharrlich und verbiOf· 
fend vereint hat die Linke seit Jahren Ihre ei· 
gene, deutsche ldentltAt exterritoriailslert. 
Außer Landes gebracht. Der MIR in Chile, 
die Tupas in Uruquay, die Befreiungsbewe­
gungen ln EI Salvador und Nicaragua waren 
uns Immer näher, als die eigene, deutsche 
Geschichte. Seit fast 20 Jahren betrachten 
wir die deutsche Geschichte mehr vom poll· 
tisch Außenstehenden, als vom Standpunkt 
des Dazugehörenden. Nur wer ganz gemein 
Ist, erkennt uns trotz aller Formen der Exllle­
rung als Deutsche. 

Die Mauer Ist gefallen -
wir mauern weiter 

Mit dem Jahr '89 brachen politische, ökono­
mische und Ideologische Koordinaten zu­
sammen, an denen sich nicht nur herr· 
sehende Politik, sondern auch unser Wider· 
stand orientierte: 

• Mit dem Zusammenbruch der DDR Ist el· 
ne weitere deutsche Kriegsschuld vermeint· 
lieh getilgt. Mit der (Selbst·)Aufiösung des 
SEC-Regimes haben die westdeutschen 
Protagonisten des »Kalten Krieges• nicht 
nur eine nachträgliche Rechtfertigung be­
kommen • der Systemkampf zweler ver· 
meintlieh so verschiedener Gesellschafts· 
ordnungen Ist eindeutig zugunsten des Orl· 
g/na/s(BRD) zuiasten einer FS/schung (DDR) 
entschieden worden. 
• Mit dem Zusammenbruch des Ostblocks 
Ist nicht nur das herrschende Blockdenken 
zusammengebrochen, sondern auch die 
herrschende Militärdoktrin vom Frieden 
durch gegenseitige Abschreckung. Die 
Grenzen der NATO beginnen sich sichtbar 
zu verändern. 
· Mit der Metam()fphose der UdSSR vom 
»Reich des Bösen« zum Hllfssheriff des 
Ideelien Gesamtpolizisten USA Ist die Impe­
riale Aufteilung der Weit in zwei Hemlsphä· 
ren aufgekOndlgt ·eine Neuvertellung, unter 
aktiver Beteiligung Westeuropas, hat-gera· 
de erst begonnen. 
• Ist Mittel· und SOdamerlka for die USA 
Ihr »Hinterhof«, so droht tm Zuge der Neu-

Debatte Autonome 

Und was machen wir, die Unke? 

Die GRÜNEN täuschten wieder einmal kurz 
links an, Indem sie anfangs noch an der 
deutsch-deutschen Grenze halt machten 
(•Zwelstaatllchkelts-Pro-These«), um dann, 
•mlt«befrelt von den deutschen Krlegsfol· 
gen und selbstbefreit vom Rechts-Links· 
Denken, rechts vorbel(·gedacht) bis zum 
Golf durchzubrechen, Im Rahmen einer grO· 
nen NATO-Weltfriedenstruppe (vgl. z.B. Äu· 
ßerungen des gewaltfrelen, gronen Militär· 
Strategen Udo Knapp). 
Ein Teil der •Radikalen Linken• und andere 
Heimat· und vor allem parteilos gewordene 
Linke heilen ihre Wunden aus gronen Zelten 
mit der miesesten Ven~lon pariamentari· 
scher Opposition: Wozu die SPD 100 Jahre, 
die GRÜNEN 10 Jahre brauchten, das 
schafft die POS bereits mit ihrer •Umgron­
dung«. Eine Schrotladung voller schelnde· 
mokratlscher, scheinoppositioneller und 
scheinsozialistischer Phrasen. 
Viele Antifa-Gruppen und ein Teil des KB· 
Spektrums verlegen sich auf eine Neuaufia· 

Anleitung zur 

von Autonome L.U.P.U.S.-Gruppe 

ordnung der einstige Ostblock zum •Hinter· 
hofa Westeuropas zu werden. 
• Haben bisher um die Macht kAmpfende 
oder zur Macht gekommene Befreiungsbe­
wegungen von den hegemonialen lnteres· 
senkolll sionen • materiell und politisch • 
profitiert (z.B. Kuba, Angola, Nicaragua), so 
werden sich auf unabsehbare Zelt diese 
Spiel· und HandlungsrAume nicht mehr er· 
geben. 
• Mit der freiwilligen Hingabe der KPdSU 
zum •Erzfeind der Menschheit«, Ist die 
»freie Welt« dabei, ein einst unoberwlndbar 
erscheinendes Hindernis auf dem Weg zu 
einer Imperialen Weltordnung, zu beseltl· 
gen. Bush hat anlAßlieh des wostenfeld· 
zugs vor der UNO ganz und gar nicht halluzl· 
nlert, als er • ohne Veto • von einer neuen 
»Ära einer Weltfrledensordnung« sprach. 
Damit sind nur wenige Veränderungen und 
Auswirkungen angedeutet. 

ge der Faschismusthesen der 70er Jahre, 
beschwören die •ungebrochene Tradition 
des deutschen Faschismus•, das drohende 
»4.Relch• und rufen zum Kampf gegen des 
•wledererwachte Deutschland• auf. 
Die Genossinnen aus dem anarchistischen 
Spektrum propagieren angesichts der er· 
stengesamtdeutschen Wahlen am 2.12.90 
den •aktiven Wahlboykotta • eine Waffe, die 
stumpf bleibt, wenn sie nicht Ausdruck, 
sondern Ersatz for politische Intervention 
und soziale KAmpfe Ist. 
Die •swlng•, autonomes Rheln/Maln-lnfo 
vom Februar 90, unterlegte das Titelbild el· 
ner von SS.Soldaten abgefOhrten JOdischen 
Familie mit den BalkensAtzen: •Kein 4. 
Reich • Tod dem Faschismus • gegen Wie­
dervereinigung•. 
Die RAF sehrleb noch Mitte der 80er Jahre 
vom •Imperialistischen Projekt des globa· 
Jen Fasehismusa und es bleibt abzuwarten, 
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ob dleeel Oroßdeutachland ein Grund mehr 
Ist, daran featzuhalten. Zumindest ln der 
RAF-Erkltrung zum Anachlag auf die us­
BotiChaft ln Sonn am 13.2.91 wird die n. 
.. '«)nn 4. Reich wledemolb o .. 4.1Wch 
braucht ... (tDr ..,". neu. WelttMchtrolle• 
Anm.d. V.) die ~Ia..". Mllltltmaachlne 
genauto dringend. wie tchon die Nazi• tle 
gebraucht haben. Die ln,.,.,.." tiM deut· 
teilen Kapital• tollen nach 45 Jah,." end­
lich wieder mit fMir ganzen Brutallttt der 
Krteg•maachlnene dllf'ChgNetzt werden 
kOnnen.• (TAZ·Dokumentatlon, 115.2.91) 

Und wie reagieren wir 
ala Autonome? 

Erst mat so, als ob uns daa ganze nichts an­
ginge. Hartnlcklg und geradezu bockig hlel· 
ten wir Ober Monate durch. Erst ln den letz· 
ten Monaten, als eh allea zu sptt war, kann 
mann mit viel MOhe • ohne Anspruch auf 
VollatlndlgM!t . zwei Positionen ln groben 
ZOgen ausmachen: 
Die erste Ist augenscheinliCh recht anaty. 
tlach. Seit Jahren scheren wir uns nicht um 
GrenzverlAufe und Natlonenhlckhack. Un­
ser Selbetwmlndnls und Handeln t. 
stimmt aleh nicht entlang nationaler Gren­
zen, sondern an unserem militanten Interna· 
tlonallamua (-die Grenzen Yerlauf".. nicht 
zwilchen Nationen, aondem zwilchen un­
ten und oben•). Wenn die Mau. zusammen­
bricht, die O.tblockgrenzen eloh auftoaen, 
die Weltkarte neu geschrieben wird, dann 
mag du ein Problem der Herrachenden 
sein. Unsere Bezugepunkte sind die Auf· 
stlnde, die Rlota ... weltweit ... und damit 
b&ata. Die herrachende Realltlt wird du 
verdammt nochmal zur Kenntnis nehmen 
und alch nach uns richten. 
Iet diese erste Antwort Koamopolltlk und 
Kopf pur, Iet die zweite Antwort umso mehr 
Bauch: •Halts Maul Deutschland. Es 
relchtl• (Aufruf zu den Aktionetagen for den 
Wledenuaammenbruch vom 30.9. • 3.10.90 
ln Bar11n) 
Wenn es uns schon nicht mehr gelingt, die 
Ohl'en zuzuhalten, dann sollen die wenlg­
etene Ihr Maul halten ·als hltten wir was zu 
aagen. •Halts Maul Deutschland. Es reicht.• 
ln Bar11n reichte es for eine Demo mit ca. 
15.000 Menschen, ln Frankfurt fOr eine 
Spontandemo von ca. !50-100 Menschen. 
Du reicht vorne und hinten nicht. 
Es hat alch wohl weltgehend herumgespro­
chen. Die tlnke Im allgemeinen und die Au­
tonomen Im besonderen stecken ln einer 
Krtae. Die Erelgnleae 88r'IIO, der MaU«durch­
bruch, die polltiiChe Au~~ehaltung der Tri­
gerinnen der DDR-Oppoaltlon, der als 
Stutevertrag getarnte Kautvertrag Ober die 
Ex·DDR uaw., elnd nicht der eigentliche 
Grund for unaere Krlae. ln Ihnen drockt sich 
vielmehr ln aller Konaequenz unaere radika­
le Abwesenheit aue. Wir waren zu keiner 
lelt ein zu beachtender Stolperstein auf 
dem Weg zur •Wiedervereinigung•. Es Iet 
nicht die Niederlage, die una so ohnmlchtlg 
macht, sondern die Bedeutungaloalgkelt, 
die una mit den deuteeh-deutschen Erelg-
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nlaaen vor Augen gefOhrt wurde. Gab ee ln 
den letzten 20 Jahren zu allen Fragen von 
oben einen Wldemand von unten, der Of. 
fentllch beechtet, reformletlach aufgegrlf· 
fen und repreNiv verfolgt werden mußte, 10 
waren die wenigen Proteete und WiderstAn­
de 88t'90 kaum noch eine Randnotiz wert. 
Damit lind die Relationen und Gewicht• 
Verhlltnlaae offenalchtllch geworden, die ln 
den Klmpfen an Bauzlunen, Mauem und 
Projekten allzuoft untergingen. Am Augen­
achelnllchaten sind mit den Erelgnlaen 
89190 jahrzehntelang, weltgehend unum­
strittene Welt·BIIder und -orctnungen zuaam­
mengebrochen. Was fOr die Reformierten 
(von GRÜNEN bla hin zu den kommunlltl· 
sehen Ex·Partei.SOidaten) als letzter Akt der 
Befreiung gefeiert wird und ln aelbltllutem­
den GeiObnleaen zum .geeinten• Deutach· 
land aelnen HOhepunkt fand, lat fOr viele 
Unke ein Grund mehr, an diesen Welt· und 
OrdnungabUdem featzuhalten. Aus Angst, 
tats&Ghllche Rleae, Brache und Verlnderun­
gen kOnnten allea ln Frage atellen, werden 
allzuoft mit Ideologieeher FOIImaeae t. 
grondete Unsicherheiten und Zweifel glatt· 
gestrichen. Was for die reformierte Unke ln 
Jdeologlach4nthemmte Machtpolitik mon­
det, endet· vorlluflg ·unter unaln Sprachlo­
algkelt oder unalgllchen Flugbllttem. 
ln der Ritualisierung von Antworten, gerade 
wenn es um Fragen nach dem deutschen 

Flachlamua, Nationallemus und Rual• 
mus geht, Iehen wir einen Grund tor UnHAI 
Unflhlgkelt, auf die Erelgnlaae der letzten 
Jahre ZU reegleren. 
Wenn wir auf dleael Deutachland mehr Ant· 
worten suchen als Gegen-Rituale, dann 
moaaen wir doch eln8chrlnkend hlnzufO. 
gen, daß wir der •Macht der Erkenntnlac nur 
eine ganz beecheldene Wirkung zuapre. 
chen. Das •richtige. Bewußtsein Iet heute 
mehr denn Je eine tuBerat unzullngllche 
Waffe. 

Daa •4. Reich•- oder die 
politische Seibatentwaffnung 
militanten Antlfaachlamua 

Ea gibt aelten ein Thema, wo es uns so w. 
nlg auf Unterscheidungen, Differenzierun­
gen und voralchtlgen Annlherungen an­
kommt, wie beim Thema •Deutacher F• 
achlamuac. Je praller wir • vefbal • zuachla· 
gen, desto antlfuc:hlatlacher. Wobei die 
von uns, die Zweifel lu8em, Differenzierun­
gen fordern, Immer mit dem Verdacht zu 



klmpfen haben, es nicht richtig ernst zu 
meinen, der wachsenden Faschismus­
Gefahr nicht Ins Auge zu sehen. 
Es gibt kaum ein Thema. das 80 be8tlm· 
mend Minneraaehe Ist, wie ln antlfaachlstl· 
sehen Zusammenhingen. Das hat weniger 
etwas mit Gewalt-gegen-Gewalt zu tun, als 
vielmehr mit Um- und Herangehenswelsen, 
die Gemeinsamkelten mehr gegenober dem 
Feind aufrichten, als an eigenen, anderen 
Lebensvoratellun(len. 
Es gibt kaum •'" Thema. das 80 voller 
Gegen-Rituale, Inhaltlicher Umkehrungen 
und atandarcilslerter Antworten Ist, wie der 
Anti-Faschismus der letzten 10.15 Jahre 
(•Auslander rauac ·• Nazis rauac; •Rotfront 
verreckec • .SChlagt die Faschisten, wo Ihr 
sie trefft• ; Nazi-Embleme • Antifa-Embleme 
... ) 
Wenn es um Faschismus geht, schrumpfen 
die Unterschiedlichkelten zwischen KB, An­
tlfa, K-Gruppen, Antiimperialistinnen und 
Autonomen auf's Unscheinbare. Offenslcht· 
lieh sind wir uns mehr oder weniger einig: 
Im Kampf gegen die •ungebrochene Tradl· 
tlon des deutschen Faschlsmuac, gegen 
den wachsenden Nationalismus, gegen ver· 
achartte Auslanderinnenfeindlichkeit und 
gegen die zunehmenden Rasslsmen. Die 
Summe all dieser Kontinuttaten mondet Im 
gemeinsamen Aufruf, ein • drohendes • »4. 
Reich• zu verhindern. 

Foto: Maltin Langer 

Es sind dlea • ohne dlea hier weiter auazu· 
fOhren • Im wesentlichen die Faschismus­
Thesen der 70er Jahre. Oder, unter BarOck· 
slchtlgung des Zeltfaktora: Alles, was wir 
schon Immer gesagt, wovor wir schon lange 
gewarnt haben mit Großdeutschland malge­
nommen (wobei Sexismus- und Patrlar· 
chatskrltlk mehr additiv als qualltlv dazuge­
kommen Ist). 
Wenn wir Im folgenden die Faschismus­
Thesen der 70er Jahre kritisieren, dann aus 
zwei Granden: 
1. Wir halten diese heute fOr politisch 
selbstentwaffnend. Anstatt unseren Blick 
und unser Handeln fOr WldersprOche, Ge­
genlluflgkelten und Verandarungen zu 
scharten, ebnen wir sie ein und machen sie 
damit unangreifbar. W.le wenig wir mit die­
sen •Wiederholungen• die Verandarungen 
der letzten Jahre einholen konnte,., beweist 
die Relbungsloalgkeltt mit der deutsch· 
deutsche Geschichte gemacht wird. 
2. Die Faschismus-Thesen der 70er Jahre 
hatten einen gesellschaftlichen Hinter· 
grund, der mit heute nicht mehr zu vergtel· 
chen Ist. Diese Thesen heute fortzuschral· 
ben, heißt zudem, die eben auch erfolgreich 
anti-fasehiatlachen Kampfe der 60er und 
70er Jahre zu leugnen, die Veranderungen, 
die diese Kampfe mit erzwungen haben. 
Die antifaschistischen Thesen der 70er Jah· 
re waren auf eine Gesellschaft gerichtet, die 
mit der .Stunde Null•, 1948, Ihre eigene Ge­
schicht tabuisierte, eine Gesellschaft voller 
leibhaftiger Kont lnultlten, deren Tugenden 
sich ln nichts von denen der 30er Jahre un· 
terschledan, gegen einen Staat, dar Jede 
Opposition, die das •deutaehe Traumac zur 
Sprache bringen und zur Verantwortung 
zwingen wollte, zum Schwelgen brachte 
(KommunlstENhatz der 50er Jahre, Anti· 
Wlederbewaffnunga- und Anti·Atomtod­
Bewagung), einen Staat, der die geaell· 
schaftliehen Zentren mit Wiederaufbau und 
Wirtschaftswunder vollbeachlftlgen und 
•versorgen• und Opposition an den Rand 
der Gesellschaft drOcken konnte. Damals 
mußte zurecht von der ungebrochenen Kon· 
tlnuttat des deutschen Faschismus ausge­
gangen werden, mit der daraus abgeleiteten 
Gefahr einer schleichenden bis offenen Fa· 
schlalerung. Doch Im Gegensatz zu den 
40er und 50er Jahren fand die Opposition ln 
den 70er Jahren fast ln Jedem Winkel der 
Gesellschaft Ihre Übersetzung • ob ln der 
Auseinandersetzung mit den eigenen EI· 
tem, Im Betrieb oder ln der Lehre, an dar Uni 
und ln den Schulen, ln setbatverwalteten Ju· 
gendzentren oder ln vielen Kampfan auf der 
Stra8e. Die 68er/70er Bewegungen erzwan­
gen die Auaelnanderaetzung mit der deut· 
sche.n Vergangenheit, die Konfrontation mit 
anderen Lebensvorstellungen und ·Utopien, 
jenseits des deutschen Untertanengeistes. 
Es alnd diese Verloderungen • auf die wir 
splter genauer eingehen werden · die diese 
Gesellschaft und diesen Staat wesentlich 
mltpragten. 

Diese Verandarungen mo8ten alleine da· 
durch augenscheinlich wertlen, wenn wir ln 
der Ex·DDR die •Stillgelegten• raaalatlschen 
und nationalistlachen Potentlaie erleben, 
die alch nach 40-Jihrlger aoztallatlacher ln­
verwahmahme nun Ihren Weg ln die •Frei· 
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helt• schlagen. Damit Ist noch lange nicht 
gesagt, daß ein •bearbeiteter• Faschismus 
gagenOber einem geleugneten Faschismus 
•beaaer• oder weniger bedrohlich Ist. Ge­
sagt Ist damit vielmehr, daß wir diese Unter· 
schiedlichkalten Oberhaupt erst erkennen 
mossen, um Ihre speziflachen (Aua-)Wirkun­
gen angreifen zu kOnnen. (Daß die letzte 
• Nie wieder O.utschland•·Demo am 3.11.90 
nicht ·wie anfangs geplant ·ln Leipzig, 80n· 
dem ln Berlln-Weat stattfand, Ist eine • zu· 
mlndeat pragmatische • Anerkennung unter· 
schiedlicher Bedingungen). 
Wie wenig die Faschismus-These vom 
»4.Relch• • als Summe aller Kontinuttaten • 
die Verandarungen und Entwicklungen der 
letzten Jahre erkllren kann, 118t sich mit ein 
paar •querllegendan• Belspielen andeuten: 
Die Ideologie •Frau zurock an d." Herd• 
kann nicht die Nutzbarmachuno •weiblicher 
Qualltaten• ln allen gesellschaftlichen Be­
reichen • von der Frau ln Pollzelunlforrn, 
Ober die Managerln zur Frauenbeauftragten 
und erfolgter Quotierungen • erklaren. 
Die Ideologie der •Raasenrelnhelt• erkllrt 
nicht die kosmopolitlache Stuyveaant· 
Kampagne unter dem Motto •come toget· 
her•, das rot.grone Konzept einer multikul­
turellen Gesellschaft. 
Der Oberkochende, fahnentrunkene Natio­
nallsmus gibt keine Antwort auf die nOch­
terne DM·Mentalltat vieler DeutschER. 
Die Ideologie von der • Volksgemeinschaft•, 
von dem einen Volk erkllrt nicht die Yuppl· 
slerung und Streuung (Diversifikation) herr· 
achaftsfOrrnlger •Lebenaatllec. 
Die soldatische, asketlache Haltung du Fa· 
schlsmuli erklart nicht das hedonistische, 
auf (Luat·)Befrledung ausgerichtete Lebena­
gefOhl breiter Mlttelachlohten, die unOber· 
hOrbare, einflußreiche Propaglerung dleaea 
Kir-Royal-Bewußtseins durch seine real· 
politische Avantgarde (dabei spielen • nicht 
ohne Ironie • gerade die Ex.SOidaten kom­
munistischer Kaderachmieden vom RK Ober 
KBW zu Teilen des KB eine fOhrende Rolle). 
Wenn wir Im folgenden die Verlnderungen 
Innerhalb des kapitalistlachen Systems 
nach 1948 zu beschreiben versuchen, dann 
auf dem Hintergrund unserer Elnachltzung, 
daß diese Verlnderungen und eben nicht 
die Kontinuttaten des deutschen Faschis­
mus bestimmend fOr die Stabllltlt dieses 
Nachkriegsdeutschlands sind. 
Diese Einachatzung schileBt die These mit 
ein, da8 sich unsere Schwierigkeiten, mlll· 
tanten Widerstand zu verbreitern, weniger 
aus den Kontlnultltnen, als aua den erfolg. 
ten Verloderungen erkllren lassen. Kom­
men wir zu den Verlnderungen, die wir wel· 
taus schwerer fassen und angreifen kOnnen 
ala die Ideologischen, personellen und Oko­
nomlachen Kontlnultlten: 
• Heute werden Gewerkschaften nicht zer· 
schlagen, sondern durch sie hlnd\.lrch re­
giert. 
• Heute werden soziale und politische Wl· 
dersproohe nicht geleugnet, sondern fOr die 
Dynamik dieses Systems nutzbar gemacht. 
(BOrgERanhOrung als Frohwarnayatem, ao­
zlale Protestformen als kapitalistischer ln­
novatlonaachub ... ) .Oppositionelle Artlkula· 
tlonsmogllchkelten sollen also keineswegs 
eliminiert, vielmehr Ihre Ungebundenheit 
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und Unvorheraehbarkelt blockiert w.rden, 
um ele ln genau bestimmte, rechtlich feet· 
gelegte, Im optimalen Fall Yeffueung• 
rechtlich nonnlerte Foimen und Grenzen zu. 
I'Ockzuholen• (Agnoll) 
• Heute werden eexuelle BedOrfnleae nicht 
tabuleiert (und damit ala eubvefslve Kraft 
potentiell unkontrolllert.), tondem durch 
deren Offentllchmachung em oodlerbar 
und manipulierbar. 

• Heute wird HalTSChaft nicht durch du 
anonyme ZUaammenfOgen von Muten, 
durch Mattenaufmlrache, sondern durch 
deren systematische lndMduallalerung und 
Atomlalerung hergeetellt. 
• Heute wird der Mutenkonsens nicht 
von einem T811'0f' flankiert, der ln Mlner 
Wahllo.lglcelt und WillkOr Jedeln treffen 
kann. Die Qualltat heutiger Repreaalon Ist 
gerade, gezielt Menechen zu verfolgen, die 
alch gegen den Herrachaftekonaene stellen. 
Die staatliche Verfolgung •unbescholtener• 
BOrgerinnen lat heule eher ein Grund zur Of· 
fentllchen Rehabllltlerung, ala eine unau• 
weichliche, gewollte Begleiteracheinung 
staatlicher Gewalt. Hinzu kommt, du die 
Wirkung (abachreckende" staatlicher 0.. 
walt mehr ln der Unautwelchllohkelt etutll· 
eher Verfolgung alt ln deren Offentliehen 
lntzenlerung liegt. 
• Die aozlale ldentltlt vieler Menachen 
wird heute weniger Ober deren nationale zu. 
gehOrlgkelt, alt Obef deren verwertbare Lei­
stung bestimmt. Heute Zlhlt mehr der 
Leistung• ala der Artemachwelt • wu noch 
lange nicht heißt, bel aetber Leistung den· 
881~ Lohn oder gar die gleiche Chance zu 
bekomrneo. 
• Die Vcntellung von einer •faachletl· 
sehen Machtergreifung• durch Partelen au­
Berhalb des herrlehenden PartelengefOgee, 
wie z.B. durch die REP'a, entspricht eher po­
litischen Nachbildungen der 20er Jahre, alt 
der verlnderten Partelenstruktur und • 
funktlon heutiger, stutetragender Volk· 
apartelen. Die Verwandlung von Klaaen- zu 
Volkapartelen befreit dleae von der Wett­
rung bestimmter Klusen- und aozlatgebun­
dener lntereeaen und Wertvoretellungen. 
Waa augenscheinlich ·gerade von SPD und 
GRONEN • alt Aufhebung des Recht·Un~ 
Denkena gefeiert wird, Ist nicht anderes ale 
die Wahlloelgkelt politischer untl kultureller 
Herkunft, Ausdruck for die wachsende Zer· 
stOrung klaaaen- und sozialgebundener Le­
bensbedingungen und Vorstellungen. Dleae 
Wahlloalgkelt achließt Ihre skrupellote Nut· 
zung mit ein, geradezu beliebig rechts oder 
llnka aufzufahren, solange dleae Wahlm• 
nover am Grundkonsens aller Demokraten 
nicht rOtteln. 
• Mit der Integration des Ausnahmezu­
standes ln den Normalzustand (Z.B. durch 
den §1288) verachaffen alch die Herrachen­
den Mlbat du Prlventlv-lnetrumentarlum, 
um ayatamoppoettlonellen Widerstand zu 
beklmpfen, bftor dleeer die Hei'I'SChenden 
vor die Frage offener faachlstlacher Gewal­
tanwendung stellt. Ea gehOrt zu jenen 
•L.tmpi'OZ88ten• dletea Modell Deutsch­
land, die Ausrufung des Notstands dadurch 
OberfiOaalg zu machen, Indem mann Ihn zu 
einem Integralen Beetandtell des Normalzu. 
atandea macht. 
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Ausnahmezustand und Normalzustand, 
Krieg und Frieden, Hunger und WOhlstand, 
Vernichtung und Integration alnd keine von­
einander zu trennenden, alch gegenMitlg 
au88chlle8enden Herrachaftszuatlnde; viel­
mehr stellen dleae ln Ihrem weltweiten Zu­
sammenwirken ein weaentllchM Fund• 
ment fOr die Stabllltlt weeteuroplltcher 
Metropolen dar. Damit Ist auch eine SchwJe. 
rlgkelt angeechnltten, die geachlchtllche 
Trennung von bOrgerllcher und faachlatl­
acher Hemtohaft ao aufrechtzuamatten. 

Um den Au8ganglgaclankln noch einmal 
unter einem lftCiaran lllckwfnul auflugrwl­
ftn: .. ltabllltlt Deutlchlande, der clartn 
............... K--, Iet nicht­
der Kontlnultlt ... dautaatlan , ......... 
erldlrtw, eondam aua l8lnam lohaltam. 
Um ke/nt Mtavw.tlndn/N8 aufkommen zu 
laaaen: dleaea Deutachland hllt all jene 
Okonomlachen, politischen (Grund-)Struktu· 
ren, psychischen und sozialen Zurlchtun­
gen bereit, deren alch auch der deutsche. 
Faachlamua bedient hat. Nichts be8ondera 
deutsche, tondem Baalekonzentrat jeder 
kapitaltatlachen Gaeellachaft: AutorltltthO­
rlgkelt, Natlonaletolz, patrl~alt Struktu· 
ren, Ordnunga(wahn)alnn, Leletungaethoa ... 
Die Frage tat aber, ob alch dleaea Groß. 
deutachland auf abeehbare Zelt .gezwun­
gen. aleht, dleae Potentlaie zur Oberwin­
dung von Krisen Z\1 eskalieren. Entweder ala 

Antwort auf maaaenhaften, ayatemver· 
Indemden Widerstand oder/und ala Ant· 
wort auf die Nlchtkonkurrenzflhlgkelt n• 
tlonaler Kapitale. Um ea kurz zu machen: 
Weder werden wir auf abeehbare Zelt das 
System vor die Alternative stellen, noch 

wird ea du Kapital notlg haben, angealchta 
zunehmender Klmpfe und ln~ Krleen­
haftlgkelt zu kapitulieren bzw. zur fuehlat._ 
tchen (End-)L6eung zu greifen. Vom Gegen­
tell Ist eher autzug8hen: Noch nie hat 81 ln 
der Geschichte Deutachlands ao w.nlg 
Grande gegeben, tuchistlache und natlo­
nallttleohe Potentlaie zur Stabllllfarung von 
Herrachaft zu aktivieren. Ea gab noch nie 10 
~lg breite, organisierte Syat8f1'10pp081-
tlon wie heute, noch nie war deut8ch4Mt ~ 
pltal 10 konkurrenzflhlglmarkterobamd auf 
dem Wettmarkt wie heute (ganz abglllhen 
von der Internationalisierung nationaler Ka· 
pltale) und noch nie stand der Markt .oateu­
ropa• gerade Deutachland ao •zur freien 
VerfOgung•. 
Die Fortachreibung deutacher Gaachlchte 
auf'a »4. Reich• Iet keine Frage untarachled­
llcher Gewichtung oder verschiedener Maß. 
atlbe. •Deutschland denken heißt Au• 
echwltz denkenl• lat die lwlachanOber· 
sehr1ft ein.. FlugblattM zum 3.10.80 aua 
dem •Radikale Unk .. • Spektrum. Mit dlaaer 
Gleichung landet die Geschiehtein derT1ef· 
kOhltruhe: wir frltn~n Geschichte ein, an­
statt aua Ihren Verlnderungen, BrOchen 
heraus unsere Klmpfe (mlt·)Zubestlmmen. 
Mit dleaer Gleichung bringen wir 40 Jahre 
BRo.Getchlchte und -klmpfe zum Sohw.l­
gen. Und du Iet ganz und gar nicht zufllllg: 
auf dleaea Nlehkrlegtdeuttchland haben 
wir weltaus wentger Antworten, ala auf 881· 
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ne faachletlache Vergangenheit. Mit dem 
schnellen Griff zum Brandzeichen •faachl­
etlech« entgehen wir allzuoft der mOheamen 
Anstrengung, unseren Widerstand aua der 
eigenen Geachlchte, aua den Erfahrungen 
anderer KAmpfe zu entwickeln. 



•Deutschland denken heißt Ausachwitz 
denken• steht auch fOr eine •linke Tradl· 
tlon•, die sich eher aus und mit den Opfern 
erkllrt, als aus dem eigenen Widerstand, 
aus den Erfahrungen und Konsequenzen, 
die wir aus frOheren Klmpfen gezogen ha· 
ben (mOßtenl). 
Weil es Ausachwitz gab, heißt, an Deutsch· 
land denken gerade auch an Widerstand 
denken. HOren wir auf, Immer wl~ die Op­
fer fOr uns sprechen zu lassen, Ihnen unsere 
Antworten und Konsequenzen ln den Mund 
zu legen. Damit stellen wir uns nicht auf die 
richtige Seite, sondern ln die Fluchtlinie d• 
rar, die mit Ihren staatstragenden Mahnun­
gen an die Opfer des Faschismus die Tataa· 
ehe zum Schwelgen bringen wollen, daß WJ. 
derstand geleistet wurde, daß Widerstand 
möglich war ... und lstl Beziehen wir uns ln 
unseren Klmpfen heute auf die Frauen Im 
Widerstand, auf die Widerstandsgruppen 
Im 3.Relch • wir brluchten Ihnen nichts ln 
den Mund zu legen ·sie können uns was aa· 
gen. 

Wir sehen noch einen anderen Grund fOr die 
These vom •4. Reich• ·einen Grund, der w• 
nlger unsere Einachatzungen berOhrt, als 
die elementare Frage nach der L.egltlmltlt 
militanten Widerstands. Jeder Widerstand 
muß sich legitimieren. Wenn wir uns gerade 
nicht auf herrachende Gesetze und G• 
schichtelehren berufen, dann muß unsere 
L.egltlmltlt ln den Klmpfen eichtbar wer· 
den, ln der Art, wie wir klmpfen, wie wir un· 
sere Lebensvorstellungen darin zum Aus­
druck bringen. 
Wir sehen ln der Geschichte des autono­
men Anti·Fa.achlamua der letzten Jahre eine 
gefahrliehe politische Tendenz: Anti· 
faschistischer Widerstand Wird allzuoft an 
sich gerechtfertigt. Eine historlache L.egltl· 
mltlt, die sich alleine aus der Tatsache des 
3. Reiches ergibt. Eine L.egltlmltlt, die sich 
aus der acheinbar weltweiten Verurteilung 
des Nazi-Regimes ergibt, und eben nicht 
aus den eigenen Handlungen und Wertset• 
zungen. 
Mit dem Verwels auf faschistlache Konti· 
nultlten •borgen• wir uns dieses hlatorl· 
sehe L.egltlmltlt, anstatt sie selbst zu be­
gronden, eine L.egltlmltlt, die damit mehr 
auf das •schlechte« bOrgerliehe/linke G• 
wissen setzt, als auf die Faazlnatlon und 
Ausstrahlungskraft wldetstlndlachen Le­
bens. 
Antifaschistlacher Widerstand, der sich mo­
ralisch rechtfertigt und nicht aus den elg• 
nen Klmpfen, lAuft Gefahr, daraus einen 
Kampf zweler Ideologien zu machen. Nicht 
mehr unterschiedliche Wirklichkelten be­
stimmen den Kampf, sondern die •richtige« 
Ideologie. 
Der Versuch, den Kampf gegen die Ideolo­
gie des FaSChismus zu fOhren und nicht g• 
gen eine soziale Wirklichkeit, die der Fa· 
achlsmua • gegen •bOrgerllche Feighellen 
und Halbheiten• • zuende denkt, acheiterte 
geschichtlich schon einmal • blutig und tOd· 
lieh. Gegen die fasehiatlache Propaganda, 
gegen SA-Schllgertruppa und ehemalige 
Frontsoldaten klmpfte eine breite Baals 
aus sozialdemokratischen, kommunlatl· 
sehen und linksradikalen Antifaschistinnen 
erbittert und ausdauernd. Doch die 

Schlacht gegen die Nazis wurde nicht nur 
auf der Straße verloren, sondern gerade 
auch •zuhauaec, ln den eigenen Reihen. 
Dort, wo die Helden der Arbeit und der Stra­
ße, die Disziplin und bedingungslose Unter· 
ordnung, patrlarchale Familien· und Partei· 
strukturen nicht angegriffen, sondern g• 

genjede Form der Abweichung und lnfrag• 
stellung verteidigt wurden. 
Indem diese Strukturen Innerhalb des anti· 
faschistlachen Widerstands nicht verlndert 
wurde, war for den Faschismus der Weg 
frei, dleaaelben Strukturen unangefochten 
zu mobilisieren, daß der Faschismus for die­
se Lebenshaltungen und ·Vorstellungen •nl· 
herllegenden• Antworten hatte, war damit 
eine Frage der Zelt. 
FOr das Scheltern des antifaschistischen 
Widerstandesin der WfJimarer Republik war 
die UnOberwlndbarkelt dieser patrlarchalen 
Strukturen weltaus entscheidender, als die 
Niederlagen auf der Straße und bel den 
Wahlen. 
Wls Oberwindbar hingegen Ideologische 
Gegensitze waren (und sind), wenn sie mit 
denselben patrlarchalen Strukturen verbun· 
den sind, beweisen alleine dleln die 100.000 
gehenden kommunistlachen und sozialde­
mokratlachen Wlhlerlnnen, die 1932133 mit 
Ihrer Stimme, der NSDAP den •Wahlsieg• 
ermöglichten. 

Autonomer Antifaschismus -
ein Kampf gegen die 
•Vorboten des 4. Reichs•? 

Wenn wir die letzten knapp 20 Jahre ein we. 
nlg sprung· und lOckenhaft an uns vorbelzie­
hen laaaen, dann llßt sich zumindest eine 
•fallende• Tendenz ausmachen: Eine Aus-
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elnanderaetzung, die auf Ihrem •HOh• 
punkt• fast alle gesellschaftlichen Bereiche 
erfaßte, an der kaum jemand vorbeikam, 
verengt sich mit den Jahren zusehends auf 
eine Auseinandersetzung zwischen Autono­
men und Faschos • nicht mitten ln den Ver· 
hlltnlssen, mehr Im Schatten der VerhAlt· 
nlsae. 
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Es gibt dafor eine Anzahl von Granden, die 
an unslleg.en. Ausnahmswelse mOchten wir 
einen Grund anfahren, der mit uns nichts zu 
tun hat. 
Wenn jemand aus den Auselnandersetzun· 
gen der 60er und Anfang der 70er Jahre •g• 
lernt• hat, dann war es dieser Staat. Konnte 
der Staat ln den 60er/70er Jahren noch mit 
seinem Schwelgen konfrontiert werden, so 
bringen uns heute die Antworten mehr zum 
Schwelgen als ln wilde Rage. Antifaschis­
mus Ist kein Thema mehr, das von au8en 
gegen diesen Staat, gegen seine gesell· 
schaftliehen Machttriger durchgesetzt wer· 
den muß. 
Heute gehört Anti-Faschismus zum Staats­
gut, kein historischer ROck.bllck kommt oh· 
ne das Gedenken an die Opfer des deut· 
sehen Faschismus aus. Mehr noch: Indem 
der Anti-Faschismus staatlich lnstltutlonall· 
alert wurde, konnten auch die •lehren aus 
der deutschen Vergangenheit• Im 
Rechts(staats)slnne gewtrrtet werden. 
Mit der (erzwungenen) Anerkennung der hl· 
storlachen Schuld und Mitverantwortung 
war Oberhaupt erst die Möglichkelt eröffnet, 
die sich daraus ergebenden •lehren• umzu· 
drehen: aus dem Widerspruch, aus der Op­
position zu diesem Nachfolgestaat wurde 
ein Bekenntnis zu diesem Staat. • Das Ver· 
gesHn zu verhindern, Ist ein Mittel, den 
Menschen bewußt zu machen, was sie an 
der Demoieratte zu sch•tzen haben.• (Kohl, 
'FR v. 10.11.88) Damit Ist es den herrschen· 
den Ideologietrigern gelungen, die Auseln· 
anderaetzung mit dem deutschen Faschis­
mus staatlich zu zentrieren. Das hle6 vor al· 
lem, diese nicht ln den Hinden der Verfolg· 
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ten und Oppositionellen zu lassen, sondern 
ln eine l...ehratunde tor Demokraten zu ver­
wandeJn. Heute lassen die Herrschenden 
keinen Gedenktag aus, um als erste Ober 
die Lehren der G.eschlchte zu reden. Da Ist 
kein Platz mehr fOr einen Antifaschismus, 
der dieser Demokratie nicht huldigt, son­
dern der sie gerade deshalb angreift. Es Ist 
nicht mehr das Schwelgen, es sind die Ant­
worten, die dieser Staat auf das »dunkle Ka­
pitel• deutscher Geschichte gefunden hat, 
die die Titerinnen von unten mit den Titern 
von oben veraOhnt, Indem sie zusammen 
der •Opfer des deutschen Faschismus• ge­
denken (diese Art von Geschlchtsaufarbel­
tung wird gerade ln der Ex-DDR nachgeholt: 
•das SEO.Reglme war grausam und Oberall, 
Widerstand war zwec:kloa, und deshalb wur­
den wir alle Opfer des Stalinismus ... •) •Op­
fer haben etwas ROhrendes en sich. Man 
kenn um sie weinen, mit Ihnen leiden, sich 
der E1'8ch0tterung anhelmgeben und sich 
denn wieder der wichtigeren Dinge zuwen­
den. Es Ist schreckliCh, aber wu htltte man 
schon tun ktJnnen? Die Konfrontation mit 
den Juden, die etwas getan haben, Ist weni­
ger bequem. Sie atellt die F/'8ge nach den 
'Arlem', die nichts getan heben ... S/e wirft 
generell den Verdacht auf, de8 man die Ver· 
htlltnlsse, so w/e s/e sind, nicht hinnehmen 
mu8. Daß man sogar gegen einen scheinbar 
hoffnungslos Oberlegenen Gegner ktlmpfen 
kenn.fl(lngrld Strobl, •Sag nie, du gehst den 
letzten Weg•, S.326) 
Die These vom »4.Relch• leugnet nicht nur 
diesen staatlich regulierten Anti· 
Faschismus, sie macht uns auch unflhlg, 
darauf zu reagieren. So •leicht• es ln den 
60er/70er Jahren war, das allgegenwlrtlge 
Schwelgen zu durchbrec:hen, es mit unseren 
Antworten und Konsequenzen konfrontie­
ren, so schwer flllt es uns heute, den Ant· 
worten der Glotz, Hauff's, Groaaer's, Gal· 
llnzkl's usw. etwas entgegenzusetzen. Wir 
Oberlassen Ihnen mehr oder weniger unum­
stritten das Feld. 
Stattdessen tollen wir vom Rand her die 
These vom •4. Reich• auf, Indem wir selbst 
die Auseinandersetzungen mit Neonazis 
und Skinheads Ins Zentrum autonomen An­
tifaschismus stellen. 

Um auch da mOgllche MißverstAndnisse 
auazurlumen: Wenn wir oder andere von 
Skinheads oder Neonazis angegriffen wer­
den, mossen wir ln der Lage sein, uns selbst 
zu verteidigen. Formen militanter Selbstver· 
teldlgung (weiter-) zu entwickeln, Strukturen 
von Gegen-Macht aufzubauen halten wir fOr 
keine spezielle Aufgabe antifaschistlachen 
Widerstandes. Wir wonschten uns, es ware 
viel mehr ein grundaltzllchea Element auto­
nomer (Selbat-)Organlalerung. 
Unsere Kritik zielt auf etwas anderes: Wa· 
rum moasen wir, wie so oft, Neonazis hlnter­
herrennen, warum, diese Auseinanderset­
zungen geradezu suchen? Wenn wir uns an 
viele Antlfa·Aktlonen der letzten Jahre erin­
nern, dann ging es oft darum, zu lrgendwel· 
chen Fascho-Treffen J.w.d. zu mobilisieren, 
Irgendwelche geheim gehaltenen Treffen 
ausfindig zu machen, Irgendwelchen 
Fascho-Treffpunkten hlnterherzujagen. Wir 
bezweifeln, daß wir sie mit der Verhlnde-
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rung Ihrer Parteltage und Kundgebungen 
tatllchllch treffen. Politisch jedenfalls tref­
fen wir sie weltaus weniger, als ln Ihrem 
Stolz:•D/e Autonomen (sind) unHr gr68ter 
Gegner. S/e alnd geltlhrllch, weil sie uns den 
StreBenkampf streitig machen. GewtJhn/1· 
ehe Linke sind felge ... Die Autonomen sind 
ende/'8. S/e starten Aktionen, die wir am 
liebsten selber machen worden.• (Michael 
KOhnen, zlt. nach Red/ Nr. 137, S. 48). 
• Na, wenn sich nicht da manch' einER von 
uns geschmeichelt fOhlt ... Wenn wir ~ 
zweifeln, daß dieser Kampf gegen Skin­
heads und Neonazis die politischen Gefah· 

ren trifft, die von (Groß.)Deutschland ausge­
hen, dann auch aus einem anderen Grund. 
Wir sehen ln der •Verbandung• dieser Aus­
einandersetzungen die Gefahr der Selbst­
marglnallslerung militanten Widerstands. 
Wie sehr wir gerade den Herrschenden Ins 
Bild passen, anstatt Ihnen ln die Quere zu 
kommen, veranschaulicht kaum besser die 
Legende von Rec:hts- und llnkaradlkalls­
mus. Ein Bild, das dieser Staat eo sehr 
braucht, um sich selbst ln der Mitte zu po­
stieren: von links wie rec:hts gleichermaßen 
verhOhnt und gerade deshalb so glaubwor-

dlg und schOtzenswert • mit aller Gewalt, 
versteht sich. Die Legende vom Totalitaris­
mus hat Geschichte. Ea Ist die LOge vom 
wehrlosen, demokratlachen Staat, der ver· 
folgt von seinen Feinden von links und 
rec:hts, kapitulieren mußte. Ea Ist die Legen­
de von der Weimarer Republik, die zwischen 
den Polen links und rec:hts zerrleben wurde, 
und aufgrund mangelnder Wehrheftigkelt 
ein Opfer des Faschismus wurde. 
Mit der Reduzierung militanten Antifaschis­
mus auf einen {Zwei-)Kampf zwischen Auto­
nomen und Neonazis atotzen wir gerade 
diese Legende, anatatt deren Triger anzu· 

Jh. 
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greifen. Wie fOr eine Legende dann auch ein 
Stock Realltlt abflllt, demonstrierte ein Po­
llzelelnaatz ln Frankfurt dieses Jahres, an­
llßllch einer versuchten NPQ.Demo. Zuerst 
prOgelte die Polizei auf die antlfaacttlstl­
sche Gegendemonstration ein, um ein 
Durchbrec:hen ln Richtung NPO.Hiufchen 
(knapp 50 an der ZahO zu verhindern. Als 
sich dann ca. 60 Skinheads und Neonazis 
aus unerwarteter Richtung auf die Gegen­
demonstration zubewegten und bereits Pa· 
nlk auslOsten, versprach die Lautsprec:her­
durchsege eines Wasserwerfer !tSchutz• 



von ungewohnter Seite: •Bitte machen Sie 
die StreBe fDr den Waaurwerler frei. Dieser 
Einsatz gilt nicht Ihnen, sondern den Skin· 
hnda, die gerade Im Anmarsch elnd. Wir er· 
lfldlgen daa.c 

Wir werden ln Zukunft mit einer paradoxen 
Situation konfrontiert sein: Auf (~er einen 
Seite beweisen gerade die Ereignisse um 
Gro8deutechland, wie wenig darin die Neo­
nazis eine politische Bedeutung haben, wie 
wichtig es den Herrachenden Ist, ohne sie 
auszukommen. Auf der anderen Selten wer· 
den wir gerade autgrund dieses Groß. 

Foto: Martln Langer 

deutechlanda mit wachsenden Angriffen 
von Neonazis rechnen mnasen. Die Orlen­
tlerungaloalgkelt vieler •DDR-Entlaasenerc, 
die •Befreiung• stillgelegter faschistischer 
und raaalatlecher Potenttale Im Osten, die 
sozialen und politischen Unsicherheiten, 
die sich mit GroBdeutschland veracharten 
werden, werden sich gehltlft ln neonazlstl­
echfll Oberfallen und offener rassistleeher 
Gewalt auadrOcken. 
Einen Grund sehen wir ln der Ideologieehen 
Schere zwischen oben und unten: WAhrend 
die Herrechenden die Ideologieehen Gren-

zen des Nationallsmus ökonomlach und po­
litisch Oberachritten haben, halten sich die 
Opfer der kapitaltatlachen Modernlslerung 
und des •SozialismuS« umso mehr daran 
fest. Der wachsende Neonazismus Ist mehr 
eine Antwort europawelter kapitalistischer 
Umstrukturlerungsprozease, al.a daß sich 
darin die politischen Antworten oder gar 
Hoffnungen der Herrechenden wledersple­
geln. Im Gegenteil: ln den Ereignisse der 
letzten Wochen drOckt sich eher die Ten· 
denz aus, den Neonazismus, •die Gewalt 
der Straßec wieder unter Kontrolle zu brln· 
gen, die •Gewalt von unten• aus der Offentll· 
chen Auseinandersetzung zu verdrAngen. 
Die PolizeiechOase auf Skinheads und Neo­
nazis, die tOdliehen Polizeischosse auf Fuß. 
balltans einige Tage splter ln Leipzig, ver­
weisen eher a.uf die Strategie, die •Innere 
Ruht« und den •sozialen Frieden• • auch um 
den Preis von Toten • aufrechtzuerhalten. 
Wie wenig die Neonazis eine politische Al· 
ternatlve tor die Herrechenden sind, wie 
schnell diese sogar gegen Neonazis vorge­
hen, wenn diese eine polltlect)e Alternative 
zu den Herrechenden werden, zeigt u.a. das 
Verbot der Nationalen Sammlung (NS), (die 
1988 ln Frankfurt vom KOhnen-FIOgel lnner­
halb der FAP gegrondet wurde, ·) kurz vor 
der Hessenwahl '88. •Überraschung• und 
• Bestorzen• lOsten die vorangegangenen 
Wahlen ln Weat-Berlln aus, als die Republl· 
kaner mit 7,5% Ins Parlament einzogen und 
noch ln derselben Nacht Ober 10.000 Men­
schen gegen Ihren Einzug protestierten. 
Diese •Bilder• von Deutschland sollten sich 
ln Hessen nicht wiederholen. ln einer Bllt· 
zaktlon wurde am 4.2.89 das Verbot gegen 
die NS verhAngt 

Nachspann 

Reißen wir nur eine von vielen Konse­
quenzen an, die sich aus dem Vorangegan­
genen ergeben m06ten: 
Wenn wir sagen, die faschistlache Ideologie 
von der •Raasenrelnhelt• geht ln einen viel 
tiefgreifanderen kulturellen Rasalsmus auf, 
dann heißt das u.a. auch: andere, fremde 
kulturelle EinflOsse werden heute nicht eie­
miniert, sondern dienen ln Ihrer systematl· 
sehen Entwurzelung der Veredelung deut· 
scher Lebenakultur. Ideologisch steht das 
multikulturelle Konzept tor die Propagle­
rung dieser Veredelung. Praktisch tollen 
aber nicht nur breite Schichten der •neuen• 
Mittelklasse diese Ideologie aus • auch wir 
tollen dieses Konzept mit Leben, solange 
auch unser Verhaltnls zu Mlgrantlnnen, zu 
anderen Kulturen und Lebensvorstellungen 
ganz wesentfloh von der atmosphlrlechen, 
kulinarischen und mystischen Bereicherung 
geprlgt Ist. 
Mit dieser militanten, weißen •Monokultur• 
zu brechen, hieße tor uns zweierlei: 
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Indem wir aufhören, Mlgrantlnnen nur als 
Opfer zu begegnen bzw. wahrzunehmen, hO­
ren wir auch auf, unsere SolidarttAt mit Ih­
nen nur Ober die Gemeinsamkelt staatlicher 
Verfolgung zu definieren. Erst Indem wir die­
ses staatliche Gewaltverhlltnls als eines 
von vielen begreifen, kOnnen wir anfangen, 
ein wirkliches Verhaltnls zu Ihnen als Han· 
delnde zu entwickeln. Handelnd .. , die wie 
wir, nicht nur um Befreiung klmpfen, son· 
dern andere GewJitverhAitnlase mltaufrech­
terhalten. Wenn wir aufhören, unser Ver­
hlltnls zu Mlgrantlnnen nur Ober die staatll· 
ehe Verfolgung zu definieren, fangen wir an, 
uns mit deren kulturellen Vorstellungen und 
Lebensgewohnheiten zu konfrontieren, an­
st.att unsere kulturellen Werte • aus der Dl· 
stanz zu Ihnen • zu einer fast unOberwlndll· 
chen Grenzziehung zu machen. Erst wenn 
wir Ihnen nicht mehr als Opfer begegnen, 
werden wir unsere eigenen erklmpften Le­
bensvorstellungen nicht ln Abgrenzung, 
sondern ln der Konfrontation und NAhe zu 
anderen, uns fremden Lebensvorstellungen 
glaubhaft machen. 
HOren wir auf, antifaschistlachen Wider­
stand Im Namen der Opfer zu begrOnden. 
FOr die meisten von uns werden FlOcht· 
llngslager etc. erst dann bekannt, wenn sie 
Opfer neonazlstlecher Überfalle werden • 
Mlgantlnnen bekommen erst dann Name 
und Gesicht, wenn sie Opfer tatsachlicher 
Angriffe werden. Erst wenn wir uns den MI· 
grantinnen als Subjekte Ihrer Geschieht. als 
Titerinnen Ihrer eigenen Lebensvorstellun­
gen nAhem, sie uns also nicht als Opfer auf 
Distanz halten, • verindem wir unser Ver­
hlltnls zu Ihnen grundlegend. 
Da.s wlre auch das v~rdlente Ende mllltan· 
ter Doppelmoral: sie als Mlgrantlnnen ln die 
Mitte unserer Internationalistischen Sollda· 
rltAt zu stellen, um dann mit unserer· oft ab­
strakten • Kritik an patrlarchalen, reitglOsen 
und autorltlren Strukturen einen zweiten 
Ring um Ihre ghettoisierten Lebensbedln· 
gungen zu ziehen. 
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Bevor Ich anfange, ein paar einleitende Sit­
ze zum Zustandekommen dieses Artikels, 
der einfach als Setzarinkommentar zu lang 
wurde. 
Ware da nicht der Immer wieder aufkom­
mende Arger Ober mannliehe Ignoranz aus 
den eogenannten eigenen Reihen, dem Ich 
hiermit Luft mache, Ist mein •Daraufeln~ 
hen• eigentlich ein langst abgeechloaaenea 
Kapitel. 
Es Ist kein Zufall und auch kein ROci<zug Ins 
Private, weshalb sich viele Frauen bewußt 
aus gemischten Zusammenhingen bege­
ben. Auch ln der •atom• Ist der Verauch von 
Frauen (u.a. auch mir), den sogenannten 
•Frauenupekt- ln Form von Frauenselten 
zu Integrieren, gucheltert: lnt~rlert wer­
den konnten feministische AnSitze schon 
deswegen nicht, weil sre eben nur auf extra 
Selten wltdtnuflncltn waren und nlohte auf 
c1tn rMtllohtn leiten biW. ln der Struktur 
der Rtclaktlon hlnterteuen haben. 
letrichten wir at.o dltMn Artikel alt wahr· 
IChtinlieh einmaligen 8tt1Mnkommentar, 
die nach der Mammut..._.. dtw.rMr Artf. 
ktl nicht nur F1nger-, IOndem auch 
Koptechmtrllln btlwn. 

Mlnnereprecht • Mlnntmhatt 

Wenn Ich mich auch Ober die Selbstdarstel­
lung der -Gruppe K• und den Artikel zur 
•Koordlnlerungagruppe Terrorlsmusbe­
klmpfung• teilweise gelrgert habe, so 
konnte Ich Ihre sprachliche Turbulenzen 
und kilometerwette Verachachtelung am 
Schluß eher bellcheln. Fahrten sie doch so 
offensichtlich Ihren Widerspruch zwischen 
dem Anspruch 'sich zu Offnen' und der Un­
mOgllohkelt, es auf diesem Wege zu schaf­
fen, vor. 
Eher enttausohend war die Darbietung der 
eigentlich sehr wichtigen Informationen. 
Ober die •Koordlnlerungagruppe Terrorls­
musbek.lmpfung•. FOr 'Normalsterbllche' 
mossen die darin enthaltenen Informatio­
nen mohsam erarbeitet werden • du kann 
doch nicht das ZJel von eigentlich gewollter 
•BevOikerungsnlh .. sein. 
Doch genug dazu. HERRachende Sprache 
belnhaltet nicht allein du Fehlen der Frau, 
sondern bietet selbstredend auch ein 
Machtmlttel, Indern bestimmte Informatio­
nen fOrebendie bestimmten Menschen un­
verstlndllch gemacht werden (kOnnen). 
Kurz und gut • sielst unter anderem ein Aus­
druck der Strukturen de8 Patriarchats. 
Daß mir dann politische Gruppen minde­
stens unglaubwOrdlg erscheinen, die sich 
geradezu genleBerlach dieser Mittel bedie­
nen, versteht sich von selbst. 
So komme Ich zu dem (endlos) Papier 
•DOITSCH.STUNDE•, ln welchem steh die 
AutorEN (?I) ln z. T. besonders gemeiner Art 
belder oben genannten Mittel bedienen. 
Es Ist ein Paradebespiel mannlieh (· 
autonomer) Politik und Sprache. Umso petn­
Ileher und argeriteher wird es gerade dann, 
wenn ln selbstHERRlicher Form auch noch 
•Selbstkritik• vorgetauscht wird. 
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Sprache • hier Minneraprache • Ist, wie be­
reits angedeutet, Immer ein Ausdruck des 
Inhalts. Umgekehrt flllt aber gerade hier be­
sonders auf, da.8 Sprache auch versuchen 
kann, fehlende Inhalte zu Oberdecken. 
Es sindbelweitem nlch Immer und nicht nur 
die eben nur zeitweise fehlenden weiblichen 
Endungen, die trau daraufhlnwelaen, wel­
chen Stellenwert die gesamte feministische 
Analyse fOr die AutorEN hat. 
VIelmehr zeigen uns sogleich die lnhaltll· 
chen Punkte die völlige Ignoranz von Frauen 
und die damit verbundene Fehlanalyse die­
ser Gesellschaft. 
So muß trau sich u.a. ln dem Papier darOber 
belehren lassen, daß die weiblichen •se­
xuellen BedOrfnlsse- heutzutage .Offentllch 
benannt werden ... (um sie dann zu codie­
ren)-. Ob sich die AutorEN jemals Gedan­
ken ober weibliche Sexualltlt gemacht ha· 
ben, wird mit solchen Aussagen zweifelsfrei 
zu Ihrem Nachtell beantwortet. 
Den Stellenwert feministischer Analyse 
kann trau allenfalls noch mit einem Ta­
schenrechner ausrechnen, wenn es ln ei­
nem Klammersatzehen so schOn heißt: .se­
xlsmus und Patriarchatskritik ... (kommen) 
... mehr additiv als qualitativ (hinzu)-. 
So wurden steh dann Im gesamten Artikel 
Gedanken gemacht, es wird gesucht nach 
dem neuen - alten Feind, nach Fehlern, um 
sie Im gleichen Atemzug zu wiederholen, 
nach der •Mitte unserer Internalistlachen 
Solldarltlt•, um ja nicht das nlchstllegen­
ste ln Frage zu stellen: Die eigene 
(Denk-)Struktur und Ihre Verwandtschaft zur 
HERRschenden. 
Daß genau da ein Knackpunkt sein kOnnte, 
der sovlele der aufgeworfenen Fragen viel 
einfacher und vor allem richtig beantworten 
kOnnte, will wohl nicht ln den Sinn. 
Wer die Erschelnungslorm des Faschismus 
Im wesentlichen auf Rasalsmus einherge­
hend mit offenem Staatsterror reduziert, 
aber vergiBt, daß Faschismus alnt Aus­
drucksform des Patriarchats Ist, DER darf 
sich nicht wundem, da.8 IHM die •Angriffs­
ziel.. ln dieser Gesellschaft so sehr ver­
schwimmen. 
Wenn Ich an dieser Stelle schon deutlich 
die zu- oder aufklappenden MOnder hOre • 
auch Ich möchte nicht mißverstanden wer­
den. So oft, wie ln dem Papier die •patclar­
chalen Strukturen• eine eprach/lche Erwlh­
nung finden, so oft werden sie gleichzeitig 
Inhaltlich geleugnet. 
Wenn zum Belspiel heute angeblich mehr 
der • Leistungs- als der Ariemachwels 
zlhlt•, so frage Ich mich doch, welchen 
Nachwels eine Hausfrau erbringen muß, um 
Oberhaupt ln eine 'Lohnklasse' zu gelangen. 

Genausowenig Ist mir bislang aufgetanen, 
da81n unserer Gesellschaft •SOZiale und po­
litische Widersprache nicht geleugnet• wer­
den. 
Das Gegentellist der Fall. Der krasseste WI­
derspruch wird bis ln linke Gruppen geleug-



net • der der Geschlechter. 
So wird gleich an erster Stelle Ihrer ange~ 
lieh so •querllegenden Beispiele• behaup­
tet, die (faschistische) Ideologie •Frau zu. 
rock an den Herd• waredurch die •Nutzbar· 
machung 'weiblicher Qualltlten' z.B. als 

, 

Managerln• (auf die heutige Gesellschaft) 
kaum noch erkllrbar. 
Ga{IZ abgesehen davon, daß Frauen als Ma· 
nagerlnnen, Politikerinnen oder Richterin­
nen ln unserer Gesellschaft genauso wie 
der Hausmann ln der Minderheit bleiben, so 
werden und dOrfen sie auch nur solange die­
se Funktionen auaOben, wie sie damit die 
mannliehe Macht unterstotzen. Die patrlar­
chale Struktur dieser Gesellschaft hat sich 
um keinen Fingerbreit dadurch gelndert, 
daß hier und dort Frauen einen acheinbar 
erweiterten Funktionsbereich auaoben. 
Auf die tatsAchlichen Bestrebungen von 
Frauen, nach Ihren Bedarfnissen zu leben 
und dafor zu klmpfen, achlAgt Ihnen ln un· 
gebrochener T111dftlon HaB, Ignoranz und 
Diffamierung von Mlnneraelte entgegen. 
Es Ist völlig richtig, wir leben hier nicht Im 
Faschismus. Es Ist nicht der offene, aon· 
dern der leise Terro[, der hier HERRscht. 
Minderheiten werden nicht hier elemlnlert. 
Wer allerdings eine .Stuyvesant· 
Kampagne• und das rot.grOne Schelnkon· 
zept einer •multikulturellen Gesellschaft• 
zum Anlaß nimmt, um Raaalsmus als HERR· 
achaftakonzept gAnzlieh zu unterschlagen, 
fAllt von einer Plattheit ln die nlchate. Wie 
erkllren &Ich dann das neue Asylgesetz t1nd 
die Tatsache, daß Mlgrantlnnen Immer auf 
der untersten Stufe unserer Gesellschaft 
bleiben werden • egal was sie •leisten•? 
Ist es wirklich so schwer zu erkllren, daß 
Abschiebung Mord Ist? 
Warum sich seitanweise Ober den Begriff 
•4. Reich• auslassan, der Im Obrlgen an kel· 
ner Stelle definiert wird, um festzustellen, 
daß das 3. Reich natOrllch nicht auf die heu· 
tlge Erscheinungsform des Patriarchats 
paßt? 
Sicher Ist es verkehrt, dae Bild des deut· 
sehen Faschismus als Zukunftsteufel an 
die Wand zu malen, wo doch die Realltlt 
schlimm genug Ist. 

Daß •dieses Deutschland ... all jene ökono­
mischen, politischen (Grund·)Strukturen, 
psychlchlache und sozialen Zurichten, de­
ren sich auch der Faschismus bedient hat• 
allerdings nur •bereithAlt•, kllngt.doch aber 
sehr nach grober Verharmlosung bzw. Ver· 
fllschung der V.erhlltnlsse. 
Die Orundatrukturen sind es ja gerade, die 
die gleichen sind. Oer offene Terror braucht 
nicht auf BRO. Territorium ausgetragen zu 
werden. Aber das tat doch eigentlich alles 
nicht neues for 'autonome Kreise'. 
Warum wird aus Plngen, die doch ·Zigfach 
von linken Kreisen unterschiedlichster Cou· 
leur Immer wieder benannt werden, ja letz· 
tendllch Ihre anti-staatliche Haltung ausma· 
chen, plötzlich so ein abstraktes Gewirr? 
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Genausowenig neu sind telder auch 
Fehl'analysen' von gescheitertem und zu 
achelterndem Widerstand. Umso ·WOtender 
macht frau es, dann zu sehen, mit welch be­
harrlicher Ignoranz sowohl feministische 
Faschismusanalysen als auch Ihre Kritik an 
der mannliehen Struktur des Widerstands 
behandelt werden. 
So sind es tatSichlieh die mannliehen •Ge­
meinsamkeiten mit dem Feind•, die viele 
Frauen dazu bewegt haben und bewegen, 
eigenen (antifaschistischen) Widerstand 
aufzubauen. Daß dieser nur so schwertich 
zum Tragen kommt Ist nicht allein die oft 
fehlende Effektlvitat und Masse. 
Es gab und gibt durchaus Papiere, es gibt 
Diskussionen, es gab und gibt sie ln ge­
mischten Zusammenhingen, sie wird von 
Frauen ln Frauenzusammenhingen weiter· 
gefOhrt. 
Die so richtig formuliert •UnOberwlndbar· 
kelt dieser patrlarchalen Strukturen• bleibt 
ln diesem Papier eine ausgeliehene Floskel, 
wenn damit nicht auch die eigenen Struktu· 
ren gemeint sind. So demonstrieren, gleich 
einen Satz weiter, ausgerechnet •100.000 
kommunistlache und sozialdemokratlache 
Wlhlerlnnen, die mit Ihrer Stimme der 
NSDAP (1932/33) den 'Wahlsieg' ermöglich· 
ten•, die Unoberwlndbarkelt der patrla(cha· 
Jen Strukturen. So platt, falsch und Oberh~ 
lieh diese Aussage ohnehin Ist, so zeigt sie 
nocheinmal das krampfhafte Abwllzen pa· 
trlarchaler Strukturen auf Immer 'die ande­
ren'. 

•UnOberwlndbar• empfindet frau diese 
Strukturen vor allem solange, wiealemit lh· 
rer Politik einfach gegen a//ea • Mlnner von 
links bis rechts· anrennen mu81 
Statt daß mann sich nach jahrelangen, auf· 
reibenden Diskussionen, die aber acheinbar 
nur Frauen auf abgeschiedenen Inseln ge­
fOhrt haben und fOhren, endlich aelber Ge­
danken macht, sucht mann alch ln seinem 
Dilemma Immer neue au8ere Ansatzpunkte. 
Ansatzpunkte, die noch abstrakter sind, als 
die schon •selbatkrltlslerten•: 
MIORANTINNEN sollen nun die neue •Mitte 
Ihrer •lnternatlonallatlschen Solldarltlt• 
sein. Nicht nur das Mlgrantlnnen meist 
noch verschlrfter gegen die patrlarchale 
Struktur 'Ihrer' Kultur zu klmpfen haben, 
nun sollen sie auch noch ein Mittel zum 
Zweck sein, umOber die eigenen patrlarcha· 
len Strukturen nicht mehr nachdenken zu 
mossen. 
Manchmal liegen die Antworten aber auch 
so •knapp• verfehlt auf der Hand: .... Bezie­
hen wir uns ln Ull88ren Klmpfen heute auf 
die Frauen Im Widerstand, auf die Wider· 
Standsgruppen Im 3.Relch ... ale könnten 
uns was sagen.• 
So'n Pech aber auch, könnte frau denken, 
daß es •Frauen Im Widerstand• nur Im 
3.Relch gegeben hat • die können nun gera· 
de nicht mehr so viel sagen. 
Was bleibt Ist Immer wieder die Frage •Wer 
lat nun eigentlich die Linke?• zu beantwor· 
ten. 
Wenn es fOr die hier zitierten Autonomen of· 
fansichtlich Mlnner sind, so können linke 
Frauen diese Frage allein schon auf der 
Grammatikebene einwandfrei lösen: 
DIE LINKE IST WEISUCH/ 
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Buchbespntchungen 

§129a - WundeMaffe oder Papiertiger? 
Im Sommersemester 1990 lief an der Uni 
Harnburg eine vielbeachtete von Stunden­
tinnen organisierte Veranstaltungsreihe 
•§129a ·wider represslon und geslnnungs­
justiz•, ln der politische Repression in der 
BRD und der Widerstand dagegen unter ver­
schiedenen Aspekten dargestellt und disku­
tiert wu.rden. Zu den Referentinnen gehör­
ten neben Jurlstlnnen, Journalistinnen und 
Rechtsanwältinnen auch Prozeßgruppen. 
Aus diesen und den folgenden Diskussio­
nen entstand die Idee eines umfassenden 
Buches zum Thema Repression und §129a 
in Westdeutschland. 
Das Buch gliedert sich in vier thematische 
Blöcke: ln der EinfOhrung wird in mehreren 
Beiträgen die Geschichte und juristische 
Entwicklung der Paragraphen 129 und 129a 
dargestellt. Es geht dabei um die Vermltt· 
lung von Grundinformationen aus histori­
scher, gesetzestheoretischer und prozeß. 
taktischer Sicht. 
Der zweite Block behandelt v.a. die Rolle 
von Polizei und Geheimdiensten. So werden 
ausfahrlieh die Entwicklung der bundes­
deutschen Polizei seit 1945, die Herausbll· 
dung eines Ordnungskomplexes aus Poli­
zei, Geheimdiensten und Sozialarbeiterin­
nen sowie die Entwicklung und Situation 
politischer Repression ln einigen westeuro­
päischen Ländern dargestellt. 
Im dritten, dem Prozeßblock, werden ver· 
schiedene Verfahrensbelspiele dargestellt, 
um die praktischen Auswirkungen der Re­
pression zu fassen und unterschiedliche 
Reaktionmöglichkeiten aufzuzeigen. 

Um die Funktton der Repression geht es im 
vierten Block, ln dem OliverTotmein die Rol­
le der Öffentlichkelt bel der Kriminalisie­
rung der Linken sowie Möglichkeiten von 
Gegenöffentlichkelt darstellt. Ein Beltrag 
der Bunten Hilfe NOrnberg liefert eine Ana­
lyse. unter welchen Umständen staatliche 
Repression greift und v.a., wann sie nicht 
greifen kann. 

tute und materlallen zur diskussion 

repnsslon und §t29a 
malerlallen und texte zur dlskusslon 
Edition 10-Archiv, Berlin 1991,300 Seiten DM 26,­
ISBN: 3·89408·01 0-8 
Bestelladresse: AurorA Verlagsausbeferung. 
Knobelsdorllstraße .8. 1000 Berlm 19. 

oder in jeder Bucllhandlung 

Daneben enthält das Buch einige Texte des 
•wOsten haufens•, sowohl zu praktischen, 
als auch zu grundlegenden Fragen von 
Prozeß· und Anti-Repressions-Arbeit. Dabei 
geht es u.a. um das Wechselspiel von staat­
licher Repression und Integration als Prln· 
zlp von ZUckerbrot und Peitsche, das mit un­
terschiedlichen Mitteln dasselbe Ziel, näm­
lich Befriedung gesellschaftlicher Konflikte, 
erreichen soll. 

Weiter wurden sich Gedanken gemacht, 
wie das Verhältnis von politischer und juri­
stischer Verteidigung Im Prozeß und ln der 
Öffentlichkeltsarbeit aussehen kann, um 
•juristische Erfolge• fOr uns zu erkämpfen, 
ohne unsere Politik zu verleugnen: 

• Sollen die Anklagekonstrukte widerlegt 
oder •nur• politisch beantwortet werden? 
• Belnhaltet der von unserer Seite so oft 
propagierte Kampf gegen die »Gesinnungs­
justiz• nicht eine Unschuldskampagne, die 
die Solidarität mit "Täterlnnen• ausschlie­
ßen worde (•die Gedanken sind frei, die Ta­
ten nicht•)? 
• Wie Ist es mit der Forderung nach Ab­
schaffungdes §129a? Wäre die Beseitigung 
des Paragraphen eine Verbesserung fOr un· 
sere politische Arbeit oder eher eine Ver· 
schlelerung der herrschenden Verhältnisse, 
da andere Paragraphen lln die Stelle des 
§129a treten worden? 
Der Anhang des Buches enthält u.a. aus· 
fahrliehe Literatur· und Adressenverzelch· 
nlsse sowie eine Chronologie der §129(a) 
Verfahren seit den 50er Jahren. 

Vergewaltigung 
Diese Broschore ist geschrieben von einer 
Göttinger Frauengruppe, nachdem eine lh· 
rer Frauen vergewaltigt worden war und ei· 
nen Prozeß gegen den Vergewaltiger ge­
fOhrt hatte. 
Sie Ist geschrieben fOr Frauen, die steh in 
gleicher Situation befinden oder die steh 
Gedanken machen wollen, wie Frauen auf 
Vergewaltigungen reagieren können. 
Unsere Frauengruppe besteht schon fOnf 
Jahre und wir haben zum Teil schon vorher 
und dann gemeinsam unsere Erfahrungen 
mit der bOrgerliehen Justiz gemacht. Wir 
wissen, daß Polizei und Justizapparat Leute 
wie uns verfolgen, wenn wir unsere Kritik an 
diesem Staat nicht nur laut sagen, sondern 
for die Veränderung auch etwas tun. 
Trotzdem mußten wir in dieser Diskussion 
feststellen, daß uns unsere Erfahrungen al· 
Iein nicht ausreichten, um zum Belspiel die 
Frage, ob »Anzeige • Ja oder Nein?• bei Ver· 
gewaltlgung zu entscheiden. 
Unsere Erfahrung war, daß es wenig Ge­
schriebenes gibt, das Frauen helfen kann, 
mit dieser Situation umzugehen. 
Wir liefern keine fertigen Antworten, son· 
dern beschreiben unsere Widersprache und 
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Schweigen? 
Anzeigen? 
Angreifen? 

Anprangern? 

wollen damit zum Denken und Diskutieren 
anregen. 
Der Schwerpunkt liegt auf persönlichen Ein· 
drOcken und den Prozeßerfahrungen. lnfor· 
mationen werden zur konkreten Prozeßvor· 
bereltung geliefert, ansonsten verweisen 
wir auf dazu vorhandene Stellen und Mate­
rial. 

Die Broschore hat 60 Selten und kostet 6 
DM. 
Sie Ist zu bestellen bei: Laura • Göttinger 
Frauen· und Kinderbuchladen, Burgstr. 21, 
3400 Göttlngen, Slchwort: Miss Marple 

INHALT 

1. Vergewaltigung • 
Anzeigen? Angreifen? Anprangem? 
Schwelgen? 
Eine Einleitung 

2. Geaellachaftllche Funktion von 
Vergewaltigung 

3. Kurze Skizze der Vergewaltigungs· 
sltuatlon von M. 

4. Anzeige Ja oder nein 
Es gibt kein Patentrezept 

5. Proze&vorbertltung 
Der Versuch, auf alles gefaSt zu sein 

8. Unsere Gedanken, Gefühle und 
Schwlerlgkehen Im Umgang mit ~r 
Vergewaltigung einer Freundin 

7. •Titer als Opfer• 
Als Beobachterln bel Vergewaltigungs· 
prozessen 

8. Von der Anzeige bis zum PPOU& 
Ein persiJnllcher Bericht von M. 

9. Ein Irre fauler, fader Geachmack 
Einige SchluBbemerkungen 



» Terrorbekämpfung« 

12 Jahre Ist es her, seit der Begriff "Generaldlrektlon Innere Sicherheit" durch die Köpfe der SI· 
cherheltsstrategen ln Polizei· und Geheimdienstkreisen geistert. Geboren wurde der Begriff vom 
ehemaligen Chefstrategen des Slcherheltsapparats, Dr. Altred Stümper, ehemals Polizeidirektor 
ln Baden-Württemberg. Gemeint war damit "den Gesamtauftrag 'Innere Sicherheit' Im Rahmen el· 
ner Generaldirektion zusammenzufassen, konzeptionell zielgerichteter auszugestalten und auch 
forschungs· und planungsmäßig zu untermauem" (Kriminalistik 1"9). Stümper sah damals 
schwierige Zelten auf den Bereich Innere Sicherheit zukommen, denen mit den bisherigen Mitteln 
nicht genügend zu begegnen sei. Vor allem störten Ihn Reibungsverluste Im Slcherheltsapparat, 
vor allem hervorgerufen durch die föderale Struktur. Der Bund hatte keine zentrale Weisungsbe­
fugnis über die Länderpollzelapparate, die leidige Trennung von Polizeiapparat und Gehelmdlen· 
sten und das Verbot des Informationallen Austauschs zwischen diesen Stellen waren Stümpers 
Meinung nach die entscheidenden Barrieren für einen effektiven Slcherheltsapparat. 
Daß es diese Barrieren überhaupt gab, war von den Deutschen Slcherheltsfanatlkem nicht frei ge· 
wählt, sondem von den Siegermächten des 2. Weltkriegs aufgezwungen worden. Die bittere Er· 
tahrung mit dem Konstrukt des 'Relchsslcherheltshauptamt' war Ihnen Mahnung genug gewe· 
sen. 
Stümpers "Generaldlrektlon Innere Sicherheit" weist denn auch erstaunliche (oder auch nicht) Pa· 
rallelen ln der Struktur mit dem faschistischen Apparat auf. Nicht zuletzt deshalb konnte Stüm· 
pers Idee nie richtig durchgesetzt werden, sondem scheiterte Immer wieder am sozialliberalen 
Widerspruch. 
Doch trotzdieses Widerspruchs, der ln den letzten Jahren tellweise recht massiv war, konnten un· 
ter der Ägide der konservativen Regierung eine Unmenge Gesetze Im Bereich "Innere Sicherheit" 
durchgesetzt werden, die das Prlnlzp der Trennung von Polizei· und Geheimdiensten sowie die fö· 
derale Struktur der Polizei Immer mehr ankratzten. Doch Stümpers Traum war noch Immer welt 
entfemt. Dem Ist heute nicht mehr so. Fast völlig unbeachtet von der Öffentlichkelt und beinahe 
ohne Proteste dagegen scheint Stümpers Vision Realität zu werden 

Büro Ulla Jelpke 

Der leise Putsch 
Zur Einrichtung der »Koordinierungsgruppe Terrorismusbekämpfung 

Eine dOrftlge Mitteilung an die Presse, keine 
Information und schon gar keine Beteili­
gung Irgendwelcher pariamantarischer Gre­
mien, ließen schon bei der offiziellen Geburt 
des jOngsten Kindes westdeutscher Sicher· 
heltsphllosophle Böses ahnen. Mehr als be­
stätigt wurden die Ahnungen als etwas 
mehr Informationen Ober Konzeption und 
Zielsetzung der •Koordlnlerungsgruppe Ter· 

rorlsmusbekämpfung beim BKA• bekannt 
wurden. 
Unter einem Dach zusammengefaSt sind 
nach offizieller Lesart BKA, Generalbunde­
sanwaltschaft (GBA), Bundesamt f. Verfas· 
sungsschutz, sowie Vertreter der Bundes­
länder. Die •Koordlnlerungsgruppe ···" 
(KGT) Ist ausgestattet mit allen Befugnis­
sen und Vollmachten zur Auswertung, Zu· 

sammenfassung und Bewertung sämtlicher 
Dateien und Erkenntnissen bundesdeut· 
scher SlcherheltsbehOrden; laufend soll sie 
Öffentlichkelt und Medien beeinflussen, un· 
ter Hinzuziehung der Justizorgane die Haft· 
sltuatlon reflektieren und beeinflussen, so­
wie GrundiitH einheitlicher operativer Ar· 
belt aller Slcheihelteorgane entwickeln und 
umsetzen. 
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»Terrorbeklmpfung• 

Im Windschatten des Zusammenschlusses 
der belden deutschen Sicherheitsapparate 
und der offensichtlich selbst medienge­
recht hochgekochten aktuellen Terroristen­
gefahr, haben sich die Manager der Inneren 
Sicherheit einen lange gehegten und wln· 
dungsreich verfolgten Traum realisiert: 
den Institutionellen Zuummenschlu6 von 
Geheimdiensten und Pollze/.zum Zwecke el· 
ner Slcherheltspo/ltlk, d.h. auch Sicherheit· 
spraxls, aus einem Gu8. 
Opfer dieses leiMn Putechea sind die Reste 
der Verfassungsgebote nach Trennung von 
Polizei und Geheimdiensten und die fOdera· 
IIstische Organisation und Verantwortung 
der Pollzelen. Neben dem Ausbau des Bun­
deskanzleramtes • Koordination der Nach· 
rlchtendlenste und diversen &pertenrun­
den · und dem FOhrungs- und Lagezentrum 
Im Bundesinnenministerium als eine Art 
stAndlger Krisen-tAbe, bedeutet die KGT 
die Installation der Krisenpolitik fOr den All· 
tag. Die fOr diverse Krisenstabe rechtswl· 
drlg angema&ten Vollmachten der Sicher· 
heltsorgane for NotfAlle, die Im •Deutschen 
Herbst• 19n zur zeltwelsen Ausschaltung 
oder Mißbrauch Slmtllcher parlamentarl· 
scher und demokratischer Kontroll· und 
Entscheidungsgremien benutzt worden 
sind, sind jetzt wesentliche Grundlage der 
KGT·Konzeptlon als O.uertlnrtchtung. 
Wir stellen Im folgenden die Konzeption 
ausfOhrllcher dar, berichten Ober erste 
FrOchte der Arbeit; nicht berichten können 
wir Ober entsetzte Aufschreie aus der links­
liberalen Ecke • es gibt sie nicht. 
Daß die Einrichtung der KGT eine epontane 
Ruiktlon auf den Rohwedder·Anschlag sei, 
geschuldet der Empörung, Angst und Hek· 
tlk, muß Jedoch schon vorweg ln den Be-
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reich der von Interessierter Seite gerne kol· 
portierter Legenden verwiesen werden. 

Die Machtzusammenballung 

Unmittelbar nach dem Anschlag auf Roh­
wadder forderte der Innenminister von 
Baden·WOrttemberg, Dletmar Schlee (CDU), 
die •Einrichtung einer bundesweiten Datei 
zur Erfassung Oberregionaler Vorfelderfaa· 
sungen• (Welt, 6.4.1991). Nach Schlees Vor· 
stellungen sollten •Erkenntlsse Ober Perso­
nen oder Kraftfahrzeuge, die ln der Umge­
vung von geflhrdeten PersOnliehkelten oder 
Einrichtungen wiederholt auftauchen, bun· 
deswett erfa&t und ausgewertet werden.• 
Um Ober den Kern der RAF an das •Umfeld• 
heranzukommen, sollten die Ergebnisse 
•verdeckter Ermittlungen zentral aufbereitet 
und zusammengefOhrt• werden. Schlee 
sprach sich damals fOr ein .gemeinsames 
konzeptionelles Handeln• des Sundes und 
aller Llnder, sowie fOr den •verstArkten Ein· 
satzvon verdeckten Ermlttlern•, eine •stren­
gere Handhabung• der HlftllngsOberwa· 
chung bel den Inhaftierten aus der RAF und 
der •Optimierung• des Personenschutzes 
aus. (ebenda) 
Schlee, zur Zelt Sprecher der Unlonspolltl· 
ker ln der Innenministerkonferenz (IMK), 
wußte offensichtlich schon, wohin die Reise 
gehen sollte. Vermutlich gehen seine Ober· 
legungen zurOck auf ein •VS.Vertraullch•· 
Papier der AG-Terrorismus des Verfas­
sungsschutzes und der AG-Kripo der Innen· 
mlnlster. Von diesem Papier sagen die Au· 
toren selbst, daß die VorschlAge •gegebe­
nenfalls eine verloderte oder neue lnterpre-

tatlon des geltenden RechtS« erfordere 
(Spiegel 20121). Oarln wird auch eine •wö­
chentlich tagende Koordlnlerungsgruppe 
mit umfangreichen Kompetenzen gefor· 
dert• (ebenda). ln den IMK·BeachiOsaei'l 
vom 3.5.1991 wird das dann umgesetzt. 
Mit Zustimmung der SPO-regierten Bundes­
lind~ und den •rot-grOnen• Niedersachsen 
und Hessen, sowllf der •Ampelkoalition• ln 
Brandenburg, an der das BOndnls 90 betet· 
llgt Ist. 
Der unbedingt Wille, unterdem Vorwand der 
effizienteren Terrorlämusbekl.mpfung die 
letzten geltenden rechtsstaatliehen Barrie­
ren niederzureißen, zeigt sich ln aller Klar· 
halt. 

»Die konzeptionellen Arbeiten 
alnd weltgehend abgeschloaaen• 
(Schäuble u. KJnkel am 30.5.91) 

Nach den Vorstellungen der IMK soll die 
KGT folgende Aufgaben artOllen und mit 
den entsprechenden Befugnissen versehen 
werden: 

1. •Koordlnlerung, Konzentratton und BOn­
deiuno der Beklmpfungsmaßnahmen ln Ge­
meinsamkeit von Bund und Lindern sowie 
die kon&equente bundesweite DurchfOh­
runo aller Maßnahmen•. 

2. Die •Beklmpfungsmaßnahmen• sollen 
u.a an folgenden •tragenden Grundsltzen• 
ausgerichtet sein: 
• • Einbeziehung aller Sicherheitsbehörden 
sowie der Justiz• von Bund und Lindern 
• •Intensivierung des lnformatlonsaustau· 
sches zwischen Polizei und Verfassungs­
schutz auf Bundes- und Landesebene unter 
'4011er AUMChOpfung des rechtlich ZUIIaal· 
gen.c 
· Erstellung •fortlaufend zu aktualisieren· 
der• und vereinheitlichter •Landes- und 
Bundeslagebilder unter möglichst umfas­
sender Verwertung der Erkenntnisse slmtll· 
eher Sicherheitsbehörden sowie des Justiz· 
berelchac. Aus diesen Lagebildern sollen 
•zlelgerlchtetec, aber auch •taktische Maß. 
nahmen• erfolgen. 
• •Vollstlndlge Erfassung, ZOglge • ggf. 
koordinierte· Auswertung und schnelle Wal· 
terleltung ·an alle zuatlndlgen Sicherheits­
behOrden slmtllcher ln Verbindung mit den 
Inhaftierten terroristischen Hlftllngen an· 
fallenden zur Beklmpfung des T81T011smus 
relevanter Informationen• (puh d.s.ln) 
• •Volle AuaschOpfung des rechtlichen 
Rahmens ( ... ) bel der DurchfOhrung verdeck· 
ter und systematischer Fahndungama&nah­
men, des Konzeptes 106 sowie bel Ma&nah· 



men zur Aufklllung dee ••••,., terronatl­
echen Umflldu, auch unt« Einatz naatt­rlcti•idlll.....,._-... durch den vert .. 
au~aohutzc. 
Im Zueammenhang mit dem Fahndung• 
l<onDpt Geeprlche und Beratung mit Ver· 
tretem der Wlrtechaft. 

Um dlee allel optimal umMtzen zu kOnnen, 

• IOIIen •zur Gewinnung von Erkenntnl• 
Mn« Ober dte Aktlvltlten es. Umfeldel der 
Einatz von Wll'dlciLtln Enlill..." erfolgen. 
•Die Aufldlnmg und lnformatlorllgeWin­
nungc 1011 •ln allen ~..,._ 
Berelch41'1, beeondera ln den Rekrutlerung• 
teldem durchgefOhrt werden. Angeeetzt 
werden muß lnebeeoncfer8 bel den Pef8o. 
nenmltNihlltel~. 
• eollen -die MOgllchkelten der Aueachrei­
bung zur polizeilichen Beoblchtung ( ... ) bun­
delwelt nach einem einheitlichen Mlndeet· 
atandard kontequerrt genutzt werden• 
• 1011 du FMndungakonzept K 108 •bun­
delwelt konMquent umglletzt und laufend 
aktuallllert werden«. Der Verfuau~ 
IChutz kann dabei •ln Abstimmung mit der 
Pollai beteiligt werden«. 
• eollen alle .geflhrdungereleYanten Er· 
kenntnllle, lnabeeondere aua dem POS und 
den Maßnahmen nach K 108 ( ... ) ln einer 
buncs.w.lteri Datei verarbeitet werden«. 
DafOr MI -die Einrichtung einer Spurend(). 
kumentatlonaclatel POSIK 108 erforderliche, 
• 1011 die HlftllngiOberwachung ver· 
IChlr1t werden. •Dabellat der Juatlz, lnabe­
eondere den l..eeerk:trtern bel der OberN• 
chung der Hlftllngapoet die sachkundige 
Unteratotzung der Polizei und dee vert .. 
aungachutae anzubieten. Die Juatlz wird 
gebeten, alcherzuatellen, daß sachdienliche 
Erkenntnl ... eofort an die l'ollzel und Ver· 
fuaunguchutzbehOrden Obermlttelt wer· 
den•, 
• 1011 eine ..etlricllgl &BICI llillllllllog11,. 
"....und~ ..... 
........... dir ........... erfolgen, 
• 1011 die ~ Zullmmll,.,. 
belc weiter entwickelt und auagebaut wer· 
den. 

Welttr hllt .. die IMK •fOr erforderlich, ln 
der Strafprozeßordnung geeetzllche Grund­
lagen fOr moderne ErmJttlungarnethoden zu 
echaffen•. Fehlen darf natorllch nicht die 
Forderung der IMK, die den Sicherheltabe­
hOrden fOr diele Tltlgkelt .. ln ZUgang• 
recht zu denjenigen ~ und 
~ dlrlhlmlllgln DDR, lnl­
.._ ..... dir lEik erottnen wird, -die ale 
benOtlgen, um Verbindungen zwilChen ttr· 
ronatlachen Aktlvltlten und dem ehemali­
gen M18/AfNS zu erfor8chenc. 
Den beyriechen Vertretern blieb es vort»­
halten, eln Ucht auf andere (Geutzea.)Vor· 
haben zu werfen und damit der historlachen 

Wahrflelt der Geeetzeldebatten und noch 
weltergehenden AnsprOehen glelcherrna· 
ßen zu dienen. 
Sie welaen nlmlloh darauf hin, da& TetTorl• 
mus nach herrachender Meinung doch sehr 
VIel Ahnliehkelt habe mit anderen Formen 
der eog. organisierten Krlmlnalltlt. Logl­
acherwelae moßten deshalb alle fOr diesen 
Bereich diskutierten Forderungen- und als 
Geaetzeavortage •zur Beklmpfung des II .. 
galen Rauachglfthandela und andtrer Er· 
achelnungaformen der Krlmlnalltlt 
(OrgKG)c- griffbereiten Befugnlaerwelterun­
gen fOr den Bereich Terrorismus Obernorn­
men werden. 
Und du lat noch einmal ein gewichtiger 
Batzen Im Bereich der Ausdehnung und 
Dauer der poilzelllohen Beobachtung, Au• 
dehnung der ObMrvatiOn, Einsatz technl· 
scher Mittel zum AbtlOren und zur Aufzeich­
nung ln Prlvatwohnungen, Hlftllngsyerkehr, 
bzw. -obefwachung und Meldtrecht. 
Ttn'Oitlmul und ~ KrtmiMIItlt • 
l'elt Jahren marschieren und schleichen, 
mal deutlicher unter dem einen Banner, mal 
deutlicher unter dem anderen, Sicherheit· 
aexperten aller Ebenen und Couleur auf~ln 
Ziel 1oe: Übelwindung geeetzllcher und ln­
atltutlontller Santeren zur VeNOIIkomm­
nung Ihrer Macht. 

Normen Im Wandel der Zelt 

•Du wtrd Notmln .....,_·mit dleeen Wor· 
ten Y8111eß Kanzler Schmldt den Krlaenatab 
nach der AktiOn der GSG 9 ln Mogadlachu. 
Gemeint war die Arbeit der Krlaenatlbe, ge. 

. . 

meint waren der Verzicht der deutlchen und 
eines großen Tella der Internationalen Me­
dien auf elgenstlndlge Berichterstattung 
und Nachrichtensperre, gerneint war die 
konzertierte AktiOn aller SlcherheltabehOr· 
den und Partelen unter zentraler Leitung, 
gen"eent war der erste mllltlrfache Allaland­
eeinsatz deutscher Pollzeltruppen, gen"eent 
war.n eine FOlie von Im Eiltempo durchge­
peltechter, aber llnger anvisierter Gesetze 
und Strafrechtlinderungen ••• 
Die Normen wurden geeetzt, gOitlg bis heu­
te; gelndert haben 8lch polltiiChe Sltu.tlon 
und Durcheetzungsatrateglen. 
Die K9T wird auf etn )urtstlechea, lnatltutlo­
nellea und polltlechea Fundament gesetzt, 
du Ihre Einrichtung ln den Augen det Of· 
fentllchkelt fast nebensichlieh macht, weil 
ale der ganzen Logik der Beelnfluaaung der 
Offentliehen Meinung folgt. 
Um zu begreifen, was ea konkret heißt, 
wenn davon gesprochen wird, daß die KGT 
•noch atltQr ala bisher alle lieh bietenden 
Ansatzpunkte zur Tenorlamuabeklmpfung 
bundeswett mit gleicher hoher lnterllltlt 
auf greifen und unter ~ des 
rechtlichen RahmenS~~ wwfolgen wird 
(KinkeiiSchluble ln 'Innere Sicherheit', 
3191), muß menactt steh den verlnderten 
rechtlichen Rahmen anechauen. 

lllloht mehr ln aller Hektik sind Ausnahme­
gesetze verabechledet worden· du hat ln 
den IIebziger Jahren viel Krttlk J)fOVOZJert. 
Im Nachhinein allerdings erat. Heute wer· 
den lange, z. T. heftige Offentliehe Aueelnan­
derMtzungen gefOhrt, Kompromlßbereft· 
IChaft wird gemtgt, Im wesentlichen Jedoch 
tat Hirte angeugt. Und eo wird die KGT 
jetzt auf einen Berg gesetzt aua: 
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• einem Zua1mrnen11beltungegllltZ fOr 
Nachrichtendienste und Polizei, du unter 
dem Irretohrenden Titel ..aeaetz zur Fortent· 
wiekJung der Datenverarbeitung und des 
Datenechutzeac lluft; 
• einer FOlie von Strafrechtalnderungen, 
von denen gerlde eine neue Welle Im eog. 
Beechleunlgungageeett folgen soll. Du 0. 
setz heißt hlrmloe: ..oeaetz zur Entllstung 
der Rechtspflege.. 
• Modemlslerung, Umstrukturterung und 
Befugnlaecwetterungen fOr die Pollzelen; 
auch hier Ist durch die aktuellllufende N~ 
faaaung dlverMr L.lnderpollzelgeeetze und 
L.lnderverfaaaungeechutzgeeetze noch el· 
nlgea zu erwarten: 
• das echon genannte Gesetz zur Organl· 
alerten Krlmlnalltlt, 
• die Kronzeugenregelung? 
• neue Aufgaben und Befugnlaae fOr den 
BGS u.v.a.m .. 
Mit der KGT Ist auf zentraler Ebene der Rah­
men geschaffen, ln dem die wesentlichen 
Elemente dieser Gesetze Wirkung entfalten 
kOnnen und sollen. Und zwar wird ln aua­
drockllcher Abgrlnlung won bllhertgen For­
men dar Koordlnltlon V.-bllldllot*elt fOr af. 
1t Slchefhelteorpne und Juatllorglne e. 
anapNOht. Und alle haben mltgemlchtl 
Parteien, BehOrden und Medien. 

Wu 1at achon Zensur gegen 
lnfonnatlonMt4Kierung? 

Erfolgen soll eine »>ttndlge und anlalbelo­
gane P,.... und Otfentllchkeltaalbelt zur 
Senllbllltlerung der lewOIIterung« verpflich­
ten alch die KGT·Experten. 
Menech kann, nein, mul davon ausgehen, 
daß alch die KGT ln den letzten Wochen und 
Monaten damit beachlftlgt hat, die Offent· 
llchkeltaatbelt der SlcherheltabehOI'den ZU 

vereinheitlichen, elnachlle811ch dee Zelt· 
punkte der Bekanntgabe der KGT· 
Grondung. Und zwar ln den zentralen Berei­
chen. Du sind, liest menach sich die Pres­
se der letzten Zelt unter diesem Aspekt 
noch einmal durch, die Themen •Zellenst~ 
erunge terroristischer Akttonen und die •Ku· 
rlerdlenstec der Rechtsanwatte (•Personen 
mit Nahtatellenfunktlonen•~ die unvermln· 
dert anhaltende Gefahrdung durch den Ter· 
rorlamus, sowie der ganze Komplex der eog. 
organisierten Krlmlnalltat. 

Ein kurzer ROckblick ln Stichworten zur Ver· 
deutllchung dee Problems: 
• Nach dem Anechllg auf die US. 
Botechaft ln Bonn Im Februar 91 und dem 
Rohwedder·Anachlag, wird die Gefahr aus 

den Zellen reaktiVIert; nacn kOrzester Zelt 
alnd RechtsanwaltiNNeN und Verteidige. 
riNNENrechte, sowie Haftsituation Haupt· 
ziele der Kampagne. 
• Auf VOIIIg haltloser Grundlage werden 
Zellendurchsuchungen und Verlegungen 
vorgenommen und Durchsuchungen bel 
den AnwaltiNNen durchgezogen. 
• Eine Debatte um Auaelnanderlegung 
wird toegetreten, als habe ee jemals eine 
ernsthafte Zusammenlegung gegeben. 
• Diskutiert wird ln aller AusfOhrllchkelt 
die Erfolglosigkeit der Terrorlamuafahn· 
dung ln Sachen RAF; natOrllch werden Im 
gleichen Atemzug neue Befugnlaae fOr Poil· 
zel und Geheimdienste gefordert (Stichwort: 
verdeckte .Ermittlungen, praventlve Vorfel· 
darbelt). ln . diesem Zusammenhang wird 
dann am 1.6.91 die KGT.QrOndung bekannt· 
gegeben. Suggeriert wird, aleseieine unmlt· 
telbare Reaktion auf die aktuelle Debatte. 
Weitere Anachllge und Hungerstreiks wer· 
den geradezu herbelgeredet, 7000 Blatt Pa­
pierwerden als 'Beweis' for die andauernde 
enorme Gefahr durch die RAF prlaentlert. 
Die Medien werden gezielt mit Materlai und 
Interpretationhilfen getattert. 

• Lochte, oberster Hamburger Verfaaaung· 
echOtzerund v.a. bel der T AZ sehr beliebter 
Geeprachspartner ln Sachen •Fiexlbllltlt Im 
Umgang mit Terroristen• echaltet alch ein 
und erkllrt alle bisherigen Darstellungen 
von vorne bla hinten fOr Unelnn. Zitat •Dann 
wird nochrnalachnelllrgendwo durchsucht 
•.. Da wird eine Skizze gefunden, die ~ 
lieh belegt, daß eine Befreiungsaktion kurz 
bevorstahl Man muß alch echon In großer 

. . 

Aufregung befinden, um zu einer lOichen In­
terpretation dieser Skizze zu kommen .•. All 
diese Aufbauechungen und Verdrehungen 
fOhren Im Ergebnis echtloht dazu, daß die 
RAF kOnstllch hochgeredet wird ...• (Lochte, 
TAZ 25.7.91) 
Geechafft haben ee die Experten tor SensJ. 
blllalerung der BeYOikerung, daß wochen­
lang kein Blatt In der BAD darauf verzichten 
konnte und wollte, den jeweils neueaten 
Stand der Zeltenateuerung und der Anwalte­
verfolgung etc. abzudrucken, Scheingefech­
te Ober die Anzahl der Ermittlungsverfahren 
und drohende Anechlage, beetlmrnten 
Kommentar· und Nachrlchtenapalten. Und 
dann? Nichts. Unalnnl (Lochte). Oie Wett 
belaptelawelae achrieb mit, um dann ptotz· 
lieh festzustellen (15.7.91): •ln der Tat tagen 
keine konkreten Beweise gegen beetlmmte 
Personen vor ... • 
Parallel dazu wurde viel berichtet Ober orga­
nliierte KrtrNnlltlt, neue Polizei- und Ver· 
taaaungqchutzgeletze ln den Lindern und 
ganz nebenbei: die Einrichtung der KGT. 
(Nur der Vollatlndlgkelt halber sei hier dar· 
auf hlngewltMn, daß alle Vorbereitungen 
getroffen sind und noch werden, um dleeen 
Tell des Modelle Deutachland zu exportJe. 
ren. Abmachungen mit verachtedenen 
ehem. Ostblockstaaten • z.B. Ungarn • ln Sa· 
ohen •organisierter Krlmlnalltlt• sind g• 
troffen; Im Rahmen TREVI wird auf neuer 
Ebene konzeptionelle Vereinheitlichung dla­
kutlert zur Sicherung der Festung Europa.) 
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Mit der Konzeption der KGT sind die llnksll· 
beralen KritikER der bundesdeutschen SI· 
cherheltspolltlk kaum ln Schwierigkelten 
geraten. 
Die FR schreibt •An der Grenze der Legall· 
tlt• und die TAZ profliiert sich links und 
schlagzellt •Terrorlsmusbeklmpfung t.t 
an der Grenze der Legalltlt• (Herv.d.A.) 
Zugegeben: die Grenzen der Legalltat sind 
seit langem nicht mehr so genau zu bestlm· 
men • Insofern Ist es Immer auch die Frage, 
wo mensch sie denn bel der Analyse anset· 
zen will, vermutlich aus allgemeineren poll· 
tlschen Überlegungen. Ganz ohne Wider· 
sprOche kann das bel einem Brocken wie 
der KGT allerdings nicht durchgehen. So 
schreibt die FR folgendes: 
• Daß hier ein 'Organ der WlllkOr, der Macht· 
Zusammenballung und des totalltlren Poil· 
zelstaatea' entstehen kOnnte, wie die POS 
behauptet, halten aber auch die kritischen 
Beamten (die Im obrlgen nicht naher g&­
nannt werden, d.A.) for 'Quatsch'. Die KGT 
habe, wie auch Krisenstabe zu frOheren Zel· 
ten, nur zwei HandlungsmOgllchkelten: Er· 
stens, Erkenntnlsae auszutauschen und 
mittels einer stlrkeren Koordination die 
Aufkllrung und Fahndung zu verbessern; 
zweitens, neue Fahndungs- und Aufkll· 
rungsmethoden zu entwickeln. Wenn die 
Gefahr einer partiellen Verschmelzung von 
Polizei und Geheimdienst beeteht, dann 
liegt sie vor allem ln diesem zweiten Bereich 
... • (FR, 24.7.91) 
Abgesehen von der Verharmlosung der Fot· 
gen froherer Krisenstabe, werden gegen die 
POS.Krltlk folgende Punkte angefOhrt: 
•Die Beteiligten moßten eben genau darauf 
achten, Im Einklang mit den Gesetzen zu 
handeln• • sagen die schon zitierten •krltl· 
sehen Beamten• und das l.nnenmtnlsterlum 
beruhigt damit, daß sich die KGT, sollte sie 
sich zur •Oenkfabflk• for neue Strategien 
gegen T errorlsmus entwickeln, •selbst stln· 
dlg Oberprofan mosae. Außerdem mosae 
permanent von außen oberproft werden, ob 
nicht die von Gesetz und Verfaaaung gezo. 
genen Grenzen Oberschritten werden.•(eb­
da) 

Kontrolle von außen? 

Sollte parlamentarische Kontrolle damit g&­
melnt sein, so Ist festzustellen, daß ln den 
entsprechenden Gremien die Opposition 
nicht vertreten Ist, und daß ln diesen Gr• 
mlen die Frage der Legalttat nach dem 
Mehrheitsprinzip beantwortet wird. Im Falle 

der KGT stOnde es einem Journalisten gut 
an, Qualltat und Zeltpunkt der Information 
von Abgeordneten zu profan, bevor ER von 
tatsachlicher Kontrollmöglichkelt spricht: 
fast zwei Monate nach offizieller Elnrlch· 
tung und einen Monat nach weltgehendem 
Abschluß der konzeptionellen Arbeiten (80 
die offizielle Version), wurde der Innenaus­
schuß des Bundestages oberltachllch lnfor· 
mlert. Weaentllche Aufgabenfelder der KGT 
wurden nicht genannt, Ober die bisherige 
Praxis wurde kein WOrtehen verloren . 
Kontrolle von außen kOnnte zudem auch die 
Presse ausoben, wenn sie denn Ihre Funk· 
tlon ansatzweise wahrnehmen worde. Aber 
wer wird zittert? Das Innenministerium und 
anonyme kritische Beamte. Und wer sitzt 
doch gleich tn der KGT? 

Es bleibt also dabei: 

Die erate Stufe des •Polizei. 
Totalitarismus • tat: die Apparate der In-
neren Sicherheit kontrollieren die Legalttat 
Ihrer Arbeit Im wesentlichen selbst. 
Die FR geht dann aber gedanklich, doch 
sehr praxisorientiert schon den zweiten 
Sctvttt, wenn sie zugesteht, daß die Versu­
chung Immer sehr groß sein kOnnte, neue 
•Methoden einfach einmal 
auszuprobieren•. Und •da kaum anzuneh· 
men Ist, daß die Sicherheitsorgane die 
rechtlichen MOgllchkelten bislang nicht g• 
nutzt haben, kann das nur heißen, den 
rechtlichen Rahmen durch ~ 
tlonen auauclehnen• (ebda, Herv. d. A.). 
Die clrftte Etappe zum modernen Polizei. 
staat und zur Oberwindung der Nachkriegs­
hindernisse bel der Wiedervereinigung von 
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•Terrorbeklmpfung• 

Polizei und Geheimdiensten, besteht 
schließlich ln der Selbstelnschltzung der 
KGT tn auadrockllcher AbgNnzuno von bl• 
herlgen Formen der Koordination. Die ein· 
stimmige und einmalige Zustimmung der 
Llnder· und Bundesinnenminister wird In­
terpretiert als Garantie einer gewlaaen Ver­
bindlichkeit bel der Umsetzung der KGT· 
BeschiOsae, unabhlnglg von beetehenden 
Zustlndlgkeltaregelungen I 
Die angestrebte Verbindlichkelt fOr alle SI· 
cherheltaorgane und der Justiz, von a. 
schlOssen eines weltgehend unkontrolller· 
ten zentralen Gremiums, llßt vom FOdera­
llsmus ln Sicherheitsfragen 80 wenig Obrlg, 
wie von der Trennung von Polizei und Nach· 
rtchtendlensten und der Unabhlnglgkelt der 
Justiz ln diesem Bereich. Verlauf und Inhalt 
der Pres .. und Medienkampagne der letz· 
ten Monate haben gezeigt, daß Im Unter· 
schied zum 'Deutschen Herbst' eine vom 
Presserat durch sanften Druck erreichte 
Selbstverpflichtung und Nachrichtensperre 
der Krisenstabe nicht mehr nOtlg sind, so­
lange eine KGT die Informationen steuert 
und Ihr daa auch zugestanden wird. 
Drohten nicht Beleldlgungaklagen, moßte 
mansch konsequenterweise von einer par­
tiellen Verschmelzung der Tendenzen zum 
RelchBBicherheltshauptamt und dem Pro­
pagandaministerrum sprechen. 
Sofern diese Behauptung heute Oberhaupt 
noch aufrottelnde Wirkung hltte ... 
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